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Teil A Bericht

I. Lebensverhältnisse in Deutschland gleichwertig gestalten

Die Politik der Bundesregierung ist dem grundgesetzlich verankerten Ziel verpflichtet, gleichwertige Lebens-
verhältnisse im Bundesgebiet herzustellen. Gleichwertige Lebensverhältnisse können erzielt werden, indem die
Verhältnisse angeglichen bzw. regionale Disparitäten abgebaut und spezifische regionale Potenziale in der Re-
gionalentwicklung ausgebaut oder genutzt werden.

Der Auftrag des Deutschen Bundestages an die Bundesregierung zur regelmäßigen Berichterstattung zum Stand
der Deutschen Einheit ist breit angelegt. Gegenstand der Berichterstattung ist, „ihre Politik zur Angleichung der
sozialen, ökonomischen, politischen und kulturellen Lebensbedingungen der Menschen im vereinten Deutsch-
land“1 darzustellen. Im Einklang mit ihrer nationalen Nachhaltigkeitsstrategie2 nimmt die Bundesregierung im
Jahresbericht 2013 verstärkt über ökonomische Aspekte hinaus andere Aspekte in den Blick, die Einfluss auf
die Lebensverhältnisse haben. Sie trägt damit dem Umstand Rechnung, dass Lebensverhältnisse viele Dimensi-
onen aufweisen, die für die Lebensqualität und Lebenszufriedenheit maßgeblich sein können. Dazu gehören z.B.
auch Verteilungsfragen, Bildung, demokratische Teilhabe, Natur und Kultur. Diese und ähnliche Fragen sind in
der 17. Legislaturperiode unter anderem auch in der Enquetekommission „Wachstum, Wohlstand, Lebensquali-
tät“3 des Deutschen Bundestages erörtert worden. Diese Debatte prägt die im Jahresbericht 2013 gewählten
Schwerpunkte.

Fast eine Generation nach der Wiedervereinigung haben sich die ökonomischen Lebensverhältnisse in den ost-
und westdeutschen Bundesländern, insbesondere der materielle Wohlstand, deutlich verbessert. Die Basis für
den erreichten materiellen Wohlstand bildet eine zunehmend auch international wettbewerbsfähige Wirtschaft.
Der Osten hat heute eine moderne Infrastruktur mit gut ausgebauten Verkehrswegen und hoch leistungsfähigen
Energienetzen sowie eine hervorragende öffentliche Wissenschaftsinfrastruktur, die aus einem dichten Netz von
Hochschulen und Forschungseinrichtungen besteht. Der Angleichungsprozess an das Wirtschaftsniveau in
Westdeutschland hat sich in den letzten Jahren allerdings deutlich verlangsamt.

Zwischen Ost- und Westdeutschland bestehen noch spürbare Unterschiede in der Wirtschaftskraft je Einwohner,
den Löhnen und Gehältern fort. Gleiches gilt auch für das Steueraufkommen je Einwohner. Die Arbeitslosen-
quote liegt immer noch deutlich über dem Niveau Westdeutschlands. Sie ist aber selbst in der Wirtschafts- und
Finanzkrise weiter gesunken. Die Arbeitslosenquote hat seit 2005 von 18,7 Prozent stetig auf 10,7 Prozent ab-
genommen. Auch der Anteil der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung ist erneut gestiegen, und zwar
seit 2005 um 9,9 Prozent.

Die Haushaltskonsolidierung in den ostdeutschen Flächenländern ist in den vergangenen Jahren vorangeschrit-
ten. Seit 2011 erzielen die neuen Länder erfreulicherweise wieder Haushaltsüberschüsse. Den Konsolidierungs-
kurs gilt es in den kommenden Jahren fortzusetzen, um die Schuldenbremse auch angesichts rückgängiger Mit-
tel aus dem Solidarpakt II einzuhalten.

Für die heutigen Höchstfördergebiete der EU-Strukturförderung in den neuen Ländern hat die Bundesregierung
ab dem Jahr 2014, dem Beginn der nächsten Förderperiode, erfolgreich ein so genanntes Sicherheitsnetz errei-
chen können, das ihnen 64 Prozent der Finanzmittel der bis Ende 2013 noch laufenden Förderperiode sichert.

Neben dem erreichten materiellen Wohlstandsniveau werden die Lebensverhältnisse maßgeblich durch weitere
nicht-materielle Aspekte bestimmt. Wohlstand in diesem weit verstandenen Sinn kann sich unter anderem in
den Teilbereichen Bildung, Gesundheit, Freiheit und demokratische Teilhabe widerspiegeln und hier über ein-
zelne Leitindikatoren für diese Bereiche zumindest partiell erfasst werden.

Die Bildungsabschlüsse junger Menschen zeichnen ein ambivalentes Bild in den neuen Ländern. In der Rang-
folge der Bildungsabschlüsse im Sekundarbereich II bei den 20 bis 24-Jährigen in Deutschland werden die ers-
ten drei Plätze von ostdeutschen Ländern belegt. Zugleich liegen aber auch die drei Länder mit den meisten
Schulabgängerinnen und Schulabgängern ohne Hauptschulabschluss in den ostdeutschen Ländern.

Die Lebenserwartung hat sich nach der Wende bis heute in beiden Teilen des Landes fast angeglichen.

1 Bundestagsdrucksache 13/3643.
2 Vgl. Fortschrittsbericht zur nationalen Nachhaltigkeitsstrategie 2012, S. 50.
3 Siehe Schlussbericht der Enquete-Kommission „Wachstum, Wohlstand, Lebensqualität – Wege zu nachhaltigem Wirtschaf-

ten und gesellschaftlichem Fortschritt in der Sozialen Marktwirtschaft, Bundestagsdrucksache 17/13300.
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Deutschland hat mit seiner freiheitlich demokratischen Grundordnung ein Staatsystem, das demokratische und
gesellschaftliche Teilhabe voraussetzt. Es ist daher von besonderer Bedeutung, Bürgerinnen und Bürger für eine
Beteiligung am demokratischen Prozess zu gewinnen.

Eine wichtige Rolle im Sinne einer „Schule der Demokratie“ spielt hierbei das bürgerschaftliche Engagement in
Bürgerbündnissen, Vereinen und Verbänden, die sich für das Gemeinwohl einsetzen. Das bürgerschaftliche
Engagement hat in beiden Landesteilen eine große Bedeutung. Insgesamt steigt der Anteil der ehrenamtlich
aktiven Menschen kontinuierlich. Er ist aber in den östlichen Bundesländern noch niedriger als in den westdeut-
schen Bundesländern, wobei hier jedoch die Wahrnehmung der eigenen Einflussmöglichkeiten steigt und sich
anteilig mehr Menschen durch regelmäßiges Helfen bei Freunden oder Verwandten engagieren.

Freiheit und Demokratie sind mit Blick auf die deutsche Geschichte und im internationalen Vergleich keine
Selbstverständlichkeit. Verharmlosung, Verklärung der SED-Diktatur und Nichtwissen über die DDR kann nur
entgegengewirkt werden, wenn auch weiterhin eine Auseinandersetzung mit dem historischen Erbe des verei-
nigten Deutschlands erfolgt. Die Aufarbeitung des SED-Unrechts bleibt daher auch fast 25 Jahre nach der Wie-
dervereinigung eine aktuelle gesellschaftspolitische Aufgabe.

Keine Frage des Angleichungsprozesses, aber der Verantwortung der Bundesregierung für die Lebensverhält-
nisse in allen Teilen des Landes ist es, dass auch die Schäden durch die Folgen des Hochwassers in den neuen
Ländern in diesem Jahr aufgefangen, Soforthilfe bereitgestellt und der Aufbau unterstützt wird. Die Hochwas-
serkatastrophe vom Juni 2013 hat für viele Menschen in Deutschland gravierende Auswirkungen. Insbesondere
große Gebiete in den neuen Ländern sind hiervon betroffen. Die Beteiligung vieler freiwilliger Fluthelfer, Sol-
datinnen und Soldaten der Bundeswehr, Feuerwehrleute, Helferinnen und Helfer des Technischen Hilfswerks,
Beamtinnen und Beamte der Bundespolizei, Unternehmen und Vertreter von Hilfsorganisationen, hat wesentlich
dazu beigetragen, dass sich die Menschen in den betroffen Regionen nicht allein gelassen fühlen. Da der Wie-
deraufbau die Kräfte der einzelnen Länder übersteigt, beteiligen sich der Bund und die Ländergesamtheit an den
Kosten über den mit acht Milliarden Euro ausgestatteten nationalen Fonds „Aufbauhilfe“.

Die Förderung der Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse umfasst auch, die vorhandenen Potenziale in den
Regionen gezielt zu heben. Die ostdeutschen Bundesländer verfügen mit ihren zahlreichen Schutzgebieten und
von der UNESCO als Weltkulturerbe anerkannte Stätten über ein reiches, für die touristische Entwicklung rele-
vantes Natur- und Kulturkapital. Die neuen Länder nutzen dieses Potenzial, zum Beispiel als Impulsgeber einer
aktiven Naturschutzpolitik. Die Bundesregierung unterstützt diese Politik und fördert auch die Kultur in den
neuen Ländern seit der Wiedervereinigung.

Kaum eine europäische Region wird in den nächsten Jahren so sehr vom Rückgang und von der Alterung der
Bevölkerung betroffen sein wie die ostdeutschen Flächenländer. Das gilt insbesondere für die strukturschwäche-
ren ländlichen Regionen. Die Regionen in den neuen Ländern können damit aber auch neue Wege in der Da-
seinsvorsorge einschlagen, erproben und dadurch auch eine Vorreiterrolle für Gesamtdeutschland übernehmen.
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II. Gleichwertige Lebensverhältnisse herstellen - regionale Potenziale erkennen, nutzen -
Daseinsvorsorge sichern

1. Ökonomische Situation der Bevölkerung

Bruttoinlandsprodukt (BIP) pro Einwohner

Das Bruttoinlandsprodukt (BIP) pro Einwohner4 misst die durchschnittliche, pro Einwohner erwirtschaftete
Leistung. Es ist damit ein Indikator für den materiellen Wohlstand. Im Ost-West-Vergleich stellen die neuen
Bundesländer einschließlich Berlin knapp 20 Prozent der gesamtdeutschen Bevölkerung, erwirtschafteten aber
bislang erst 15 Prozent der gesamtdeutschen Wirtschaftsleistung. Berlin eingeschlossen legte das BIP pro Ein-
wohner in den neuen Bundesländern im Jahr 2012 auf 24.372 Euro zu, eine Steigerung gegenüber dem Vorjahr
von 0,5 Prozent (Deutschland: 32.281 Euro und 0,7 Prozent). Ohne das in Bezug auf die Osthälfte Deutschlands
vergleichsweise wirtschaftsstarke Berlin kommen die ostdeutschen Flächenländer auf einen durchschnittlichen
Wert von 22.972 Euro, das entspricht 71 Prozent des durchschnittlichen Niveaus in Deutschland. Insgesamt ist
festzustellen, dass sich die Werte dieser Länder in einem engen Korridor befinden, deutliche Unterschiede in der
Wirtschaftskraft pro Einwohner sind somit auf Länderebene nicht erkennbar.

Derzeit findet eine anhaltende, wenn auch langsame Konvergenz der Wirtschaftskraft pro Einwohner zwischen
Ost- und Westdeutschland statt. Im wirtschaftlichen Konvergenzprozess zwischen Ost- und Westdeutschland
sind drei Phasen erkennbar, eine Phase der rapiden Konvergenz (bis 1996), eine Phase der erneuten Divergenz,
insbesondere in Folge der Strukturanpassung im Baugewerbe (bis 2001) und eine Phase der kontinuierlichen,
aber langsamen Konvergenz (seit 2001). Seitdem verringert sich alle drei Jahre dieser Abstand um einen Pro-
zentpunkt. Unterbrochen wurde diese Entwicklung lediglich in den Jahren der Wirtschaftskrise aufgrund des
besonderes starken BIP-Rückgangs und der anschließenden stärkeren Erholung in Westdeutschland. Zwischen
2004 und 2012 stieg damit das ostdeutsche BIP je Einwohner (einschließlich Berlin) von 68 Prozent auf
71 Prozent des Westniveaus (34.244 Euro). Ob diese positive Entwicklung auch in den kommenden Jahren
anhalten wird, bleibt abzuwarten. Dies hängt insbesondere von vielen strukturellen Faktoren ab. Die Politik für
Ostdeutschland muss auch in den kommenden Jahren konsequent fortgesetzt werden.

A b b i l d u n g 1

BIP je Einwohner in Ostdeutschland im Vergleich zu Westdeutschland in Prozent
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4 Berechnet in den jeweiligen Preisen, jeweilige Preise sind die in der aktuellen Berichtsperiode beziehungsweise am
Berichtszeitpunkt geltenden (Markt-) Preise.
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Zu Westdeutschland, das ein durchschnittliches Pro-Kopf-BIP von 34.244 Euro aufweist, besteht ein nach wie
vor großer Abstand. Zwar hat es in den letzten Jahren beim BIP pro Einwohner und weiteren wichtigen ökono-
mischen Kennzahlen eine weitere verhaltene Angleichung von Ost und West gegeben. Dieser Prozess hat sich
gegenüber der ersten Hälfte der 90er Jahren jedoch deutlich verlangsamt, so dass eine vollständige Angleichung
– zumindest was die wirtschaftlichen Verhältnisse und Leistungsfähigkeit anbelangt – noch Zeit benötigt. Die
Gründe für den bestehenden Rückstand der neuen Bundesländer wurden in der Wirtschaftsforschung bereits
eingehend untersucht und benannt. Es sind vor allem strukturelle Gründe, die die wirtschaftliche Entwicklung
Ostdeutschlands im Vergleich zum Westen hemmen: die ostdeutsche Wirtschaftsstruktur ist immer noch durch
Kleinteiligkeit und einen Mangel an wertschöpfungsintensiven Konzernzentralen geprägt, ebenso wie durch die
vorwiegend auf Zulieferprodukte ausgerichtete Industrie sowie eine geringere unternehmensgetragene For-
schungsstruktur.

Einkommen privater Haushalte

Während das Bruttoinlandsprodukt einen Eindruck von der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit einer Region
vermittelt, stehen die „verfügbaren Einkommen“ für die Einkommen, die den privaten Haushalten zufließen.
Bei den verfügbaren Einkommen sind Sozialtransfers und Steuern berücksichtigt. 2011 entfielen auf die neuen
Bundesländer einschließlich Berlin 17 Prozent des verfügbaren Einkommens in Deutschland. Pro Einwohner
ergab sich in den neuen Bundesländern und Berlin ein verfügbares Einkommen von 16.989 Euro und in den
alten Bundesländern von 20.670 Euro, was Zuwächsen von 2,3 Prozent bzw. 3,4 Prozent gegenüber dem Vor-
jahresstand entspricht. Das verfügbare Einkommen pro Einwohner in Ostdeutschland (einschließlich Berlin)
erreichte rund 82 Prozent des Niveaus in Westdeutschland (85,2 Prozent des Niveaus in Deutschland).

Löhne und Gehälter

Die Löhne und Gehälter haben sich im Berichtszeitraum nur leicht erhöht. Die repräsentativen Daten des Be-
triebspanels des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung weisen eine Steigerung in 2012 auf durch-
schnittlich 2.390 Euro pro Monat (umgerechnet auf Vollzeitäquivalente) aus. Die Relation gegenüber West-
deutschland hat sich demnach mit etwa 80 Prozent seit Mitte der 90er Jahre nicht wesentlich verändert. Aller-
dings gibt es signifikante Unterschiede bei einzelnen Branchen, sowohl bezogen auf die absolute Höhe als auch
auf die Dynamik der Lohnangleichung. Am höchsten sind die Bruttodurchschnittslöhne im Finanz- und Versi-
cherungsgewerbe (3.310 Euro), im Bereich Bergbau/Energie/Wasser/Abfall (3.030 Euro) sowie in der öffentli-
chen Verwaltung (2.990 Euro). Demgegenüber verdienen die Beschäftigten in den übrigen personengebundenen
Dienstleistungen (1.810 Euro) und in der Land- und Forstwirtschaft (1.900 Euro) am wenigsten. Die Anglei-
chung (ebenfalls umgerechnet auf Vollzeitäquivalente) ist in der öffentlichen Verwaltung mit 97 Prozent am
weitesten vorangeschritten, gefolgt von Erziehung und Unterricht (95 Prozent) und der Landwirtschaft (92 Pro-
zent). Die Angleichung ist insbesondere in den Branchen Verarbeitendes Gewerbe (67 Prozent), Handel und
Reparatur (75 Prozent) sowie Baugewerbe (76 Prozent) unterdurchschnittlich. Die höchsten Löhne werden in
Betrieben erzielt, in denen 250 und mehr Beschäftigte arbeiten. In solchen Betrieben liegt die Relation bei 85
Prozent.

Verdienstunterschiede zwischen Männern und Frauen

Die Verdienstunterschiede zwischen Männern und Frauen sind in Ostdeutschland geringer als in Westdeutsch-
land. Die Fortschreibung des unbereinigten Gender Pay Gap für 2012 durch das Statistische Bundesamt weist
einen Einkommensunterschied von rund 8 Prozent aus, wohingegen der westdeutsche Durchschnitt seit einigen
Jahren konstant bei 24 Prozent liegt. Bereinigt man das Gender Pay Gap um strukturelle Faktoren wie zum Bei-
spiel die Auswirkung von geschlechterspezifischer Berufswahl, dann nähern sich die Werte für West- und Ost-
deutschland an und betragen 7 bzw. 9 Prozent. Innerhalb Ostdeutschlands wäre damit sogar rein rechnerisch ein
leicht höherer Durchschnittsverdienst von Frauen gegenüber Männern gerechtfertigt. Dies hängt damit zusam-
men, dass ostdeutsche Frauen u.a. über ein höheres Qualifikations- und Tätigkeitsprofil verfügen als ostdeutsche
Männer.5

5 Statistisches Bundesamt, STAT-Magazin „Frauenverdienste - Männerverdienste: Wie groß ist der Abstand wirklich?“ vom
19.03.2013.



Deutscher Bundestag – 18. Wahlperiode – 7 – Drucksache 18/107

Tarifbindung und Mindestlöhne

Kaum Änderungen ergeben sich im Berichtszeitraum hinsichtlich der Tarifbindung ostdeutscher Betriebe. Rund
die Hälfte aller Beschäftigten wird hier auf der Grundlage eines Branchen- bzw. Haustarifvertrags entlohnt, in
Westdeutschland sind dies rund 60 Prozent. Eine Angleichung zwischen Ost- und Westdeutschland ist hier nicht
zu beobachten, vielmehr zeigt sich bei langfristiger Betrachtung für beide Regionen eine eher fallende Tendenz.

Darüber hinaus hat die Bundesregierung auch in den vergangenen Monaten die rechtlichen Möglichkeiten ge-
nutzt, um branchenspezifische Mindestlöhne festzusetzen. Das Arbeitnehmer- Entsendegesetz (AEntG) bietet
den Rechtsrahmen, um Mindestlöhne für alle Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer einer Branche verbindlich
zu machen; zudem bietet das Arbeitnehmerüberlassungsgesetz (AÜG) die Möglichkeit, eine Lohnuntergrenze
für Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer festzusetzen. Diese Mindestlöhne gelten für alle Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer einer Branche, unabhängig davon, ob der Arbeitgeber seinen Sitz im In- oder Aus-
land hat. In einigen Branchen ist der allgemeinverbindliche Mindestlohn bundesweit einheitlich, andere Bran-
chenmindestlöhne sehen eine Ost-West- bzw. weitergehende regionale Differenzierung vor. Im Oktober 2013
bestanden in zwölf Branchen tarifliche Mindestlöhne auf der Basis des AEntG bzw. des AÜG. In der überwie-
genden Zahl der Branchen ist der Mindestlohn nach Ost- und Westdeutschland differenziert. In Ostdeutschland
variiert die Lohnhöhe zwischen 7,50 Euro und 11,25 Euro. Zu Beginn oder im Laufe des Jahres 2013 traten in
den meisten Branchen Erhöhungen der Mindestlöhne in Kraft.

Einkommensverteilung

Da das Bruttoinlandsprodukt pro Einwohner und die durchschnittlichen Löhne und Gehälter keine Aussage über
die Verteilung der Einkommen zulassen, wird hierfür als ergänzender Indikator die Armutsrisikoquote herange-
zogen. Sie ist Kennziffer für eine relativ niedrige Position in der Einkommensverteilung und ist kein Gradmes-
ser für individuelle Bedürftigkeit. Gemessen wird hierbei der Anteil der Personen, die über ein geringeres Ein-
kommen verfügen als 60 Prozent des mittleren Nettoäquivalenzeinkommens. Nach Angaben des Statistischen
Bundesamtes lag die Armutsrisikoquote 2012 in Ostdeutschland bei 19,7 Prozent und in Westdeutschland bei
14,0 Prozent. Die Armutsrisikoquote ist hier berechnet mit einem für ganz Deutschland einheitlichen
Nettoäquivalenzeinkommen. Die Armutsrisikoquoten zeigen, dass in Ostdeutschland mehr Personen ein Ein-
kommen unter diesem gesamtdeutschen Durchschnittswert beziehen als in Westdeutschland. Sie bestätigen
insoweit die Ergebnisse, die bereits oben mit Hilfe des Bruttoinlandsprodukt und des verfügbaren Einkommens
gewonnen wurden. Daraus kann aber nicht auf eine ungünstigere Einkommensverteilung in Ostdeutschland
geschlossen werden. Legt man die jeweiligen ostdeutschen und westdeutschen Nettoäquivalenzeinkommen
zugrunde, dann ergibt sich für die neuen Bundesländer mit 13,2 Prozent eine niedrigere Armutsrisikoquote als
mit 15,6 Prozent für die alten Bundesländer.

Ergänzend kommen Berechnungen des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung (DIW) auf der Grundlage
des sozioökonomischen Panels für das Jahr 2011 zu der Aussage, dass die Einkommensungleichheit in Ost-
deutschland, gemessen mit dem so genannten Gini-Koeffizienten, in den vergangenen Jahren stagniert hat, wäh-
rend sie in Westdeutschland zurückgegangen ist. Dies ist darauf zurückzuführen, dass die Arbeitslosigkeit in
Ostdeutschland nach wie vor signifikant höher ist und der Anteil der Personen, die über ein regelmäßiges
Markteinkommen verfügen, geringer ist als in Westdeutschland. Die genannten Werte haben sich jedoch in den
vergangenen Jahren stabilisiert, was wiederum darauf hindeutet, dass Ostdeutschland die Finanz- und Wirt-
schaftskrise gut gemeistert hat.

Alterssicherung

Die gesetzliche Rentenversicherung ist als wichtigste Säule der Alterssicherung in den neuen Ländern von gro-
ßer Bedeutung, weil sie die wesentliche Einkommensquelle im Alter ist. Die durchschnittlich ausgezahlten Ver-
sichertenrenten im Osten liegen sowohl bei den Männern mit rund 1.021 Euro monatlich als auch bei den Frau-
en mit rund 727 Euro pro Monat über denen im Westen (Stand: 31. Dezember 2012). Die verfügbaren Durch-
schnittsrenten der Männer sind in Ostdeutschland um rund 4 Prozent höher als im Westen. Die verfügbaren
Durchschnittsrenten der Frauen liegen rund 40 Prozent über den Renten der Frauen im Westen. Diese Relation
zu Gunsten von Ostdeutschland resultiert vor allem aus den geschlossenen Versicherungsbiografien der Betrof-
fenen. Hinzu kommt, dass in den Renten in den neuen Ländern auch Rentenbestandteile im Zusammenhang mit
der Überführung der Zusatz- und Sonderversorgungssysteme der ehemaligen DDR in die gesetzliche Renten-
versicherung enthalten sind. Damit erhalten z.B. auch Berufsgruppen mit günstiger Einkommenssituation, die in
Westdeutschland berufsständischen Versorgungswerken oder der Beamtenversorgung angehören, Renten aus
der gesetzlichen Rentenversicherung, was die statistisch ausgewiesenen Renten Ost höher ausfallen lässt.
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Die strukturellen Spezifika der Erwerbsbiografien der Rentnerinnen und Rentner im Westen verstärken den
Unterschied der durchschnittlichen Rentenhöhen. So liegt der Anteil der Rentnerinnen und Rentner in West-
deutschland, die im Laufe ihrer Erwerbsbiografie selbständig tätig oder verbeamtet waren, über dem in den
ostdeutschen Ländern. Sie haben daher grundsätzlich geringere Anwartschaften in der gesetzlichen Rentenver-
sicherung aufgebaut, aber in der Regel neben ihren Anwartschaften in der Rentenversicherung als Beamte Pen-
sionsansprüche erwerben bzw. privat vorsorgen können. Auch deswegen fallen die durchschnittlichen Renten-
zahlbeträge in den neuen Ländern relativ höher bzw. in den alten Ländern relativ geringer aus. Im Ergebnis
werden die Alterseinkommen in Ostdeutschland im Wesentlichen durch die gesetzliche Rente bestimmt, wäh-
rend in Westdeutschland in größerem Umfang weitere Einkommensquellen hinzukommen.

A b b i l d u n g 2

Durchschnittliche Versichertenrenten in der gesetzlichen Rentenversicherung
zum Stichtag 31. Dezember 2012 und Nettoeinkommen im Alter

im Jahr 2011 in Ostdeutschland
(Westdeutschland = 100)
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Quelle: Deutsche Rentenversicherung, Bundesministerium für Arbeit und Soziales.

Für die Höhe der Renten gilt weiterhin der Grundsatz, dass die Renten in den neuen wie in den alten Ländern
der Lohnentwicklung folgen. Rentnerinnen und Rentner sollen an der wirtschaftlichen Entwicklung teilhaben,
wie sie in der Lohnentwicklung zum Ausdruck kommt. Die Rentenwerte Ost und West nähern sich dabei in dem
Maß an, wie sich die Löhne der Beschäftigten in den neuen Ländern an diejenigen in den alten Ländern annä-
hern.

Der im Einigungsvertrag angelegte Anpassungsmechanismus der Renten hat den Rentnerinnen und Rentnern in
den neuen Bundesländern über viele Jahre erhebliche Rentenzuwächse gebracht, denn das Verhältnis der ver-
fügbaren Nettostandardrente Ost zur vergleichbaren Westrente lag 1990 noch bei rund 40 Prozent und hat sich
seitdem erheblich verbessert. Nach einer anfangs sehr zügigen Lohndynamik in den neuen Ländern hat sich der
Angleichungsprozess seit Mitte der 90er Jahre zwar deutlich verlangsamt. Mit der Rentenanpassung zum
1. Juli 2013 stieg der aktuelle Rentenwert (Ost) aber von 24,92 Euro auf 25,74 Euro (+ 3,3 Prozent). Dies be-
deutet eine Steigerung von zuletzt rund 89 Prozent auf nunmehr 91,5 Prozent des aktuellen Rentenwerts von
28,14 Euro in den alten Ländern.
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2. Wettbewerbsfähige Wirtschaft

2.1 Wirtschaftskraft

Ostdeutschland hat sich als entwickelte Wirtschaftsregion in Europa etabliert. In den vergangenen Jahren ist aus
der einstigen Planwirtschaft eine wissensbasierte Industrieregion mit zunehmend wettbewerbsfähigen Unter-
nehmen geworden. Gemessen am Bruttoinlandsprodukt pro Kopf in Euro, liegt die Wirtschaftskraft hier 2010
mit rund 95 Prozent nur noch wenig unter dem EU-Durchschnitt und gleicht sich diesem zusehends an. Das
wirtschaftsstärkste osteuropäische Land, Slowenien, erreicht gerade rund 71 Prozent des EU-Durchschnitts.

Von Anfang an waren Bund und Länder bestrebt, die Wettbewerbsfähigkeit der neuen Länder und insbesondere
die industrielle Basis zu stärken und dadurch die Grundlage für eine exportstarke Wirtschaft zu legen. Im Zuge
der Transformation von einer Planwirtschaft in eine Marktwirtschaft waren zunächst zahlreiche Industriear-
beitsplätze verloren gegangen, um dann in den Folgejahren durch neue Arbeitsplätze in Industrie und Dienstleis-
tungen teilweise ersetzt zu werden. Es ist seither zu einer auch im europäischen Vergleich beeindruckenden
Reindustrialisierung Ostdeutschlands gekommen.

Der Anteil des verarbeitenden Gewerbes an der Bruttowertschöpfung liegt mittlerweile in Ostdeutschland wie-
der bei knapp 18 Prozent gegenüber 24 Prozent in Westdeutschland. Im internationalen Vergleich liegt Ost-
deutschland über dem Durchschnitt der Europäischen Union und weit vor Frankreich oder Großbritannien.

A b b i l d u n g 3

Beitrag der Industrie zur Bruttowertschöpfung im Jahr 2010
(Industrie: Rohstoffindustrie, Herstellung von Waren, Energie,

Wasser; Daten für FRA beziehen sich auf 2009
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Quelle: Eurostat, eigene Berechnungen.

Gleichzeitig gibt es ein überproportionales Wachstum, das sich auch nach dem Jahr 2000 fortgesetzt hat. Seither
hat die Bruttowertschöpfung in der ostdeutschen Industrie real um knapp 42 Prozent und in der westdeutschen
Industrie um 17 Prozent zugenommen.

Die Wirtschaftsstruktur hat sich hierbei gewandelt. Das verarbeitende Gewerbe wird heute neben den Zweig-
niederlassungen großer Konzerne durch kleine und mittlere Unternehmen geprägt, die in der Regel stärker auf
regionalen Märkten präsent sind. Doch inzwischen spielen Europa und der internationale Markt auch in der
ostdeutschen Wirtschaft eine zunehmend wichtige Rolle.
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2.2 Verkehrsinfrastruktur, Telekommunikationsnetze, Energienetze

Ostdeutschland ist zu einem international wettbewerbsfähigen Standort geworden, der viele Stärken hat. Diese
Entwicklung basiert maßgeblich auf der guten Infrastruktur (vgl. Abbildung 4). Bei den Verkehrswegen, also
bei Schienen, Straßen und Wasserstraßen ist es gelungen, weitgehend das Niveau Westdeutschlands zu errei-
chen. Deutschland nimmt bei der Verkehrsinfrastruktur weltweit einen Spitzenplatz ein.

A b b i l d u n g 4

Bundesverkehrswege in Deutschland
(Bundesautobahnen, Bundesschienenwege und Bundeswasserstraßen)
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Um die erarbeiteten Standortvorteile zu sichern und die Infrastruktur wettbewerbsorientiert weiterzuentwickeln,
ist der Ausbau des ostdeutschen Verkehrsnetzes auch im vergangenen Jahr vorangetrieben worden. Hierzu leis-
teten auch die von der Bundesregierung 2012 und 2013 zusätzlich aufgelegten Infrastrukturbeschleunigungs-
programme mit einem Volumen vom insgesamt 1,75 Milliarden Euro einen wichtigen Beitrag. Auch in Ost-
deutschland gewinnen zunehmend Erhaltungsmaßnahmen an Bedeutung.

Die letzten noch nicht fertig gestellten Abschnitte der Verkehrsprojekte Deutsche Einheit (VDE), die ein Ge-
samtvolumen von rund 39,4 Milliarden Euro umfassen, sind im Bau. Insgesamt wurden bis Ende 2012 rund
33,9 Milliarden Euro investiert. Neun Projekte sind vollständig fertig gestellt. Bei den anderen acht Projekten
sind bereits viele Streckenabschnitte in Betrieb genommen worden: Bis Ende 2012 wurden mehr als 1.890 Ki-
lometer neu- und ausgebaute Bundesautobahnen im Rahmen der VDE dem Verkehr übergeben. Weitere rund 60
Kilometer sind im Bau. Damit sind rund 97 Prozent des Projektvolumens für die Straßenbauprojekte realisiert
oder in der Umsetzungsphase.

Der Ausbau der auch im europäischen Kontext prioritären Nord-Süd Schienenverbindung (Vorrangiges TEN-
Vorhaben Nr. 1) von Berlin in Richtung Süd-/Südosteuropa wurde fortgesetzt.

Eingebunden in wichtige europäische Verkehrskorridore hat sich Ostdeutschland zu einer Drehscheibe für Ost-
West- und Nord-Süd-Verkehre entwickelt. Es hat sich als Logistikstandort im Seehafenhinterlandverkehr profi-
liert. Ostdeutschland gehört mit modernen Umschlaganlagen, leistungsfähigen Binnen- und Seehäfen sowie
europäischen Logistikzentren und Drehkreuzen namhafter Unternehmen zu den dynamischsten Standorten für
Logistikleistungen innerhalb Europas. So sind hier bislang zwanzig Güterverkehrszentren und Umschlaganlagen
des Kombinierten Verkehrs entstanden. Für letztere hat der Bund seit Beginn der Förderung im Jahr 1998 För-
dermittel von über 100 Millionen Euro bereitgestellt. Schätzungen zufolge sind mittlerweile rund acht Prozent
der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigten in Ostdeutschland in logistikaffinen Branchen tätig.

Im weltweiten Vergleich nimmt Deutschland nicht nur bei der Verkehrsinfrastruktur, sondern auch bei den Te-
lekommunikationsnetzen (Telefon, Mobilfunk und Internetknoten) einen Platz in der Spitzengruppe ein. Nach-
dem schon seit den 90er Jahren die Telefonnetze intensiv modernisiert wurden, ist in den vergangenen Jahren
der Ausbau der Hochgeschwindigkeitsnetze (leitungsgebunden und mobil) deutlich vorangekommen.

Leistungsfähige Breitbandnetze ermöglichen schnellen Datenaustausch und sind damit mehr denn je ein wesent-
licher Grundpfeiler einer modernen und leistungsfähigen Infrastruktur. Sie sind eine der elementaren Vorausset-
zungen für einen wettbewerbsfähigen Wirtschaftsstandort. Perspektivisch gewinnen Dienste und Anwendungen,
die mit großen Datenmengen einhergehen, wie beispielsweise in der Telemedizin, hochwertige Videodienste
oder online gesteuerte Energiesysteme, deutlich an Bedeutung. Die Verfügbarkeit von Hochleistungsnetzen ist
deshalb gerade auch bei der Standortwahl von Unternehmen ein erfolgskritischer und bestimmender Faktor.
Insbesondere ländliche Regionen können ihre Attraktivität für Unternehmen und auch Private durch den Zugang
zu leistungsfähigen Breitbandnetzen steigern.

Zum Jahresende 2012 verfügten 99,7 Prozent aller bundesdeutschen Haushalte über einen Breitbandanschluss
mit mindestens einem Megabit pro Sekunde (Mbit/s). Damit ist inzwischen flächendeckend eine Breitband-
grundversorgung erreicht. Ende 2012 hatten zudem rund 55 Prozent aller Haushalte in Deutschland Zugang zu
einem Hochgeschwindigkeitsanschluss, der Datenübertragungsgeschwindigkeiten von mindestens 50 Mbit/s
ermöglicht (vgl. Abbildung 5). Nach der Breitbandstrategie der Bundesregierung sollen – technologieneutral –
bis zum Jahr 2014 für 75 Prozent aller Haushalte Bandbreiten von mindestens 50 Mbit/s zur Verfügung stehen.
Bis Ende 2018 wird eine flächendeckende Verfügbarkeit angestrebt.
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A b b i l d u n g 5

Entwicklung der Breitbandverfügbarkeit in Deutschland

Quelle: Aktuelle Breitbandverfügbarkeit in Deutschland, Stand Ende 2012,
Erhebung des TÜV Rheinland im Auftrag des Bundesministeriums für Wirtschaft

Eine Aufschlüsselung der Breitbandverfügbarkeit von mind. 50 Mbit/s nach Bundesländern zum Stand Ende
2012 enthält Tabelle 1.

T a b e l l e 1

Breitbandanschluss von mindestens 50 Mbit/s in den Bundesländern in Prozent

Bundesland
Breitbandverfügbarkeit ≥ 50 Mbit/s

über alle Technologien
Bundesland

Breitbandverfügbarkeit ≥ 50 Mbit/s

über alle Technologien

Baden-Württemberg 76,6 Niedersachsen 43,9

Bayern 43,7 Nordrhein-Westfalen 69,1

Berlin 88,5 Rheinland-Pfalz 36,6

Brandenburg 21,4 Saarland 33,7

Bremen 87,4 Sachsen 29,9

Hamburg 90,9 Sachsen-Anhalt 10,3

Hessen 63,8 Schleswig-Holstein 54,0

Mecklenburg-Vorpommern 27,3 Thüringen 21,2
Quelle: Bericht zum Breitbandatlas Ende 2012, TÜV Rheinland/BMWi, 2012

Die östlichen Flächenländer weisen im Vergleich zu den westlichen Flächenländern noch unterdurchschnittliche
Erschließungsraten bei leitungsgebundenen Hochgeschwindigkeitsanschlüssen auf. Um gleiche Entwicklungs-
chancen in Ost und West sicherzustellen, müssen die Bemühungen zum Ausbau eines leistungsfähigen Breit-
bandnetzes in Ostdeutschland intensiviert werden. Hinsichtlich der Verfügbarkeit der Mobilfunktechnologie
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LTE6, die eine Komplementärtechnologie zu leitungsgebundenen Netzen darstellt, zeigt sich im Vergleich von
Ost und West bereits ein recht homogenes Bild. Diese Technologie kann einen wichtigen Beitrag zur Errei-
chung einer flächendeckenden Breitbandversorgung leisten.

Ein hohes Niveau besteht auch im Bereich der Energieversorgungsnetze: von den Höchstspannungsleitungen bis
zum Hausanschluss wurde vieles modernisiert. Insgesamt ist Ostdeutschland damit im Bereich Infrastruktur in
all seinen Facetten international gut aufgestellt.

2.3 Wissenschaftsinfrastruktur

Ostdeutschland hat den Weg hin zu einer wissensbasierten Industriestruktur eingeschlagen. In der ständigen
Innovation liegt ein Schlüssel, um auf den internationalen Märkten langfristig erfolgreich sein zu können. Dafür
braucht es ein geeignetes Umfeld. Hier liegt eine besondere Stärke der neuen Bundesländer. Seit der Wiederver-
einigung hat sich in Ostdeutschland eine hervorragende öffentliche Wissenschaftsinfrastruktur herausgebildet.
Mit seinen 24 staatlichen Universitäten, 53 staatlichen Fachhochschulen und fast 200 außeruniversitären For-
schungseinrichtungen verfügt Ostdeutschland über ein gutes Netz von Bildungs- und Forschungseinrichtungen.
Diese hohe Dichte an Hochschulen, Forschungseinrichtungen und innovativen Netzwerken ist eine gute Basis
für eine wissensbasierte Wirtschaft, da sie die Möglichkeit einer engen Verzahnung mit den Unternehmen zu
einem wissensintensiven Geflecht bietet. Das zeigt sich beispielsweise an Erfolgen bei der Einwerbung von
Drittmitteln aus der nationalen öffentlichen Programmförderung7. Insbesondere bei den für die regionale Wirt-
schaft wichtigen Fachhochschulen konnten pro Professor 29.500 Euro eingeworben werden, 31,7 Prozent mehr
pro Professor als für ihre westdeutschen Kollegen, die im Schnitt 22.400 Euro Drittmittel einwerben konnten.

Diese gute Infrastruktur schlägt sich auch in der Qualität der Forschungsergebnisse nieder, in denen Ostdeutsch-
land dem Westen in nichts nachsteht: Von den insgesamt 15 im Rahmen der Hightech-Strategie der Bundesre-
gierung geförderten Spitzenclustern - Cluster sind räumliche Ballungen eng miteinander verflochtener kooperie-
render Unternehmen und Forschungseinrichtungen - liegen drei in Ostdeutschland (das Mikroelektronik-Cluster
Cool Silicon in Dresden; das Photovoltaik-Cluster in Mitteldeutschland und das Cluster BioEconomy in Leuna).

Auch im Rahmen der Förderinitiative der Bundesregierung „Forschungscampus - öffentlich-private Partner-
schaft für Innovationen“ konnte sich Ostdeutschland behaupten: fünf der zehn geförderten Forschungscampi
sind in Ostdeutschland angesiedelt (der Forschungscampus Connected Technologies zu Technologien der
nächsten Generation des Smart Home, der Forschungscampus EUREF mit dem Thema Mobility2Grid und der
Forschungscampus MODAL zur Prozessoptimierung in Berlin, der medizintechnische Forschungscampus
STIMULATE in Magdeburg und der Forschungscampus INFECTOGNOSTICS zu neuen Methoden der Diag-
nose von Infektionen in Jena).

Forschung und Entwicklung in den neuen Bundesländern befinden sich international auf hohem Niveau. Der
Anteil der FuE-Ausgaben am BIP ist in Ostdeutschland hoch. Mit 2,5 Prozent des BIP liegt er deutlich höher als
in der EU-27 und reicht fast an das Anteilsniveau der USA heran (vgl. Abbildung 6). Die ostdeutsche FuE wird
jedoch im Unterschied zu allen Vergleichsländern nur zu einem geringen Teil durch die Wirtschaft und zu ei-
nem erheblichen Teil durch den öffentlichen Sektor getragen:

 Das Verhältnis von privater und öffentlicher FuE beträgt im Osten 40 zu 60. Die EU strebt dagegen ein
Verhältnis von 66 zu 34 an.

 Die FuE-Intensität der Wirtschaft beträgt nur die Hälfte des Vergleichswertes Westdeutschlands.

 Die FuE wird in Ostdeutschland zu einem großen Teil durch die öffentlichen Haushalte finanziert, die in
den nächsten Jahren voraussichtlich unter großem Konsolidierungsdruck stehen werden.

Niveau und Struktur der FuE-Ausgaben unterscheiden sich zwischen den Bundesländern erheblich. In Baden-
Württemberg liegen die FuE-Aufwendungen relativ zum BIP mehr als dreimal höher als in Schleswig-Holstein.
Unter den acht Ländern mit dem höchsten Anteil an FuE-Aufwendungen am BIP befinden sich drei ostdeutsche
Länder: Berlin, Sachsen und Thüringen. Es gibt auch west- und norddeutsche Länder mit relativ zum BIP gerin-
gen FuE-Aufwendungen. Nordrhein-Westfalen liegt auf dem Niveau Mecklenburg-Vorpommerns, wobei aller-
dings der öffentlich finanzierte Anteil in Mecklenburg-Vorpommern im Gegensatz zu dem von der Wirtschaft
finanzierten Anteil deutlich höher ist als in Nordrhein-Westfalen.

6 Long Term Evolution.
7 Quelle: Ländercheck Stifterverband 2011.
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A b b i l d u n g 6

FuE-Ausgaben in Prozent des BIP im Jahr 2010
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Quelle: Statistisches Bundesamt, Eurostat, Stifterverband der Wissenschaftsstatistik.

A b b i l d u n g 7

FuE-Ausgaben in den Bundesländern in Prozent des BIP im Jahr 2010
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2.4 Weitere Standortfaktoren

Für manche Investoren ist über diese Standortfaktoren hinaus besonders die zentrale Lage in Europa von ent-
scheidender Bedeutung, für andere die attraktive Mischung einerseits im wirtschaftsstärksten Land Europas zu
investieren und andererseits von den im innerdeutschen Vergleich noch niedrigeren Grundstücks- und Lohnkos-
ten zu profitieren.

Ostdeutschland hat nach Befragungen von Unternehmen darüber hinaus eine besondere Ressource, die für die
Ansiedlung eines Unternehmens spricht: Ostdeutsche Arbeitnehmer gehören im Hinblick auf Qualifikation,
Engagement und Flexibilität zur weltweiten Spitzengruppe. Ein Plus, das gerade in hoch flexiblen und wissen-
sbasierten Produktionsprozessen von unschätzbarem Wert ist.

Zu den weiteren positiven Standortfaktoren zählen auch Rahmenbedingungen wie ein attraktives Lebens- und
Arbeitsumfeld, ein bedarfsgerechtes Kinderbetreuungsangebot und eine gute Schulinfrastruktur. Sie sind mitt-
lerweile von entscheidender Bedeutung für die Gewinnung von Fachkräften. Gerade im Bereich der Kinderbe-
treuung stehen die ostdeutschen Länder an der Spitze in Deutschland. Die traditionell gut ausgebaute und ange-
nommene Infrastruktur für die Kinderbetreuung fördert in den ostdeutschen Ländern die Vereinbarkeit von
Familie und Beruf und damit auch die hohe Erwerbsbeteiligung von Frauen. Dazu hat auch der Ausbau der U3-
Kindertagesbetreuung einschließlich der Maßnahmen zur Verbesserung der Qualität beigetragen, die der Bund
finanziell erheblich unterstützt.8

A b b i l d u n g 8

Betreuungsquote von Kindern unter 3 Jahren9

Quelle: Statistisches Bundesamt.

8 Mit den beiden Investitionsprogrammen und den Betriebskostenzuschüssen stellt der Bund für den U3-Ausbau 2008 bis
2014 insgesamt 5,4 Milliarden Euro zur Verfügung, hiervon allein für die Neuen Länder 1,06 Milliarden Euro (inkl. Berlin).
Anschließend erhalten die Länder für den Betrieb der Kitas und Tagespflegestellen vom Bund jährlich 845 Millionen Euro
Betriebskostenzuschüsse, hiervon beträgt der Anteil für die Neuen Länder 176,5 Millionen Euro.

9 Kinder in Kindertageseinrichtungen zuzüglich der Kinder in öffentlich geförderter Kindertagespflege, die nicht zusätzlich
eine Kindertageseinrichtung oder eine Ganztagsschule besuchen.
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Nachteilig für Produktivität und Wettbewerbsfähigkeit ist, dass sich in den neuen Ländern nur sehr wenige gro-
ße Unternehmen mit eigenen Unternehmenszentralen etabliert haben. In Ostdeutschland ist kein einziges Dax-
Unternehmen ansässig. Es wird darin deutlich, dass Ostdeutschland insbesondere bei großen Unternehmen eine
deutlich geringere Unternehmensdichte aufweist als Westdeutschland. Hierin zeigt sich die vielfach erwähnte
Kleinteiligkeit der ostdeutschen Wirtschaft.

Auch die bereits beschriebenen Strukturunterschiede im Bereich von Forschung und Innovation sind eine Folge
der Kleinteiligkeit. Am FuE-Aufwand der deutschen Wirtschaft hatte Ostdeutschland im Jahr 2012 mit 5,2 Mil-
liarden Euro lediglich einen Anteil von 8,1 Prozent. Der Anteil der Beschäftigten im Forschungs- und Entwick-
lungsbereich (FuE) je 1000 Einwohner lag im Jahr 2012 in Ostdeutschland bei 5,1 Beschäftigten10, während der
gesamtdeutsche Durchschnitt (2011) mit 9,1 Beschäftigten in diesem Bereich fast doppelt so hoch lag.

Ursächlich hierfür ist, dass rund 90 Prozent der Forschungsaufwendungen der deutschen Wirtschaft im Jahr
2010 in Unternehmen mit mehr als 250 Mitarbeitern aufgebracht wurden. Die geringe Zahl großer Unternehmen
in Ostdeutschland trägt zu dem im Vergleich zu Westdeutschland geringen FuE-Aufwand bei. Kleine Unter-
nehmen können größere FuE-Projekte oftmals nicht finanzieren. Daneben spielt auch die Branchenstruktur in
Ostdeutschland eine Rolle. Ostdeutschland weist im Vergleich zu Westdeutschland eine weniger technologie-
orientierte Zusammensetzung des verarbeitenden Gewerbes auf11.

Positiv fällt allerdings auf, dass kleine Betriebe in Ostdeutschland bei der Entwicklung von Marktneuheiten
häufiger erfolgreich sind als vergleichbare Unternehmen in den alten Ländern12. Da Innovationen in Form neuer
Produkte und Produktionsprozesse in fortgeschrittenen Volkswirtschaften der entscheidende Treiber der wirt-
schaftlichen Entwicklung sind, besteht in Ostdeutschland insofern ein besonderes Potenzial.

Ein Teil der relativen Forschungsschwäche der ostdeutschen Wirtschaft kann durch die im Verhältnis zum BIP
im innerdeutschen wie auch im internationalen Vergleich gute und überproportionale Ausstattung mit öffentli-
cher Forschung kompensiert werden (vgl. Abbildung 6). In den mittel- und osteuropäischen Staaten liegt die
Forschungsintensität noch deutlich niedriger. Insgesamt hat sich das Innovationssystem in Ostdeutschland daher
gut entwickelt.

2.5 Energiewirtschaft und erneuerbare Energien

Ostdeutschland ist „Energieland“. Im Zuge des Einigungsprozesses wurde besonders in den 90er Jahre in sehr
großem Umfang in die Erneuerung der Strom- und Wärmeversorgung mit Blick auf Energieeffizienz, Luftrein-
haltung und Klimaschutz investiert. In den 2000er Jahren wurde – getrieben vom Erneuerbare-Energien-Gesetz
– die regenerative Stromerzeugung in Ostdeutschland besonders rasch ausgebaut. Im Hinblick auf die Umset-
zung der Energiewende nimmt Ostdeutschland eine Vorreiterrolle ein. In vielen Regionen stellt die Energiewirt-
schaft eine wichtige Quelle von Wertschöpfung und Beschäftigung dar. Der Anteil der erneuerbaren Energien
an der Bruttostromerzeugung lag im Jahr 2012 bei 29 Prozent mit steigender Tendenz, während er in West-
deutschland rund 20 Prozent betrug.13 Da es in den neuen Bundesländern keine Kernkraftwerke gibt, wirkt sich
der Beschluss der Bundesregierung im Jahr 2011 zum Atomausstieg in Ostdeutschland nicht direkt auf die Er-
zeugungskapazität vor Ort aus. Die Braunkohle als grundlastfähiger Energieträger mit langer Tradition in Ost-
deutschland ist nach wie vor ein wichtiger Faktor im Energieerzeugungsmix.

Innerhalb der neuen Bundesländer gibt es erhebliche Unterschiede in der Stromerzeugungsstruktur (vgl. Abbil-
dung 9):

10 Quelle: Euronorm Endbericht FuE-Potenzialstudie, 2013, S. 7.
11 Stifterverband, FuE Datenreport 2012.
12 IWH, Wirtschaft im Wandel, 2011, S. 278.
13 Quelle: Studie „Auswirkungen der Energiewende auf Ostdeutschland“ von EuPD Research und DCTI im Auftrag des Bun-

desministeriums des Innern, 2013.
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A b b i l d u n g 9

Stromerzeugung in den neuen Bundesländern
(prozentuale Verteilung)

Brandenburg ist beispielsweise Spitzenreiter bei der Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien. Mit einer
Strommenge von rund 12 Terawattstunden (TWh) im Jahr 2012 ist es das Bundesland mit der höchsten Strom-
erzeugung aus erneuerbaren Energien in Ostdeutschland. An zweiter und dritter Stelle in Ostdeutschland folgen
Sachsen-Anhalt (8 TWh) und Mecklenburg-Vorpommern (5 TWh). Das Schlusslicht der östlichen Bundeslän-
der bildet strukturell bedingt die Bundeshauptstadt Berlin mit 0,3 TWh.

Die Erzeugungsstruktur der konventionellen Energieträger ist in den ostdeutschen Bundesländern heterogen.
Den höchsten Anteil der Braunkohle an der Bruttostromerzeugung besitzt das Land Sachsen. Dort wurden im
Jahr 2012 circa 76 Prozent des Stroms aus Braunkohle erzeugt. Auch für Brandenburg spielt die Braunkohle mit
einem Anteil von etwa 63 Prozent eine bedeutendere Rolle für die Stromerzeugung als in den übrigen Bundes-
ländern. Die Stromerzeugung aus Gaskraftwerken ist besonders in Berlin mit fast 3 TWh relativ hoch. Ein Drit-
tel des in Ostdeutschland mit Erdgas erzeugten Stroms wird in Berlin generiert. Auch durch den hohen Stein-
kohleanteil unterscheidet sich der Berliner Energiemix deutlich von den übrigen neuen Bundesländern.

Aufgrund des bereits hohen Anteils erneuerbarer Energien am Energiemix produziert Ostdeutschland insgesamt
mehr Strom als vor Ort nachgefragt wird und liefert überschüssigen Strom nach Westdeutschland bzw. in die
Nachbarländer Polen und Tschechien. Circa 34 TWh exportierte Ostdeutschland im Jahr 2011 in andere Netze
(Import 16 TWh), ist also Nettostromexporteur und wird dies in Zukunft voraussichtlich auch bleiben. Der
Netzausbau, insbesondere des Übertragungsnetzes, und das Engpassmanagement der Netzbetreiber gewinnen
daher immer mehr an Bedeutung.

Da die Kosten für die Modernisierung der Energienetze über die Netzentgelte bezahlt werden müssen, sind die
Stromkosten in Ostdeutschland tendenziell etwas höher als in vielen Gebieten der alten Bundesländer. Der zu-
nehmende Ausbau erneuerbarer Energien in Ostdeutschland verstärkt diesen Effekt, da zum Teil ein Ausbau der
Netze erforderlich ist, um den produzierten Strom abzutransportieren. Dieser zusätzliche Ausbau wird ebenfalls
über die Netzentgelte finanziert. Gerade für Unternehmen im produzierenden Gewerbe sind die Stromkosten
jedoch ein wichtiger Standortaspekt und die Energiekosten damit ein kritischer Faktor.
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2.6. Wirtschaftsfaktor Tourismus

Der Tourismus ist ein wichtiger Wirtschaftsfaktor, der zu Wachstum und Beschäftigung beiträgt. Rund 4,4 Pro-
zent der Bruttowertschöpfung werden in Deutschland im Tourismus erbracht. Seinen Stellenwert auch für Ost-
deutschland belegt u. a. das jährliche „Sparkassen-Tourismusbarometer“ des Ostdeutschen Sparkassenverban-
des.

Wie in fast allen Bundesländern stieg im Jahr 2012 das Tourismusaufkommen auch in Ostdeutschland erfreulich
stark an. Mit einem Nachfragewachstum von 3,3 Prozent lag Ostdeutschland knapp unter dem Bundesdurch-
schnitt von vier Prozent. Wachstumsmotor war häufig der Tourismus aus dem Ausland. Untersuchungen zufol-
ge können ostdeutsche Regionen von dem Trend zu häufigeren Kurzreisen mit abnehmender Verweildauer pro-
fitieren. Die Aussichten für den Tourismus in Ostdeutschland bleiben positiv. Bei Hotels und Hotels garnis
nahmen die Übernachtungen zu; für Pensionen und Gasthöfe zeichnet sich ein positiver Trend ab. Laut Touris-
musbarometer hat eine zurückhaltende Kapazitätsentwicklung im Beherbergungsgewerbe die Auslastungssitua-
tion gestärkt.

Die Deutsche Zentrale für Tourismus e.V. (DZT) plant, das Jubiläum "25 Jahre Mauerfall/Deutsche Einheit" für
zwei Jahre in den Mittelpunkt ihrer Kommunikation zu stellen. Die DZT bewirbt Deutschland als Reiseland im
Auftrag der Bundesregierung im Ausland. Die Kampagne soll ins Blickfeld rücken, was den Markenkern des
Reiselandes Deutschland 25 Jahre nach dem Mauerfall auszeichnet. Der offizielle Start der zweijährigen DZT-
Kampagne ist zur Internationalen Tourismusbörse Berlin im Frühjahr 2014 geplant.

2.7 Landwirtschaft und Privatisierung von agrarwirtschaftlichen Flächen

Für viele ländliche Regionen Ostdeutschlands haben die Betriebe der Land- und Forstwirtschaft eine wichtige
Bedeutung. Die Agrarwirtschaft trägt zum Erhalt der Arbeitsplätze bei und formt maßgeblich den ländlichen
Charakter der Regionen. Diese Bedeutung steigt oftmals mit zunehmender Zentrumsferne. Viele ostdeutsche
Betriebe weisen im innerdeutschen und europäischen Vergleich eine hohe Produktivität und Wettbewerbsfähig-
keit auf. Diese Potenziale gilt es zu nutzen und weiter auszubauen. Die EU-Direktzahlungen geben den Betrie-
ben eine wirtschaftliche Grundlage zur Abfederung von Risiken und zur Erfüllung gesellschaftlicher Leistun-
gen. Gleichwohl bedarf es weiterer Anstrengungen, um die wirtschaftliche Entwicklung in den ländlichen Regi-
onen zu unterstützen. Die dazu notwendigen Maßnahmen werden von Ländern, Bund und EU mit maßge-
schneiderten Programmen wie zum Beispiel die Förderung der ländlichen Entwicklung mit Hilfe des Europäi-
schen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums (ELER) und der Gemeinschaftsaufgabe
„Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes (GAK) unterstützt. Ziel ist die Verbesserung der
Wettbewerbsfähigkeit landwirtschaftlicher unternehmen, die Erhaltung sicherer Arbeitsplätze, hoher Wert-
schöpfung und hoher Lebensqualität im ländlichen Raum.

Die Privatisierung ehemals volkseigener land- und forstwirtschaftlicher Flächen schreitet weiter voran. Im Jahr
2012 wurden insgesamt 40.385 ha landwirtschaftliche und 12.161 ha forstwirtschaftliche Flächen veräußert,
davon 15.314 ha bzw. 8.823 ha nach dem Entschädigungs- und Ausgleichsleistungsgesetz (EALG). Seit dem
1. Juli 1992 wurden damit insgesamt rund 745.198 ha landwirtschaftliche und rund 554.486 ha forstwirtschaftli-
che Flächen veräußert. Um den seit der Verabschiedung der Privatisierungsgrundsätze 2010 veränderten Rah-
menbedingungen besser Rechnung tragen zu können, wurden im 2. Quartal 2013 Ergänzungen der Privatisie-
rungsgrundsätze beschlossen. So wird bei Ausschreibungen die Losgröße im Regelfall statt wie bislang auf 50
ha nun auf max. 25 ha beschränkt. Neben arbeitsintensiven und ökologisch wirtschaftenden Betrieben wird
zukünftig auch Junglandwirten die Teilnahme an so genannten beschränkten Ausschreibungen ermöglicht sowie
in diesem Zusammenhang der Umfang der beschränkt ausgeschriebenen Flächen von bisher jährlich 5.000 ha
auf 7.500 ha erweitert. Zum Stichtag 31. Dezember 2012 befanden sich noch rund 267.501 ha landwirtschaftli-
che und rund 48.680 ha forstwirtschaftliche Flächen im Bestand der Bodenverwertungs- und verwaltungs
GmbH (BVVG).

2.8 Bedeutung der Bundeswehr für die Wirtschaft

Besondere Bedeutung für die Wirtschaft in den neuen Ländern hat auch die Bundeswehr. Gemessen an der Be-
völkerungszahl wird die Bundeswehr nach Umbau des gesamten Personalkörpers im Jahr 2017 in der Zielstruk-
tur als Arbeitgeber in den ostdeutschen Bundesländern besonders stark vertreten sein; so kommen beispielswei-
se in Mecklenburg-Vorpommern künftig 6,4 Bundeswehrangehörige auf 1.000 Einwohner. Heute leisten insge-
samt rund 29.000 der circa 185.000 Soldatinnen und Soldaten ihren Dienst in den neuen Bundesländern; weitere
11.000 der circa 71.000 zivilen Bundeswehrangehörigen arbeiten in den dortigen Bundeswehrdienststellen.
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Damit trägt die Bundeswehr erheblich zur Sicherung und Stärkung der regionalen Wirtschaftskraft bei. Auf-
grund ihrer flächendeckenden Präsenz bietet die Bundeswehr auch zukünftig jährlich mehr als circa. 32.300
Menschen eine berufliche Perspektive in den neuen Bundesländern; hinzu kommen noch die rund 480 zivilen
Berufsausbildungsplätze in den vier eigenen Ausbildungswerkstätten und 45 Ausbildungsstätten.

Die Bundeswehr begegnet dem demografischen Wandel in Ostdeutschland mit der Etablierung eines „Binnen-
arbeitsmarktes Bundeswehr“. Das vorhandene Personal wird dabei noch zielgerichteter und vor allen Dingen
langfristig an den Arbeitgeber Bundeswehr gebunden, indem verstärkt planbare und vielfältige berufliche Per-
spektiven angeboten werden. Mit diesen Maßnahmen reduziert die Bundeswehr die fortschreitende Abwande-
rung, insbesondere auch junger Menschen, in den betroffenen Regionen. Auch die weitgehende zivilberufliche
Anerkennung der militärischen Erfahrungen und Kenntnisse im engen Austausch mit der regionalen Wirtschaft
wird dieses Ziel unterstützen.

2.9 Investitions- und Innovationsförderung

2.9.1 Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“

Der wirtschaftliche Aufholprozess der neuen Länder ist noch nicht abgeschlossen und verlangt weiterhin eine
flankierende Strukturpolitik. Wichtiges Element ist dabei die Investitionsförderung, die betriebliche Investitio-
nen fördert und damit Wachstum unterstützt. Da die steuerliche Investitionszulage Ende 2013 ausläuft, wird die
Bund-Länder-Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ (GRW) künftig das
zentrale Instrument der nationalen regionalen Wirtschaftsförderung. Im Rahmen der GRW unterstützen Bund
und Länder strukturschwache Regionen finanziell dabei, den Strukturwandel und besondere regionale Heraus-
forderungen zu bewältigen.

Die primäre regionalpolitische Intention der GRW besteht darin, Standortnachteile strukturschwacher Regionen
auszugleichen und regionale Disparitäten abzubauen. Mit der Förderung von gewerblichen Investitionen, Inves-
titionen in die kommunale wirtschaftsnahe Infrastruktur sowie Maßnahmen zur Steigerung der Wettbewerbsfä-
higkeit von kleinen und mittleren Unternehmen aktiviert die GRW das regionale Wachstum und trägt damit zur
Schaffung bzw. Sicherung dauerhaft wettbewerbsfähiger Arbeitsplätze in strukturschwachen Regionen bei. Sie
leistet damit einen Beitrag zur Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse im Bundesgebiet.

Darüber hinaus kommt der Gemeinschaftsaufgabe in den neuen Bundesländern eine immer wichtigere Rolle bei
der Bewältigung demografischer Herausforderungen in strukturschwachen ländlichen Regionen zu (vgl. Ab-
schnitt II Nr. 7).

Die Fördermöglichkeiten und -höchstsätze der GRW orientieren sich eng an der Strukturschwäche bzw. Bedürf-
tigkeit der jeweiligen Region. Zudem ist der durch die europäischen Regionalbeihilferegeln vorgegebene (Sub-
ventions-) Rahmen einzuhalten. Antragsberechtigt sind Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft und des
Fremdenverkehrsgewerbes bei volkswirtschaftlich besonders förderungswürdigen Investitionsvorhaben sowie
Gemeinden bei wirtschaftsnahen Infrastrukturmaßnahmen. Die Förderung erfolgt in der Regel in Form eines
nicht zurückzahlbaren Zuschusses und flankierend mit Bürgschaften. Welche Investitionen gefördert werden,
entscheiden ausschließlich die zuständigen Stellen in den Ländern. Der Bund stellt gemeinsam mit den Ländern
feste Regeln für die Förderung (Koordinierungsrahmen) auf, um Wettbewerbsverzerrungen zu minimieren und
einen Subventionswettlauf zu verhindern.

Im Jahr 2012 wurden Ostdeutschland GRW-Mittel (Bundes- und Landesmittel einschließlich EFRE
Kofinanzierung) in Höhe von 1,221 Milliarden Euro zur Verfügung gestellt. Im Rahmen der gewerblichen In-
vestitionsförderung konnten dadurch fast 17.000 Arbeitsplätze geschaffen und weitere 47.000 gesichert werden.

Das damit in den ostdeutschen Ländern in Gang gesetzte Investitionsvolumen belief sich auf ca. 6,5 Milliarden
Euro.

Im kommenden Jahr stehen für die Regionalförderung bedeutsame Veränderungen an. Am 1. Juli 2014 treten
die neuen Leitlinien der EU-Kommission für Regionalbeihilfen in Kraft, die für die Förderperiode bis 2020
gelten. Auf Basis dieser Regionalleitlinien ist das deutsche Fördergebiet anhand eines GRW-Ranking der Struk-
turschwäche für die neue Periode abzugrenzen. Die wichtigste Änderung gegenüber der laufenden Förderperio-
de ist, dass die bisher als Höchstfördergebiete (A-Fördergebiete) ausgewiesenen neuen Bundesländer künftig
nur noch den C-Fördergebietsstatus erhalten. Dies verdeutlicht auch, dass sich die neuen Länder in ihrer Wirt-
schaftskraft weiter an den europäischen Durchschnitt angenähert haben. Gleichwohl bleiben sie als Zielgebiet in
die gesamtdeutsche Regionalförderung durch die GRW eingebettet.
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2.9.2 Innovationsförderung

Die unter der Dachmarke „Unternehmen Region“ zusammengefasste Förderung in sechs Programmen der Bun-
desregierung setzt an unterschiedlichen Stellen des Innovationsprozesses an, um den strukturellen Besonderhei-
ten in der ostdeutschen Forschungslandschaft (viele innovationsaffine KMU, wenig Großunternehmen mit eige-
nen FuE-Abteilungen, anerkannte Forschungsstandorte in teilweise strukturschwachen Gebieten) zu entspre-
chen:
 Mit den „Innovationsforen“ wird der Aufbau bzw. die Neuausrichtung regionaler Innovationsnetzwerke

gefördert. Bislang wurden bzw. werden über 145 Innovationsforen mit bis zu 85.000 Euro gefördert.

 Ziel des Programms „Innovative regionale Wachstumskerne bzw. Wachstumskern-Potenzial“ ist die Stär-
kung unternehmerisch handelnder regionaler Bündnisse mit gemeinsamer Technologie- oder Problemlö-
sungsplattform mit Alleinstellungsmerkmal. Gefördert werden 43 Wachstumskerne mit über 1.000 Einzel-
vorhaben und 29 Wachstumskern-Potenziale mit über 135 Einzelvorhaben.

 Das Programm „Zentren für Innovationskompetenz. Exzellenz schaffen – Talente sichern“ zielt auf die
Etablierung von international leistungsstarken Forschungszentren, die durch exzellente Forschung, unter-
nehmerische Strategie und innovative Ansätze zur Nachwuchsförderung Maßstäbe setzen. Mittlerweile
ziehen 14 Zentren talentierte Forscherinnen und Forscher aus dem In- und Ausland an.

 Mit dem Programm „InnoProfile bzw. InnoProfile-Transfer“ soll die Innovationsfähigkeit in den ostdeut-
schen Regionen durch die Kooperation von Nachwuchsforscherinnen und –forschern mit regionalen Un-
ternehmen gestärkt werden. Für 42 Nachwuchsforschergruppen stehen 157 Millionen Euro zur Verfügung.
2012 startete das Programm InnoProfile-Transfer, mit dem die regionalen Unternehmen über eine stärkere
finanzielle Beteiligung enger an die Forschungsgruppen gebunden werden sollen.

 Mit dem Programm „ForMaT“ setzt die Bundesregierung Impulse, um die Trennung zwischen marktge-
triebener industrieller Forschung und erkenntnisgetriebener öffentlicher Forschung zu überwinden. Für bis-
lang drei Förderrunden standen 60 Millionen Euro bis 2012 zur Verfügung.

 Mit dem im Jahr 2012 gestarteten Programm „Zwanzig20 – Partnerschaft für Innovation“ sollen die in den
neuen Ländern aufgebauten herausragenden wirtschaftlichen und wissenschaftlichen Kompetenzen durch
überregionale und interdisziplinäre Kooperationen systematisch für die Zukunft ausgebaut werden. Mit bis
zu 500 Millionen Euro fördert die Bundesregierung zehn Ini-tialkonsortien, die die Kompetenzen von Wis-
senschaft und Wirtschaft zusammen bringen und die im Rahmen eines Wettbewerbes durch eine Jury aus-
gewählt werden. Dabei ist ein wesentlicher Aspekt, dass die Konsortien über Branchen- und Landesgren-
zen hinweg gemeinsam an Lösungen für wichtige Zukunftsprobleme arbeiten, um so die an verschiedenen
Stellen bestehenden Kompetenzen zu einer Aufgabenstellung zu bündeln.

Mit der Fördermaßnahme „Spitzenforschung und Innovation in den Neuen Ländern“ gibt die Bundesregierung
zusätzlich seit 2008 einen weiteren Impuls, um die Innovationskraft in den neuen Ländern zu stärken, langfristig
angelegte Forschungskooperationen aufzubauen und Universitäten in ihrer Profilbildung zu unterstützen. Dazu
werden organisationsübergreifende, themenorientierte Netzwerke aus Hochschulen, Forschungseinrichtungen
und Unternehmen gefördert. Bisher wurden 17 Initiativen ausgewählt.

Mit dem „Zentralen Innovationsprogramm Mittelstand (ZIM)“ werden anspruchsvolle technische Forschungs-
und Entwicklungsprojekte von kleinen und mittleren Unternehmen (KMU) gefördert, die zu neuen Produkten,
Verfahren oder technischen Dienstleistungen führen. Die Entwicklungsarbeiten können entweder im Betrieb mit
eigenem Personal (ZIM-SOLO) oder in Kooperation mit anderen Unternehmen oder Forschungseinrichtungen,
wie Universitäten oder Fraunhofer-Instituten, oder als Kooperationsnetzwerke als Einheit von FuE-Projekten
und Netzwerkmanagements (ZIM-KOOP) durchgeführt werden. Die Unterstützung aus dem ZIM erleichtert
mittelständischen Unternehmen die Finanzierung von Forschungsvorhaben und intensiviert damit das Engage-
ment in die Entwicklung neuer Produkte und effizienterer Prozesse. Durch die Zusammenarbeit in Netzwerken
können vielfach größenbedingte Nachteile ausgeglichen werden.

Seit Mitte 2008 ergingen rund 24.000 Förderzusagen in Höhe von mehr als 3 Milliarden Euro, mit denen Inves-
titionen in Forschung und Entwicklung von mehr als 6,1 Milliarden Euro angestoßen wurden. 12.000 Unter-
nehmen wurden erreicht, die Zusammenarbeit mit Forschungseinrichtungen hat sich verdreifacht, und 2.000
Unternehmen agieren in Netzwerken. Für 2013 und 2014 sind im Bundeshaushalt für das ZIM jeweils Mittel in
Höhe von rund 500 Millionen Euro vorgesehen. Damit werden zusätzliche FuE-Investitionen in der Wirtschaft
angestoßen und mittel- bis langfristige positive Markt- und Beschäftigungswirkungen erzeugt.
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Dieses nachfrageorientierte Programm, an dem Ostdeutschland mit einem Anteil von 40 Prozent überproportio-
nal partizipiert, ist technologie- und branchenoffen. Die meisten Projekte führen die KMU in den Produktions-
und Werkstofftechnologien durch. Aber auch Gesundheitsforschung oder Elektromobilität haben einen beachtli-
chen Anteil an der Förderung. Damit stärken die vermehrten Forschungsaktivitäten nicht nur die Wettbewerbs-
fähigkeit der Unternehmen, sondern beschleunigen auch die Lösung technologischer Herausforderungen. Die
am meisten nachgefragte Projektform der Unternehmen ist die Kooperation mit Forschungseinrichtungen. Da-
mit trägt das ZIM maßgeblich zu einer vertieften Zusammenarbeit zwischen Wissenschaft und Wirtschaft und
einem Technologie-Transfer bei.

Die gut 60 externen gemeinnützigen Industrieforschungseinrichtungen (IFE) haben eine große Bedeutung für
die wirtschaftliche Entwicklung Ostdeutschlands. Die dort überwiegend vorzufindenden kleinen und kleinsten
Unternehmen sind oft nicht in der Lage, die für neue Produkte und Dienstleistungen erforderliche Forschung
und Entwicklung selber zu leisten, weil die Finanzkraft oder personellen Ressourcen nicht ausreichen. Genau in
diese Lücken stoßen die IFE. Sie bereiten die von Hochschulen und anderen Forschungseinrichtungen sowie
selbst erarbeiteten neuen Erkenntnisse für die KMU so auf, dass diese dort in konkrete Anwendungen überführt
werden können. Zugleich sind sie oft Initiator von und Treiber in Netzwerken. Als verlässlicher und innovativer
Partner der Unternehmen können sie praxisnah Anforderungen der KMU an die wissenschaftlichen Einrichtun-
gen weitergeben. Von ihrer Forschungs- und Anwendungskompetenz profitieren daher vor allem die Unterneh-
men, aber auch die Hochschulen und Forschungseinrichtungen.

Das technologieoffene Programm „Innovationskompetenz Ost (INNO-KOM-Ost)“ der Bundesregierung zielt
darauf, den wirtschaftlichen Aufholprozess in Ostdeutschland zu stimulieren, in dem Forschung und Entwick-
lung der gemeinnützigen externen Industrieforschungseinrichtungen unterstützt werden. Das Programm richtet
sich strikt auf die Umsetzung der geförderten FuE-Ergebnisse am Markt aus. Gleichzeitig wird der wissen-
schaftliche Vorlauf14 der geförderten Einrichtungen gesichert. Gefördert werden Ausgaben für die Durchführung
von

 Vorhaben der Vorlaufforschung, soweit sie sich mit Ergebnissen und Erkenntnissen der Grundlagenfor-
schung auseinandersetzen, die industrielle oder kommerzielle Anwendungsbereiche haben und breite App-
likationsmöglichkeiten für die mittelständische Wirtschaft erwarten lassen;

 marktorientierten FuE-Vorhaben von der Detailkonzeption bis zur Fertigungsreife mit dem Ziel, neue oder
weiterentwickelte Erzeugnisse, Verfahren oder Dienstleistungen zu gewinnen. Gefördert werden auch Ak-
tivitäten zum Transfer von anwendungsreifen Forschungsergebnissen.

Ergänzt wurde das Programm um den Programmteil „Investitionszuschuss technische Infrastruktur“, der seit
2009 zunächst als Modellvorhaben erprobt wurde und seit 2012 reguläres Element dieses Programmes ist. Da-
mit sollen die wissenschaftlich-technische Infrastruktur dieser Einrichtungen substanziell verbessert und deren
Wettbewerbsfähigkeit gestärkt werden. Von Anfang 2009 bis Oktober 2013 wurden 1.000 Projekte mit Mitteln
in Höhe von 285 Millionen Euro gefördert. Die ursprünglich bis Ende 2013 laufende Förderrichtlinie wurde in
diesem Jahr bis Ende 2014 verlängert, um den Einrichtungen Planungssicherheit zu geben.

2.9.3 EU-Strukturpolitik

Die Wirtschaftsstruktur zu verbessern und damit Wachstum und Wohlstand zu schaffen ist nicht nur ein Anlie-
gen der Bundesregierung, sondern auch ein europäisches Ziel. Die Strukturfonds, im Wesentlichen der Europäi-
sche Fonds für Regionale Entwicklung (EFRE) und der Europäische Sozialfonds (ESF), dienen genau dieser
Zielsetzung. Mit Hilfe des EFRE werden in der nächsten Förderperiode 2014 bis 2020 vorrangig Unternehmens-
investitionen (KMU), Innovationen sowie Maßnahmen zur Senkung von CO2-Emissionen in allen Bereichen
der Wirtschaft gefördert. Mit Mitteln des ESF werden Maßnahmen zur Förderung der Beschäftigung und Unter-
stützung der Mobilität der Arbeitskräfte, der sozialen Eingliederung und Armutsbekämpfung sowie von Investi-
tionen in Bildung, Kompetenzen und lebenslanges Lernen finanziert. Die genauen Fördermaßnahmen ergeben
sich aus den Operationellen Programmen, die der Bund und die Länder jeweils für die beiden Fonds aufstellen.
In der kommenden Förderperiode (von 2014 bis 2020) wird es allerdings kein EFRE-Bundesprogramm Verkehr
mehr geben, da eine besondere Förderung des Ausbaus der Verkehrsinfrastruktur in Ostdeutschland nicht mehr
erforderlich ist.

14 Auseinandersetzung mit Ergebnissen und Erkenntnissen der Grundlagenforschung im Hinblick auf mögliche industrielle
Anwendungsbereiche, die nicht fokussiert ist auf vorbestimmte Projekte oder Produktgruppen, sondern die Grundlagen für
spätere Innovationen liefert.
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Da in der auslaufenden Förderperiode 2007-2013 die Wirtschaftskraft in Ostdeutschland gegenüber dem EU-
Durchschnitt gestiegen ist, gehören die ostdeutschen Regionen in der kommenden Periode 2014-2020 nicht
mehr zu den „schwach entwickelten Regionen“. Dazu hat die Unterstützung der meisten ostdeutschen Regionen
als Höchstfördergebiete mit rund 16 Milliarden Euro beigetragen. Um einen abrupten Mittelrückgang zu ver-
meiden und die wirtschaftlichen Erfolge nicht zu gefährden, ist es der Bundesregierung gelungen, bei den Ver-
handlungen für die kommende Strukturfondsperiode ein regionales Sicherheitsnetz für die bisherigen ostdeut-
schen Höchstfördergebiete durchzusetzen. Diese Regionen zählen ab 2014 zu den so genannten „Übergangsre-
gionen“ und erhalten eine Mittelausstattung in Höhe von 60 Prozent der Mittel der laufenden Periode. Hinzu
kommen Sonderzahlungen, so dass sich für diese Regionen in konstanten Preisen eine faktische Mittelausstat-
tung von etwa 64 Prozent ihrer derzeitigen Mittelausstattung ergibt. Die ostdeutschen Länder profitieren zudem
von erhöhten Kofinanzierungssätzen.

Eine besondere Situation ergibt sich für die Regionen Brandenburg-Südwest und Leipzig. Da diese Regionen
bereits in der laufenden Periode gut entwickelt sind, profitieren sie nicht vom regionalen Sicherheitsnetz. Die
Region Leipzig, die knapp über 90 Prozent des in Kaufkraftparitäten gemessenen BIP pro Einwohner der EU
(2007-2009, EU27) liegt und damit zu den „ stärker entwickelten Regionen“ zählt, erhält ebenfalls eine EU-
Sonderzahlung. Die Mittelausstattung von Brandenburg-Südwest, das künftig zu den Übergangsregionen gehört,
ist Gegenstand noch laufender Gespräche der ostdeutschen Länder zur innerdeutschen Mittelverteilung. Die
Gespräche zur innerdeutschen Mittelverteilung insgesamt sind sowohl beim EFRE als auch beim ESF noch
nicht abgeschlossen.

2.9.4 Förderung der Landwirtschaft

Die europäische Landwirtschaft und die ländlichen Räume werden in der laufenden Förderperiode 2007 bis
2013 vor allem aus zwei EU-Fonds finanziert:

 dem Europäischen Garantiefonds für Landwirtschaft – EGFL – für Direktzahlungen und Marktmaßnahmen
– so genannte erste Säule der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP). Die Direktzahlungen betrugen im Jahr
2011 EU-weit rund 40 Milliarden Euro, darunter circa 5,4 Milliarden Euro für Deutschland (Anteil neue
Bundesländer ein Drittel). Der Anteil der Direktzahlungen am Einkommen der Landwirte beträgt im Bun-
desdurchschnitt circa 40 Prozent.

 dem Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung ländlicher Räume (ELER), der so genannten
zweiten Säule der GAP. Deutschland erhält für die Förderperiode 2007 bis 2013 von der GAP über ELER
circa 9,1 Milliarden Euro. Davon erhalten die ostdeutschen Länder circa 4,7 Milliarden Euro, das heißt cir-
ca 52 Prozent der ELER-Mittel.

 Ein wesentlicher Teil der obligatorischen Kofinanzierung der ELER-Mittel erfolgt von Bund und Ländern
im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes“ (GAK).
Zusammen mit weiteren nationalen Mitteln stehen im Zeitraum 2007-2013 insgesamt rund 18,4 Milliarden
Euro in der 2. Säule zur Verfügung. Hiervon entfallen auf die ostdeutschen Länder rund
6,7 Milliarden Euro.

Die Europäische Kommission hat im Rahmen der Weiterentwicklung der GAP u. a. die obligatorische Einfüh-
rung einer Degression und Kappung von Direktzahlungen in großen Betrieben vorgeschlagen. Dies hätte einsei-
tig die im bundesweiten Vergleich großen Betriebe in den neuen Bundesländern belastet.

Die Bundesregierung hat im Herbst 2013 ihren Vorschlag in den EU-Gremien durchsetzen können. Der Vor-
schlag sieht vor, allen Betrieben für einen begrenzten Umfang ihrer Flächen eine Zusatzförderung zu gewähren
statt einseitig bei den großen Betrieben zu kürzen. Die neuen Gestaltungsspielräume ermöglichen es den Mit-
gliedstaaten, bei der nationalen Umsetzung der besonderen Rolle der bäuerlichen Familienbetriebe entsprechend
den jeweiligen Bedingungen vor Ort gerecht zu werden.

Für das Jahr 2014 wird es Übergangsregelungen geben, die – unter Berücksichtigung der finanziellen Obergren-
zen aus dem Mehrjährigen Finanzrahmen 2014 bis 2020 - eine Fortschreibung der bisherigen Regelungen dar-
stellen werden.

Die ostdeutschen Länder scheiden ab 2014 aus der EU-Höchstförderung (Ziel 1- Förderung) aus. Die Bundesre-
gierung hat sich deshalb bei den Verhandlungen über den künftigen MFR auch hier für Übergangsregelungen in
den neuen Bundesländern eingesetzt. Sie konnte im Beschluss der Staats- und Regierungschefs vom 8. Februar
2013 und in den anschließenden Verhandlungen zu den Strukturfondsverordnungen durchsetzen, dass die För-
dermaßnahmen in der 2. Säule im „Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen
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Raums“ (ELER) in den ehemaligen Konvergenzgebieten ab 2014 mit 75 Prozent und in anderen Übergangsre-
gionen mit 63 Prozent EU-Beteiligung durchgeführt werden können.

2.10 Profil des Standorts Ostdeutschland und Cluster

Die Wirtschaftskraft der ostdeutschen Länder ist auch mehr als zwanzig Jahre nach der Deutschen Einheit von
den Eckdaten her weitaus weniger differenziert, als dies in Westdeutschland der Fall ist: Während der Abstand
in der Wirtschaftskraft zwischen dem stärksten ostdeutschen Flächenland, Sachsen, zu dem schwächsten, Thü-
ringen, gerade mal 4,5 Prozentbeträgt, ist die Spanne im Vergleich der westdeutschen Flächenländer mit 27,7
Prozent für Hessen zu Schleswig-Holstein weitaus größer. Zwischen Sachsen und Schleswig-Holstein fällt der
Abstand mit 14,0 Prozent geringer, aber immer noch deutlich aus (vgl. Abbildung 10).

A b b i l d u n g 1 0

Bruttoinlandsprodukt in jeweiligen Preisen pro Einwohner

Dies ist insofern bemerkenswert, als die Länder durchaus recht unterschiedliche sektorale Schwerpunkte haben:
über touristische und andere Dienstleistungen bis hin zu industriellen Kapazitäten. Insgesamt wird in allen ost-
deutschen Ländern ein besonderes Gewicht auf den Aufbau der Industrie gelegt. Sie ist besonders innovations-
freudig, bietet damit ständig neue Wertschöpfungs- und Beschäftigungsperspektiven und holt über ihren Zugang
zu internationalen Absatzmärkten Erträge und Kapital in die ostdeutschen Regionen. Die Wirtschaftsförderung
von Bund und Ländern ist daher stark auf die Unterstützung von Industrie und produktionsnahen Dienstleistun-
gen ausgerichtet.

Die nachstehende Grafik zum „Anteil des verarbeitenden Gewerbes an der Bruttowertschöpfung der Gesamt-
wirtschaft“ zeigt anschaulich, wie sich in Ostdeutschland die Bedeutung der Industrie deutlich verändert hat.
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Eng an die Wirtschaftsstruktur gekoppelt sind zudem weitere wirtschaftliche Eckdaten, wie die Exportquote
oder der Innovationsgrad.

A b b i l d u n g 1 1

Anteil des verarbeitenden Gewerbes an der Bruttowertschöpfung der Gesamtwirtschaft

Dabei verlief der Weg zum Erfolg oft auf den Pfaden traditioneller Branchen. Viele Unternehmen in Ost-
deutschland, die heute erfolgreich sind, knüpfen an diese industriellen Traditionen in ihrer Region an, die teil-
weise weit vor der deutschen Teilung entstanden sind. Vielfach haben sich spezifische Cluster gebildet.

Cluster können sich positiv auf die Entwicklung von Regionen auswirken, da sie zum einen Unternehmensgrün-
dungen und -ansiedlungen stimulieren und zum anderen zu einer erhöhten unternehmerischen Produktivität
sowie Innovation beitragen. Cluster sind dabei weniger als Ergebnis von Zufälligkeiten als vielmehr als Resultat
eines historischen Entwicklungspfades zu interpretieren. Auch in zahlreichen Regionen Ostdeutschlands existie-
ren Clusterstrukturen oder erste Ansätze einer Clusterbildung sowohl im Hightech-Bereich als auch in traditio-
nellen Industrien.

Die nach wie vor bestehenden strukturellen Unterschiede der ostdeutschen Wirtschaft, die sich vor allem in
ihrer Kleinteiligkeit äußern, wirken sich oft nachteilig auf die internationale Wettbewerbsfähigkeit, die Export-
fähigkeit und die Innovations- und Forschungskraft der Unternehmen aus. Durch die Einbettung der ostdeut-
schen Betriebe in regionale Netzwerke verwandter Firmen oder Branchen, Forschungs- und Bildungseinrich-
tungen sowie Fördereinrichtungen als strategisches Element können diese Nachteile zumindest teilweise ausge-
glichen und die besonderen regionalen Potenziale gehoben werden. Der Markt verlangt häufig komplette Lö-
sungen und Angebote, die ein kleines Unternehmen nicht allein abdecken kann. Kooperationen auf der Produk-
tionsebene (Produktionszellen), Kooperationen mit technologischen Spezialisten und wissenschaftlichen Ein-
richtungen (innovative Netzwerke), Nutzung von spezifischen Kompetenzen und Technologien und branchen-
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übergreifenden Ideen vor Ort sowie Kooperationen im Marketing und im Zulieferbereich stehen hier daher im
Fokus. Diese Elemente schließen ausdrücklich auch die Vernetzung von Leistungen entlang von Wertschöp-
fungsketten ein. Die Erkenntnis ist deshalb, dass nicht nur die „Kleinheit“ eines Unternehmens ein entscheiden-
der Wettbewerbsnachteil ist, sondern auch seine „Einsamkeit“.

Die Clusterförderung beruht unter anderen auf verschiedenen länderspezifischen, bundeslandübergreifenden
und bundesweiten Maßnahmen. Die Förderpolitik der Bundesregierung fokussiert dabei insbesondere auf die
Unterstützung von Netzwerken und die Steigerung von deren Innovationsfähigkeit. Unterstützt werden ostdeut-
sche Cluster unter anderem durch die GRW und weitere Förderprogramme der Bundesregierung, wie die Inno-
vationsinitiative „Unternehmen Region“ oder die Programme „Innovative Regionale Wachstumskerne“ oder
„Zwanzig20 – Partnerschaft für Innovation“, die unter der Dachmarke „Unternehmen Region“ mit Fokus auf die
neuen Bundesländer vereint sind. Darüber hinaus erfolgt eine Förderung auch über die technologieoffenen Pro-
gramme der Bundesregierung, wie das ZIM oder INNO-KOM-Ost. Die ostdeutschen Cluster sind im Spitzen-
cluster-Wettbewerb der Bundesregierung erfolgreich.

In Ostdeutschland hat sich inzwischen eine ganze Reihe erfolgreicher Netzwerke und Cluster gebildet, von de-
nen wichtige Impulse für die jeweiligen Branchen ausgehen. In Abhängigkeit von der jeweiligen Definition und
Abgrenzung schwankt die Zahl der ostdeutschen Cluster nicht unerheblich. Im Rahmen verschiedener Studien
wurden bereits Anzahl und Ausrichtung der in Ostdeutschland angesiedelten Cluster eingehend untersucht.
Unabhängig vom konkreten Untersuchungshintergrund zeigt sich eine auffällige räumliche Ungleichverteilung
der Unternehmensballungen in Ostdeutschland. Eine hohe Dichte an Clustern ist im Großraum Berlin gegeben;
hier konzentrieren sich Unternehmen beispielsweise in den Bereichen Medienwirtschaft, Maschinenbau und
Biotechnologie. Auch im südlichen Mitteldeutschland (Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen) existieren
zahlreiche Cluster, unter anderem in der chemischen Industrie, in der Mikro- und Nanoelektronik, in der Bahn-
technik, in der Medizintechnik und im Automobilbau. Ein Technologiefeld, das in den letzten Jahren eine be-
sonders große Dynamik bei der Entwicklung regionaler Clusterstrukturen erkennen ließ, ist in Mitteldeutschland
die Biotechnologie. Weite Teile Mecklenburg-Vorpommerns, des nördlichen Sachsen-Anhalts sowie Branden-
burgs weisen dagegen nur eine sehr geringe Zahl von Clustern auf.

Mit dem Ziel, Synergien zwischen räumlich konzentrierten Unternehmen zu entwickeln bzw. weiter zu stärken,
wurden in den einzelnen Bundesländern und über Bundeslandgrenzen hinweg in bestimmten Branchen und
Technologiefeldern so genannte Clusterinitiativen ins Leben gerufen. Trotz erheblicher Anstrengungen durch
die Regionalpolitik erreicht der Unternehmensbestand vielerorts noch nicht die für die Ausbildung eines funkti-
onierenden Clusters erforderliche kritische Masse. Auch in bereits existierenden Netzwerken besteht vielfach
noch Handlungsbedarf in Hinblick auf den Transfer von Ergebnissen aus der Forschung in die wirtschaftliche
Praxis sowie bei der Berücksichtigung und Integration von regionsexternem Wissen. Um diese Defizite abzu-
bauen, bedarf es in Zukunft im Rahmen der geltenden Finanzplanung eines verstärkten Ausbaus von Grün-
dungsinitiativen, insbesondere an Hochschulen und Forschungseinrichtungen sowie einer Verstärkung von
Kooperations- und Netzwerkaktivitäten, auch mit überregionalen Partnern.

Bei aller Vielfalt in den ostdeutschen Ländern zeigt sich eindrücklich, dass es eben keinen richtigen oder fal-
schen Weg für die Entwicklung der ostdeutschen Wirtschaft gibt. Vielmehr ist wichtig, dass jedes Land seinen
individuellen Weg geht, um sein Potenzial auszuschöpfen. Dies kann in einem Fall das Verarbeitende Gewerbe
und in einem anderen Fall der Tourismus sein: Beides kann dauerhaft den wirtschaftlichen Wohlstand sichern.

2.11 Bedeutung internationaler Märkte und der Investorenwerbung

Eine vertiefte Internationalisierung der Wirtschaftsstruktur in den östlichen Bundesländern ist eine wichtige
Quelle für weiteres Wachstum und eine wesentliche Voraussetzung für die Etablierung einer selbsttragenden
wirtschaftlichen Entwicklung in den neuen Ländern. Auch für die Steigerung der Innovationskraft bietet die
Einbindung internationaler Unternehmen durch Investitionen in den neuen Ländern und Kooperationen mit
ostdeutschen Unternehmen große Chancen. Im Fokus einer Internationalisierungsstrategie stehen sowohl die
großen westeuropäischen Märkte als auch die Märkte Mittel- und Osteuropas ohne die dynamischen Märkte
Asiens, Lateinamerikas und vor allem der USA zu vernachlässigen. Ungefähr ein Drittel des Umsatzes erzielt
das Verarbeitende Gewerbe in Ostdeutschland im Ausland. Sowohl in den Märkten Westeuropas und Amerikas
als auch in Osteuropa und den aufstrebenden Schwellenmärkten bestehen Möglichkeiten, die Exporte auszuwei-
ten.

Die Bundesregierung unterstützt mit gezielten Maßnahmen die weitere Internationalisierung der KMU in der
Wirtschaft. Unternehmen aus Ostdeutschland steht das gesamte außenwirtschaftliche Instrumentarium der Bun-
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desregierung zur Verfügung. Bei der Förderung wirken die Auslandshandelskammern, Auslandsvertretungen
und die Bundesgesellschaft Germany Trade and Invest (GTAI) eng zusammen. Das neue Programm zur Er-
schließung von Auslandsmärkten („Maßnahmen zur Erschließung von Auslandsmärkten für kleine und mittlere
Unternehmen des produzierenden Gewerbes und für Dienstleister") ist im Januar 2012 gestartet. Daneben hilft
die Bundesregierung mit speziellen Projektangeboten deutschen Unternehmen spezifischer Branchen beim
Markteintritt im Ausland.

Ein weiterer Weg zur Vertiefung der Internationalisierung der ostdeutschen Wirtschaft ist die Vermarktung des
Investitionsstandortes Ostdeutschland und die Ansprache von potenziellen Investoren. Beim Standortmarketing
der Bundesrepublik Deutschland spielt die GTAI eine zentrale Rolle.

GTAI hat zudem besondere Aufgaben in der Investorenwerbung mit dem besonderen Fokus Ostdeutschland.
Die Ansprache potenzieller Investoren sowie die Vermarktung der ostdeutschen Investitionsstandorte und ihrer
Stärken bilden wichtige Tätigkeitsschwerpunkte der GTAI. Um Ostdeutschland in den wichtigsten Wirtschafts-
nationen der Welt als modernen und besonders leistungsfähigen Standort zu präsentieren, hat die GTAI die
Dachmarke „Powerhouse Eastern Germany“ entwickelt und weltweit bekannt gemacht.

Der Beauftragte der Bundesregierung für die Neuen Bundesländer unterstützt diese besonderen Aktivitäten für
Ostdeutschland durch einen erheblichen zusätzlichen Finanzierungsbeitrag an der Gesamtfinanzierung der Ge-
sellschaft in Höhe von 5 Millionen Euro pro Jahr. Die Wirtschaftsfördergesellschaften der neuen Bundesländer
sind auf Einladung von der GTAI bei einer Vielzahl der von der GTAI organisierten Veranstaltungen vor Ort
mit eigenen Mitarbeitern dabei und profitieren somit bei der Anbahnung eigener Kontakte und Anwerbung von
Investoren direkt von den verschiedenen Plattformen, die die GTAI ihnen auf diese Weise zur Verfügung stellt.

Die Erfolge der Investorenwerbung für Ostdeutschland bilden sich in der Akquisitionsstatistik der Bundesge-
sellschaft GTAI deutlich ab. Im Jahr 2012 übergab die GTAI 33 Investitionsvorhaben an die Wirtschaftsförde-
rungsgesellschaft der Neuen Länder, mit denen 1911 Arbeitsplätze geschaffen werden sollen. Damit ging auch
im Jahr 2012 ein deutlich überproportionaler Anteil des von der GTAI eingeworbenen geplanten Investitionsvo-
lumens internationaler Unternehmen in die östlichen Bundesländer.

Ergänzend zur institutionellen Förderung der GTAI unterstützt der Beauftragte der Bundesregierung für die
Neuen Bundesländer zusätzlich Projekte zur Ansprache von Investoren bzw. zur Unterstützung des Eintritts
ostdeutscher Unternehmen in zentrale internationale Absatzmärkte. Hierfür stehen pro Jahr eine Million Euro
zur Verfügung, mit denen u.a. Maßnahmen der Wirtschaftsförderungsgesellschaften der ostdeutschen Länder
anteilig finanziert werden. Dabei handelt es sich um zusätzliche Schwerpunktmaßnahmen, die ohne eine Förde-
rung des Bundes nicht zustande kommen würden. In den vergangenen Jahren haben zudem Projekte, mit denen
ostdeutsche Unternehmen beim Eintritt in wichtige internationale Märkte unterstützt werden, an Bedeutung
gewonnen.

3. Entwicklung am Arbeitsmarkt

3.1 Entwicklung von Arbeitsmarkt und Beschäftigung

Der Arbeitsmarkt in Deutschland zeigte sich im Jahr 2012 insgesamt trotz europäischer Schuldenkrise und einer
schwächeren konjunkturellen Entwicklung in einer soliden Grundverfassung. Dies spiegelt sich auch in der
ostdeutschen Entwicklung wider. So hat sich die sozialversicherungspflichtige Beschäftigung in Ostdeutschland
im Jahr 2012 gegenüber dem Vorjahr (jeweils Stichtag 30.06.) weiter erhöht, aber etwas schwächer als im Vor-
jahr. Arbeitslosigkeit und Unterbeschäftigung sind jahresdurchschnittlich weiter gesunken. Die Arbeitskräfte-
nachfrage liegt insgesamt noch auf hohem Niveau.

Die Arbeitslosigkeit hat im Jahresdurchschnitt 2012 in Ostdeutschland stärker abgenommen als in Westdeutsch-
land; sie verringerte sich um 5,5 Prozent bzw. knapp 53.000 auf rund 897.000 Personen, den niedrigsten Stand
seit 1991 (Westdeutschland: -1,3 Prozent bzw. etwa 26.000 auf rund 2 Millionen). Die Arbeitslosenquote - be-
zogen auf alle zivilen Erwerbspersonen - lag jedoch auch im Jahresdurchschnitt 2012 mit 10,7 Prozent fast dop-
pelt so hoch wie in Westdeutschland mit 5,9 Prozent (2011: Ostdeutschland: 11,3 Prozent, Westdeutschland: 6,0
Prozent). Dabei lagen die Arbeitslosenquoten in den ostdeutschen Bundesländern alle über denen in den west-
deutschen Bundesländern, mit Ausnahme von Bremen (11,2 Prozent).

Von den im Jahr 2012 in Ostdeutschland gemeldeten Arbeitslosen wurden rund 242.000 im Rechtskreis SGB III
(Arbeitslosenversicherung) von den Agenturen für Arbeit und rund 655.000 im Rechtskreis SGB II (Grundsi-
cherung für Arbeitsuchende) von den Jobcentern betreut. Gegenüber dem Vorjahr ging ihre Zahl im Rechtskreis
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SGB II um 7,1 Prozent zurück, während sie im Rechtskreis SGB III nur sehr leicht zurückging bzw. stagnierte (-
0,9 Prozent).

Die Zahl der Arbeitslosen, die länger als 12 Monate arbeitslos gemeldet waren, ist weiter rückläufig. Sie betrug
im Jahresdurchschnitt 2012 in Ostdeutschland etwa 324.000 Personen (36,1 Prozent der ostdeutschen Arbeitslo-
sen insgesamt).

Die Zahl der ostdeutschen, weiblichen Arbeitslosen ging im Jahresdurchschnitt 2012 mit -6,2 Prozent etwas
stärker zurück als die der männlichen Arbeitslosen (-5,0 Prozent). Die Arbeitslosenquote der Frauen lag mit
10,2 Prozent - wie auch in den letzten Jahren - unter der der Männer (11,0 Prozent).

Jüngere Arbeitslose in Ostdeutschland im Alter zwischen 15 und unter 25 Jahren konnten bei Betrachtung der
absoluten Zahlen auch im Jahr 2012 einen überdurchschnittlichen Rückgang gegenüber dem Vorjahr verzeich-
nen, wenn er auch mit -8,4 Prozent nicht mehr ganz so stark ausfiel wie noch im Jahr 2011 (-13,6 Prozent). Die
Arbeitslosenquote, d.h. der Anteil der Arbeitslosen an den zivilen Erwerbspersonen dieser Personengruppe, lag
relativ konstant bei 10,0 Prozent (2011: 10,1 Prozent).

Der Rückgang der Arbeitslosigkeit Älterer (50 Jahre und älter) fiel mit -2,3 Prozent vergleichsweise schwach
aus. Die Arbeitslosenquote der 50 bis unter 65-Jährigen ging im Vergleich zum Vorjahr um 0,8 Prozentpunkte
auf 11,9 Prozent zurück.

Die höchste Arbeitslosenquote aller Bundesländer wurde in den Jahren 2011 und 2012 in Berlin verzeichnet.
Mit 12,3 Prozent lag die Quote deutlich über dem Bundesdurchschnitt von 6,8 Prozent. Das ostdeutsche Bun-
desland mit der niedrigsten Arbeitslosenquote im Jahr 2012 war Thüringen (8,5 Prozent). Zum Vergleich: Die
niedrigste Quote der westdeutschen Bundesländer wurde in Bayern mit 3,7 Prozent verzeichnet.

Nicht zu übersehen sind jedoch regionale Unterschiede. Während in manchen Städten und Kreisen die Quote
zum Teil deutlich unter 10 Prozent liegt (beispielsweise Sonneberg 4,5 Prozent, Hildburghausen 5,5 Prozent,
Wartburgkreis 6,1 Prozent), liegen die Quoten anderorts bei bis zu 16 Prozent (beispielsweise Uckermark 16,4
Prozent, Stendal 14,2 Prozent, Mansfeld-Südharz 14,2 Prozent).

Für die Zahl der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten konnten in Ostdeutschland seit 2006 (jeweils Stich-
tag 30.06.) Zuwächse in Höhe von 0,8 bis 2,1 Prozent festgestellt werden. Dies entspricht bis zum 30. Juni 2012
einem Zuwachs von insgesamt rund 450.000 sozialversicherungspflichtig Beschäftigten. Einzig im Juli 2009
stagnierte die Zahl der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten - in Folge der Finanz- und Wirtschaftskrise -
auf dem Vorjahresniveau (rund -2.000 bzw. -0,05 Prozent gegenüber Juni 2008), entwickelte sich aber seitdem
trotz der anhaltenden Rezession im Euroraum wieder positiv. Im Juni 2012 fiel der Anstieg der sozialversiche-
rungspflichtigen Beschäftigung in Ostdeutschland etwas schwächer aus als in Westdeutschland. So nahm die
sozialversicherungspflichtige Beschäftigung von Juni 2011 auf Juni 2012 im Westen um 2,0 Prozent auf etwa
23,46 Millionen und im Osten um 1,3 Prozent auf etwa 5,46 Millionen zu. Der Beschäftigungsanstieg erfolgte
im Jahr 2012 in fast allen Bundesländern und über nahezu alle Branchen hinweg: In der Differenzierung nach
Bundesländern zeigen sich fast überall Zunahmen. Am stärksten erhöhte sich die sozialversicherungspflichtige
Beschäftigung in Berlin (+3,4 Prozent), Niedersachsen (+2,7 Prozent) und Bayern (+2,6 Prozent). Einen Rück-
gang gab es nur in Sachsen-Anhalt (-0,2 Prozent). Der Zuwachs wurde im Wesentlichen vom Gesundheits- und
Sozialwesen sowie vom verarbeitenden Gewerbe getragen. Somit nähert sich die ostdeutsche Wirtschaftsstruk-
tur weiter der westdeutschen an. Insgesamt weist jedoch das verarbeitende Gewerbe in Ostdeutschland einen
nach wie vor geringeren Beschäftigtenanteil auf. Darüber hinaus zeigt sich eine im Vergleich zu Westdeutsch-
land weiterhin hohe Konzentration der Beschäftigten auf Kleinstbetriebe mit bis zu 5 Beschäftigten sowie eine
geringere Beschäftigtenzahl von Großbetrieben.

Die Zahl der in Deutschland erwerbstätigen Personen stieg im Jahr 2012 insgesamt um 1,1 Prozent auf 41,6
Millionen. In den neuen Bundesländern (mit Berlin) erhöhte sich die Zahl der Erwerbstätigen um 0,6 Prozent
auf 7,6 Millionen; in den alten Bundesländern stieg die Zahl der Erwerbstätigen etwas stärker um 1,2 Prozent
auf 34,0 Millionen im Jahresdurchschnitt 2012. Die Zahl der Erwerbstätigen stieg insgesamt in den neuen Bun-
desländern seit 2006 kontinuierlich an. Selbst im Krisenjahr 2009 konnte hier ein leichter Zuwachs von 0,3
Prozent verzeichnet werden.
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Ebenso wie in Westdeutschland ist der Großteil der abhängig Beschäftigten in den ostdeutschen Ländern in
Normalarbeitsverhältnissen tätig, d.h. in unbefristeten Vollzeitstellen oder Teilzeitstellen oberhalb von 20 Wo-
chenstunden.15 Der Anteil an atypischen Beschäftigungsverhältnissen an allen abhängig Beschäftigten lag hier
laut Daten des Mikrozensus im Jahr 2012 bei 21,1 Prozent (Westdeutschland 25,4 Prozent). Im Vorjahr betrug
dieser Anteil noch 21,7 Prozent (Westdeutschland: 26,2 Prozent). Damit ist die Anzahl atypischer Beschäfti-
gungsverhältnisse in den ostdeutschen Ländern im Vorjahresvergleich um 29.000 gesunken, während gleichzei-
tig die Zahl der Normalarbeitsverhältnisse um 56.000 anstieg (Westdeutschland: -116.000; + 449.000).

Den größten Teil der atypischen Beschäftigung machen in Ostdeutschland Befristungen und Teilzeitarbeit bis zu
20 Wochenstunden aus. Jeweils fast 50 Prozent der atypisch Beschäftigten hat einen befristeten Arbeitsvertrag
(48 Prozent) bzw. ist in Teilzeit beschäftigt (47 Prozent). Dagegen dominiert in den westdeutschen Ländern die
Teilzeitarbeit, 67 Prozent der atypisch Beschäftigten arbeiten hier in Teilzeit. Ein großer Teil der atypisch Be-
schäftigten in Westdeutschland ist zudem in geringfügigen Beschäftigungsverhältnissen wie Minijobs (33 Pro-
zent) tätig. Der Anteil der befristetet Beschäftigten an allen atypisch Beschäftigten liegt bei 32 Prozent.16 Insbe-
sondere der Dienstleistungssektor weist einen hohen Anteil an atypischer Beschäftigung auf.

Maßnahmen zur Eingliederung in den Arbeitsmarkt und zukünftige Herausforderungen an die Arbeits-
marktpolitik

Im Jahresdurchschnitt 2012 belief sich die Zahl der Teilnehmer an arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen in Ost-
deutschland auf rund 296.000. Das sind etwa 31 Prozent der Teilnahmen an Maßnahmen der aktiven Arbeits-
marktpolitik insgesamt (rund 957.000). Aufgrund der insgesamt stabilen Entwicklung am Arbeitsmarkt und des
Rückgangs der Arbeitslosigkeit war auch ein Rückgang des Fördereinsatzes zu verzeichnen. So ging die Zahl
der Teilnahmen in Ostdeutschland um 17,4 Prozent gegenüber dem Vorjahr zurück und war damit etwas schwä-
cher als in Westdeutschland (-20,0 Prozent). Insgesamt wurden in Ostdeutschland im Jahre 2012 etwa 1,5 Milli-
onen Eintritte in Maßnahmen (inklusive Einmalleistungen) erfasst. Bezogen auf die bundesweiten Zugänge in
Maßnahmen (rund 4,2 Millionen) waren dies 35,6 Prozent. Gegenüber dem Vorjahr ging die Zahl der Eintritte
in Maßnahmen um 16,8 Prozent (Westdeutschland: -16,7 Prozent) zurück.

Die Schwerpunkte des Förderinstrumentariums lagen in den ostdeutschen Bundesländern auf:

Beschäftigung schaffenden Maßnahmen (wie Arbeitsgelegenheiten und die Beschäftigungsphase bei der Bür-
gerarbeit mit insgesamt rund. 83.000 Teilnehmenden im Jahresdurchschnitt 2012),

Maßnahmen zur Aufnahme einer abhängigen oder selbständigen Erwerbstätigkeit (beispielsweise Eingliede-
rungszuschuss: rund 32.000 Teilnahmen; Gründungszuschuss: rund 17.000 Teilnahmen im Jahresdurchschnitt
2012),

der Förderung der beruflichen Weiterbildung (rund 43.000 Teilnahmen),

der Förderung der Berufswahl und Berufsausbildung (beispielsweise außerbetrieblichen Berufsausbildung mit
rund 16.000 Teilnahmen) sowie

Maßnahmen zur Aktivierung und beruflichen Eingliederung (rund 34.000 Teilnahmen).

Die Entwicklungen der letzten Jahre in Deutschland zeigen nachdrücklich, dass Arbeitsmarktpolitik erfolgreich
Beiträge zur Sicherung und Erhöhung von Beschäftigung und zum Abbau von Arbeitslosigkeit leisten kann.

Trotz der positiven Entwicklung des Arbeitsmarktes in den letzten Jahren gibt es auch in Zukunft große Heraus-
forderungen. So ist der weitere Abbau der Arbeitslosigkeit angesichts des hohen Anteils von gering qualifizier-
ten Arbeitslosen und Langzeitarbeitslosen eine Aufgabe mit wachsender Bedeutung.

Mit dem Gesetz zur Verbesserung der Eingliederungschancen am Arbeitsmarkt hat die Bundesregierung im Jahr
2012 daher die Voraussetzungen dafür geschaffen, die Vermittlungsprozesse zu beschleunigen, die Entschei-
dungskompetenzen und Flexibilität vor Ort zu stärken und die Förderinstrumente zielgerichteter als bisher zu

15 Statistisches Bundesamt (Ergebnisse des Mikrozensus): Ein Normalarbeitnehmer arbeitet zudem direkt in dem Unternehmen,
mit dem er einen Arbeitsvertrag hat. Zeitarbeitsverhältnisse fallen daher nicht hierunter. Zu den atypisch Beschäftigten wer-
den dementsprechend befristet Beschäftigte, Teilzeitbeschäftigte mit bis zu 20 Wochenstunden, geringfügig Beschäftigte und
Zeitarbeiter gezählt. Die Berichterstattung zu den Erwerbsformen (beispielsweise Normalarbeitsverhältnis) Erwerbstätiger
erfolgt auf Basis der Gruppe der Kernerwerbstätigen. Dazu zählen alle Erwerbstätigen im Alter von 15 bis unter 65 Jahren
ohne Personen in Bildung oder Ausbildung und ohne Personen im freiwilligen Wehrdienst oder Bundesfreiwilligendienst.

16 Mikrozensus 2012. Zwischen den einzelnen Formen atypischer Beschäftigung sind Überschneidungen möglich - beispiels-
weise kann eine Person gleichzeitig befristet und teilzeitbeschäftigt sein. Die Summe der Personen in den einzelnen Formen
atypischer Beschäftigung ist somit größer als die Gesamtzahl der atypisch Beschäftigten.
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nutzen. Im Mittelpunkt steht die Integration in den ersten Arbeitsmarkt, insbesondere in sozialversicherungs-
pflichtige Beschäftigung. Für Langzeitarbeitslose mit spezifischen und mehreren Vermittlungshemmnissen
werden dabei professionelle Beratung auch über die Vermittlung hinaus, ein unterstützender Arbeitgeberservice,
intelligent verzahnte Eingliederungsleistungen als Brücke in die Arbeitswelt und gemeinsame Aktionen in
Netzwerken zur Durchbrechung der Langzeitarbeitslosigkeit in der Zielperspektive immer wichtiger.

Im Fokus stehen auch diejenigen jungen Menschen, die Schwierigkeiten beim Übergang von der Schule in die
Berufsausbildung haben und großen Bedarf an individueller Förderung oder Begleitung aufweisen. Hinzu
kommen junge Erwachsene zwischen 25 und 34 Jahren, die bislang noch keine Berufsausbildung absolviert
haben. Die Förderaktivitäten sind passgenau auf diese Zielgruppen auszurichten, um eine dauerhafte Integration
in den ersten Arbeitsmarkt zu erreichen.

3.2 Entwicklung des Fachkräftebedarfs

Die Personalnachfrage der Betriebe bewegte sich auch im Jahr 2012 auf anhaltend hohem Niveau. Bei den der
Bundesagentur für Arbeit gemeldeten Arbeitsstellen gab es in Ostdeutschland einen jahresdurchschnittlichen
Anstieg um rund 8.700 oder 11,7 Prozent auf knapp 83.700 (Westdeutschland: rund +7.300 bzw. 1,9 Prozent
auf rund 389.400). Der Anteil der Stellen für Beschäftigungsverhältnisse, die sofort zu besetzen waren, lag jah-
resdurchschnittlich in Ostdeutschland mit 81 Prozent unter dem Wert für Westdeutschland mit 91 Prozent.

Das gesamtwirtschaftliche Stellenangebot, das zusätzlich Stellen erfasst, die nicht den Arbeitsagenturen gemel-
det sind, lag in Ostdeutschland im vierten Quartal 2012 bei rund 174.500 Stellen. Gegenüber dem Vorjahres-
quartal ist das Stellenangebot in Ostdeutschland um rund 7.400 bzw. 4,4 Prozent gestiegen, während es in
Westdeutschland um rund 100.700 bzw. 10,4 Prozent auf etwa 863.000 Stellen zurückging.

Die Unternehmensbefragung des IAB-Betriebspanels zeigt zudem, dass nach einem Rückgang des betrieblichen
Arbeitskräftebedarfs im Krisenjahr 2009 die betriebliche Nachfrage an Fachkräften in Ostdeutschland im Jahr
2011 wieder über das Niveau des Jahres 2009 anstieg. In der ersten Jahreshälfte 2012 wurden über 300.000
Neueinstellungen vorgenommen. Jeder vierte Betrieb stellte neues Personal ein. Auch wenn der Großteil der
ausgeschriebenen Stellen besetzt werden konnte, zeigten sich erneut auch Schwierigkeiten bei der Stellenbeset-
zung: Bei rund einem Drittel aller Betriebe mit Stellenangeboten für Fachkräfte waren bis Juni 2012 freie Stel-
len noch nicht besetzt. Dies waren insgesamt mehr als 100.000 Stellen, was einer Nichtbesetzungsquote von 25
Prozent entspricht (Westdeutschland ebenfalls 25 Prozent).17 Besonders betroffen waren die unternehmensnahen
Dienstleistungen. In allen Branchen jedoch hat es in den letzten Jahren Zuwächse bei unbesetzten Stellen gege-
ben. Wieder sind es vor allem Kleinstbetriebe, die die größten Besetzungsprobleme aufweisen, zunehmend sind
aber auch größere Betriebe betroffen.

Dem gesamtdeutschen Trend folgend zeigen sich seit einigen Jahren in Ostdeutschland ein steigender Anteil
von qualifizierten Beschäftigungen und ein sinkender Anteil von einfachen Tätigkeiten. Nach wie vor wird bei
knapp zwei Dritteln aller ostdeutschen Arbeitsplätze eine Berufsausbildung und bei 13 Prozent ein Hochschul-
studium vorausgesetzt. Der Anteil der Beschäftigten mit Berufsausbildung (2012: Ost: 62 Prozent, West:
58 Prozent) sowie mit einem akademischen Abschluss (2012: Ost: 17 Prozent, West: 13 Prozent) liegt in den
ostdeutschen Ländern höher als in den westdeutschen.18

Auch für die Zukunft ist anzunehmen, dass infolge der demografisch bedingt rückläufigen Zahl erwerbsfähiger
Personen die Schwierigkeiten bei der Stellenbesetzung sowohl in West- als auch in Ostdeutschland fortbestehen
werden. In den ostdeutschen Ländern wird diese Entwicklung infolge des Geburteneinbruchs und der Abwande-
rungsbewegungen in den Jahren nach der Wiedervereinigung sowie durch anstehende altersbedingte Abgänge in
höherem Umfang beschleunigt.

Die Bundesregierung hat daher auch im Jahr 2012 weitere Maßnahmen zur Sicherung des Fachkräfteangebotes
ergriffen. Diese sind ausführlich im Fortschrittsbericht zum Fachkräftekonzept der Bundesregierung dargestellt,
das eine Vielzahl von Maßnahmen zur Erschließung von Fachkräftepotenzialen vorsieht und das seit Juni 2012
durch die Fachkräfte-Offensive ergänzt wird. Diese Kampagne informiert und sensibilisiert zum Thema Fach-
kräftesicherung, bündelt Beratungs- und Unterstützungsangebote der beteiligten Partner und zeigt, wie Potenzia-
le im In- und Ausland besser aktiviert werden können. Das mehrsprachige Willkommensportal (www.make-it-
in-germany.com) für internationale Fachkräfte ist ein Element dieser Offensive.

17 IAB Betriebspanel 2012, 17. Welle, Bericht Ostdeutschland.
18 IAB Betriebspanel 2012, 17. Welle, Bericht Ostdeutschland.
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Im Rahmen der Demografiestrategie „Jedes Alter zählt“ wurden zudem gemeinsam mit weiteren Partnern aus
Politik, Verbänden, Wirtschaft, Wissenschaft und Zivilgesellschaft Ansätze entwickelt, um insbesondere junge
Menschen mit Startschwierigkeiten zu unterstützen, gering Qualifizierte weiterzubilden, die Beschäftigungspo-
tenziale von Frauen und Älteren besser zu nutzen sowie das ausländische Arbeitskräftepotenzial stärker zu akti-
vieren und die Willkommenskultur für ausländische Fachkräfte zu verbessern.

Da kleine und mittlere Unternehmen stärker von Fachkräfteengpässen bedroht sind, auch weil sie häufig außer-
halb von Metropolen angesiedelt sind und selten über eine eigene Personalabteilung verfügen, unterstützt
die Bundesregierung KMU mit dem Kompetenzzentrum Fachkräftesicherung (www.kompetenzzentrumfach-
kraeftesicherung.de) KMU in ihrer Personalarbeit.

Aufgrund der besonderen Herausforderungen in Ostdeutschland hat die Bundesregierung eine „Zukunftsinitiati-
ve Fachkräftesicherung in Ostdeutschland“ durchgeführt. Mit einer Dialogreihe und der Förderung innovativer
Ansätze wurden hier regionalspezifische Ansätze der Fachkräftesicherung entwickelt. Die Dialogreihe beschäf-
tigte sich in den vergangenen drei Jahren mit den Themen Weiterbildung in kleineren und mittleren Unterneh-
men, Berufsmarketing sowie „Willkommenskultur“ Maßnahmen zur Werbung und Unterstützung ausländischer
Fachkräfte bei der betrieblichen und gesellschaftlichen Integration.

Lage auf dem Ausbildungsmarkt und Arbeitslosigkeit von Jugendlichen

Die Arbeitslosenquote von Personen von 15 bis unter 25 Jahren lag im Jahr 2012 deutschlandweit bei 5,9 Pro-
zent. Dabei lag die Arbeitslosenquote in Westdeutschland bei 5 Prozent und in Ostdeutschland bei 10 Prozent.

Die Situation hat sich auch im Laufe des Jahres 2013 nicht verändert: Die Arbeitslosenquote der Personen unter
25 Jahren lag im August 2013 in Ostdeutschland bei 10,5 Prozent. Auch wenn die Arbeitslosenquote von Ju-
gendlichen in Ostdeutschland damit im Vergleich zu Westdeutschland (August 2013: 6,2 Prozent) noch fast
doppelt so hoch ausfällt, liegen, angesichts der dramatischen Lage auf dem europäischen Arbeitsmarkt, die Ar-
beitslosenquoten von Jugendlichen in Deutschland (August 2013: 6,9 Prozent) auf einem vergleichsweise nied-
rigem Niveau.

Im Jahr 2012 betrug die durchschnittliche Jugenderwerbslosenquote für Personen im Alter von 15 bis 24 Jahren
in der EU27 22,9 Prozent (Berechnung nach ILO-Konzept).19 Die niedrigsten durchschnittlichen Jugender-
werbslosenquoten im Jahr 2012 verzeichneten Deutschland (8,1 Prozent), Österreich (8,7 Prozent) und die Nie-
derlande (9,5 Prozent), die höchsten Quoten meldeten Griechenland (55,3 Prozent, Spanien (53,2 Prozent) und
Portugal (37,7 Prozent). Die Zahlen belegen, dass Deutschland eine besondere Stellung in Europa einnimmt und
auch weiterhin auf dem Arbeitsmarkt stabil ist.

Die Situation auf dem Ausbildungsstellenmarkt stellt sich in Ostdeutschland zum Ende des Berufsausbildungs-
jahres 2011/2012 (30. September 2012) wie folgt dar: Die gemeldeten Berufsausbildungsstellen sind im Ver-
gleich zum Vorjahr um 6,7 Prozent und damit um 6.300 auf 88.100 gesunken. Dies ist jedoch ausschließlich auf
den Rückgang der außerbetrieblichen Ausbildung zurückzuführen. Während die betrieblichen Ausbildungsstel-
len auf 77.900 anstiegen, sank im Gegenzug die Zahl der außerbetrieblichen auf insgesamt 10.200. Bereits seit
einigen Jahren werden außerbetriebliche Ausbildungsstellen aufgrund der stabilen wirtschaftlichen Lage und
des demografiebedingten Bewerberrückgangs gezielt reduziert. Aus diesem Grund läuft auch das Ausbildungs-
platzprogramm Ost wie mit den Ländern vereinbart in 2013 aus.

Die Zahl der gemeldeten Bewerber ist jedoch zeitgleich in Ostdeutschland um 1,9 Prozent auf 92.400 Bewerber
gestiegen. Der Trend rückläufiger Bewerberzahlen aufgrund der demografischen Entwicklung wurde durch
doppelte Abiturjahrgänge im Osten wie auch im Westen Deutschlands (2012: Baden-Württemberg, Berlin,
Bremen, Brandenburg, Hessen teilweise; 2013: NRW, Hessen teilweise) aufgehoben. Zusätzlich dürfte die In-
tensivierung des Übergangsmanagements von Schule in Ausbildung und das Aussetzen der Wehrpflicht die
Bewerberzahlen erhöht haben. Im abgelaufenen Berufsberatungsjahr 2011/2012 standen in Ostdeutschland den
92.400 Bewerbern insgesamt 88.110 gemeldete Stellen gegenüber. Somit übersteigt die Zahl der gemeldeten
Bewerber die Zahl der gemeldeten Ausbildungsstellen um 4.300. Auf eine betriebliche Stelle (insgesamt rund
77.900) kommen in Ostdeutschland rechnerisch rund 1,19 Bewerber. Im Vergleich zum Vorjahreszeitraum
(1,18) ist das Verhältnis gleichbleibend.

19 Eurostat - Pressemitteilung 78/2013 - vom 22. Mai 2013.

http://www.kompetenzzentrumfach-kraeftesicherung.de/
http://www.kompetenzzentrumfach-kraeftesicherung.de/
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Erwerbspotenziale von Frauen

In Deutschland waren im Jahr 2012 insgesamt 71,4 Prozent (2011: 69,6 Prozent) der 20- bis 64-jährigen Frauen
erwerbstätig.20 Damit setzte sich die seit Jahren positiv verlaufende Entwicklung der Erwerbstätigkeit von Frau-
en auch in diesem Jahr fort.

Die Entwicklungen in Ost- und Westdeutschland sind unterschiedlich. In den ostdeutschen Ländern ging die
Erwerbstätigenquote von Frauen zu Beginn der 90er Jahre innerhalb weniger Jahre deutlich zurück. Seit 2005
gab es jedoch eine Kehrtwende, so dass sie bis zum Jahr 2012 auf 71,8 Prozent (2011: 70,8 Prozent) stieg – der
höchste Wert für ostdeutsche Frauen im gesamten Beobachtungszeitraum seit der Wiedervereinigung.

Auffällig ist ebenso, dass die geschlechtsspezifischen Unterschiede bei den Erwerbstätigenquoten in Ost-
deutschland über den gesamten Zeitraum deutlich geringer ausfielen als in Westdeutschland21. Der Grund für
diese Situation liegt auf der einen Seite in der höheren Erwerbsbeteiligung von Frauen in Ostdeutschland. Auf
der anderen Seite führt die etwas schlechtere Lage auf dem ostdeutschen Arbeitsmarkt dazu, dass die
Erwerbstätigenquote von Männern geringer ausfällt.

Vor dem Hintergrund sich heute schon abzeichnender Fachkräfteengpässe in einigen Regionen Deutschlands ist
es bedeutsam, dass durch den demografischen Wandel bis zum Jahr 2030 rund 6 Millionen weniger Personen im
erwerbsfähigen Alter zur Verfügung stehen könnten als im Jahr 2010. Gleichzeitig nehmen knapp drei Millio-
nen qualifizierte Frauen im Alter von 20 bis 64 Jahren nicht am Erwerbsleben teil; viele von ihnen haben Be-
rufserfahrung22 .Zudem gehen nur 55 Prozent der erwerbstätigen Frauen einer Vollzeitbeschäftigung nach. In
Deutschland arbeitet fast jede zweite Frau im Alter zwischen 20 und 64 Jahren (45,3 Prozent) in Teilzeit. Jedoch
sind auch hier deutliche Ost-West-Unterschiede erkennbar: Teilzeit hat in Westdeutschland ein wesentlich grö-
ßeres Gewicht (48,1 Prozent) als in Ostdeutschland (34,2 Prozent). Als Hauptgrund für die Teilzeittätigkeit
wurde im Jahr 2012 zu 57,8 Prozent in Westdeutschland die Betreuung von Kindern und Pflegebedürftigen oder
andere familiäre oder persönliche Pflichten genannt (Ostdeutschland: 26,9 Prozent), während in Ostdeutschland
39,7 Prozent in Teilzeit arbeiteten, weil sie keinen Vollzeitarbeitsplatz finden konnten (Westdeutschland: 10
Prozent); sie arbeiten „unfreiwillig“ in Teilzeit.23

Insgesamt sind in Ostdeutschland die Teilzeitquoten in den letzten 20 Jahren stark angewachsen. Bei den er-
werbstätigen Frauen kam es zwischen 1991 und 2012 fast zu einer Verdopplung (1991: 19,7 Prozent; 2012 34,2
Prozent) des Anteils von in Teilzeit arbeitenden Frauen24.

Erwerbspotenziale von älteren Beschäftigten

In Deutschland wird die Bevölkerung immer älter. Der sogenannte Altenquotient, der das Verhältnis von Ein-
wohnern über 65 zu 20- bis unter 65 Jährigen ausweist, beträgt heute 33,6 Prozent und wird sich laut Projektio-
nen des Statistischen Bundesamtes bis 2060 nahezu verdoppeln. Innerhalb der nächsten Jahre wird der Alten-
quotient deutlich ansteigen und nach 2020 mit dem Eintritt der geburtenstarken Jahrgänge (Mitte 1950er- bis
Ende 1960er-Jahre) in das Rentenalter nach oben schnellen25. In Deutschland hat die zunehmende Alterung der
Bevölkerung auch zu einer Neuausrichtung der Renten- und Beschäftigungspolitik geführt. Insbesondere hat der
Deutsche Bundestag im Jahr 2007 beschlossen, die Regelaltersgrenze der gesetzlichen Rentenversicherung von
2012 bis 2029 schrittweise von 65 Jahren auf 67 Jahre anzuheben. Im Jahr 2014 wird die Regelaltersgrenze auf
65 Jahre und drei Monate ansteigen.

Ältere sind in einem höheren Ausmaß erwerbstätig als noch vor wenigen Jahren. So stieg der Anteil der 55- bis
65-jährigen Erwerbstätigen an der Bevölkerung in diesem Alter von 2005 bis 2012 kontinuierlich von 39,6 Pro-

20 Statistisches Bundesamt, Ergebnisse des Mikrozensus, Frauen im Alter von 20 bis 64 Jahren nach ausgewählten
Strukturmerkmalen (Erwerbstätigenquote, Vollzeit- u. Teilzeitquote, 2013.

21 Wirtschafts- und Sozialwissenschaftliches Institut, Erwerbstätigkeit 01, Frauen holen bei der Erwerbsbeteiligung auf, S. 3.
22 Statistisches Bundesamt, Ergebnisse des Mikrozensus 2010, bezogen auf die Nichterwerbspersonen ohne Personen im Ruhe-

stand.
23 Statistisches Bundesamt, Ergebnisse der Arbeitskräfteerhebung 2012, Personen in Privathaushalten im Alter von 20 bis 64

Jahren.
24 Statistisches Bundesamt, Ergebnisse des Mikrozensus, Frauen im Alter von 20 bis 64 Jahren nach ausgewählten Struktur-

merkmalen, (Erwerbstätigenquote, Voll- und Teilzeitquote, 2013).
25 Statistisches Bundesamt, Lange Reihen: Bevölkerung nach Altersgruppen, 12. Koordinierte Bevölkerungsvorausberechnung:

Variante 1-W2 Obergrenze der „mittleren“ Bevölkerung - Bevölkerung Deutschlands bis 2060.
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zent auf 59,4 Prozent an. Parallel dazu stieg dieser Anteil in Westdeutschland im gleichen Zeitraum von 46,9
Prozent auf 61,7 Prozent an26.

Um Ältere gesund, motiviert und qualifiziert in Beschäftigung zu halten, sollte die Arbeitswelt daher zuneh-
mend alters- und alternsgerecht ausgerichtet werden. Es geht um Arbeitsplatzgestaltung, Arbeitsorganisation,
Gesundheitsförderung und die Einbeziehung Älterer in die betriebliche Qualifizierung und Weiterbildung. Was
am besten geeignet ist, muss jedes Unternehmen für sich entscheiden. Einzelne Maßnahmen sind erfolgreicher,
wenn sie ineinander greifen.

Noch lange nicht alle Unternehmen haben sich bereits umfassend auf diese Herausforderungen eingestellt. Vor
allem bei mittelständischen und Kleinbetrieben, die in Ostdeutschland überdurchschnittlich stark vertreten sind,
gibt es Nachholbedarf. Das IAB-Betriebspanel, im Rahmen dessen auch Daten über betriebliche Personalmaß-
nahmen für Ältere erhoben werden, zeigt: Etwa jeder vierte Betrieb hat im Jahre 2012 sich dem Erhalt der Be-
schäftigungsfähigkeit seiner Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gewidmet.27 Allerdings lässt sich jetzt schon er-
kennen, dass es trotz des wachsenden Anteils der älteren Beschäftigten noch zu wenig passgenaue Angebote der
Betriebe gibt. So führten wie in Westdeutschland lediglich 27 Prozent der Betriebe in Ostdeutschland zusätzli-
che Maßnahmen zum Schutz und zur Förderung der Gesundheit ihrer Beschäftigten durch oder beteiligten sich
finanziell daran.28 In 12 Prozent der ostdeutschen Betriebe wurden Mitarbeiterbefragungen durchgeführt, in 10
Prozent Krankenstandsbefragungen vorgenommen und 8 Prozent der Betriebe griffen auf innerbetriebliche Ak-
tivitäten zurück.29 Die Verwirklichung einer alters- und alternsgerechten Arbeitswelt steht damit in Ost wie in
West noch vor erheblichen Herausforderungen.

Erwerbspotenziale ausländischer Fachkräfte

Neben der Ausschöpfung des inländischen Arbeitskräftepotenzials ist die deutsche Wirtschaft auch auf die Ge-
winnung qualifizierter Fachkräfte aus dem Ausland angewiesen, insbesondere auch aus Drittstaaten, da andere
EU-Länder vor ähnlichen demografischen Entwicklungen stehen wie Deutschland. Die Bundesregierung hat
daher eine Reihe von Maßnahmen zur Erleichterung des Fachkräftezuzugs ergriffen, die 2012 bzw. 2013 in
Kraft traten und die bereits erste Wirkungen zeigen.

So wurde zum 1. August 2012 der deutsche Arbeitsmarkt für Drittstaatsangehörige mit der Blauen Karte EU,
dem Visum zur Arbeitsplatzsuche und zum 1. Juli 2013 mit der Änderung der Beschäftigungsverordnung für
qualifizierte Fachkräfte weitestgehend geöffnet und gleichzeitig entbürokratisiert.

Ein Jahr nach Inkrafttreten des Gesetzes zur Umsetzung der Hochqualifizierten-Richtlinie erfreut sich die Blaue
Karte EU großer Akzeptanz. Innerhalb des ersten Jahres wurden rund 10.000 Blaue Karten EU erteilt. Davon
entfielen 4.352 Blaue Karten EU auf Mangelberufe (MINT-Berufe und Ärzte), 5.468 Blaue Karten EU wurden
an Akademiker in Regelberufen erteilt. In den neuen Ländern ohne Berlin hielten sich zum 31. Mai 2013 779
Inhaber von Blauen Karten EU auf, 382 Hochqualifizierte in Regelberufen und 397 in Mangelberufen.

Die Zuwanderung von beruflich qualifizierten Fachkräften ist seit Juli 2013 durch die oben genannte Änderung
in der Beschäftigungsverordnung in Mangelberufen, die in einer „Positivliste“ der Bundesagentur für Arbeit
enthalten sind, möglich. Voraussetzung ist, dass ein Ausbildungsabschluss vorliegt, der mit einem deutschen
Abschluss als gleichwertig anerkannt worden ist.

Die Zahlen zeigen, dass die ostdeutschen Länder ihre Attraktivität für ausländische Fachkräfte weiter heraus-
stellen und spezifische Angebote unterbreiten sollten. Ein Beitrag ist hier das Vorhaben „Study and Work“, mit
dem ausländische Studierende an ostdeutschen Hochschulen über berufliche Perspektiven in den neuen Bundes-
ländern informiert und beim Übergang von der Hochschule in den Arbeitsmarkt unterstützt werden. Im Fokus
stehen Maßnahmen zum Aufbau von Unternehmenskooperationen, zur Positionierung der Hochschule in Hin-
blick auf Willkommenskultur und spezifische Angebote für die Studierenden und Absolventen.

Das Willkommensportal „Make it in Germany“, Element der Fachkräfte-Offensive der Bundesregierung infor-
miert Fachkräfte aus dem Ausland über Beschäftigungsmöglichkeiten in Deutschland. Ziel ist, internationale
Fachkräfte für Deutschland zu begeistern und die Attraktivität Deutschlands im Wettbewerb um kluge Köpfe zu
steigern – insbesondere im Vergleich zu den klassischen Einwanderungsländern. Das Portal informiert umfas-

26 Statistisches Bundesamt, Bevölkerung nach Altersgruppen, Beteiligung am Erwerbsleben und Erwerbstätige nach Stellung
im Beruf, Deutschland und Neue Länder einschließlich Berlin, 2005 bis 2012.

27 IAB-Betriebspanel Ostdeutschland, Ergebnisse der sechzehnten Welle 2013, S. 56, 2013.
28 IAB-Betriebspanel Ostdeutschland, Ergebnisse der sechzehnten Welle 2013, S. 55, 2013.
29 Ebenda, S. 56.
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send zum Thema Leben und Arbeiten in Deutschland und bündelt bestehende Serviceangebote. Das Portal be-
steht seit Juni 2012 und zählt bereits mehr als 2,2 Millionen Besucher (Stand: Anfang September 2013).

Zur Unterstützung der Ziele des Willkommensportals wurden im Januar 2013 Pilotprojekte in Indien, Indonesi-
en und Vietnam gestartet. Die Projekte werden von der Deutschen Gesellschaft für Internationale Zusammenar-
beit (GIZ) in Zusammenarbeit mit der Zentralen Fach- und Auslandsvermittlung (ZAV) der Bundesagentur für
Arbeit durchgeführt. „Make it in Germany“-Beraterinnen und Berater informieren interessierte Fachkräfte vor
Ort über die neuen rechtlichen Rahmenbedingungen (u.a. Blaue Karte EU), bewerben vor Ort das Portal für
zuwanderungsinteressierte Fachkräfte vor allem im MINT-Bereich und unterstützen bei der Arbeitssuche und
Ausreisevorbereitung. Bislang wurden bereits über 8000 Anfragen gestellt. Ein Großteil der Interessierten er-
füllt jedoch nicht die Qualifikationsvoraussetzungen für die Zuwanderung nach Deutschland.

Auch im Rahmen des Gipfelprozesses zur Demografiestrategie der Bundesregierung beschäftigt sich eine Ar-
beitsgruppe mit der Erschließung von ausländischem Arbeitskräftepotenzial und der Schaffung einer Willkom-
menskultur für ausländische Fachkräfte. Hier gilt es, vor allem die Bereitschaft von kleinen und mittleren Un-
ternehmen zu steigern, internationale Fachkräfte, aber auch Studierende oder Jugendliche aus dem Ausland, die
in Deutschland ausgebildet werden, zu gewinnen und sie erfolgreich zu integrieren.

Darüber hinaus unterstützt das Förderprogramm „Passgenaue Vermittlung von Auszubildenden an ausbil-
dungswillige Unternehmen“ KMU dabei, passende Auszubildende zu finden. Das Programm „Förderung der
beruflichen Mobilität von ausbildungsinteressierten Jugendlichen und arbeitslosen jungen Fachkräften aus Eu-
ropa“ zielt auf die Verbesserung der betrieblichen Willkommenskultur und der fachlichen und gesellschaftli-
chen Integration europäischer Jugendlicher in KMU.

Mit dem „Gesetz zur Verbesserung der Feststellung und Anerkennung im Ausland erworbener Berufsqualifika-
tionen“ wurde ein Rechtsanspruch auf ein Bewertungsverfahren eingeführt und mit dem Anerkennungsportal
umfangreiche Informationen bereitgestellt. Nach Angaben des Statistischen Bundesamtes wurden im ersten Jahr
seit Inkrafttreten am 1. April 2012 von den gemeldeten rund 11.000 Verfahren zum Stichtag 31. Dezember 2012
bereits nahezu Dreiviertel (rund 8.000) entschieden. Der überwiegende Teil (82 Prozent) davon wurde mit einer
vollen Anerkennung der im Ausland erworbenen Berufsqualifikationen beendet. Die Ablehnungsquote lag ins-
gesamt bei nur 6,5 Prozent. Für Berufe im Zuständigkeitsbereich der Länder erlassen derzeit die Bundesländer
entsprechende Anerkennungsgesetze.

4. Länderfinanzen

4.1 Öffentliche Haushalte und Status der Haushaltskonsolidierung in Ostdeutschland

Die Haushaltskonsolidierung in den ostdeutschen Flächenländern ist in den vergangenen Jahren weit vorange-
kommen. Die ostdeutschen Flächenländer und ihre Gemeinden konnten insgesamt nach einem geringen Defizit
im Jahr 2010 in den Jahren 2011 und 2012 wieder Haushaltsüberschüsse erzielen, im Jahr 2012 rund 1,6 Milli-
arden Euro bzw. rund 127 Euro je Einwohner.

Der Schuldenstand wird seit 2005 - mit Ausnahme 2010 - abgebaut. Im Jahr 2012 weisen die ostdeutschen Flä-
chenländer und Gemeinden Schulden beim nicht-öffentlichen Bereich in Höhe von insgesamt rund 83 Milliar-
den. Euro (Wertpapierschulden und Kredite) bzw. rund 6.602 Euro je Einwohner gegenüber 9.450 Euro je Ein-
wohner in den westdeutschen Vergleichsländern30 aus.31

Insbesondere aufgrund des weiterhin bestehenden infrastrukturellen Nachholbedarfs liegen die Ausgaben der
ostdeutschen Flächenländer und Gemeinden im Jahr 2012 mit 5.227 Euro je Einwohner jedoch deutlich höher
als in westdeutschen Vergleichsländern (4.860 Euro je Einwohner). Allein der Anteil der investiven Ausgaben
an den Ausgaben insgesamt liegt in den ostdeutschen Flächenländern mit rund 15 Prozent höher als in den
westdeutschen Vergleichsländern mit rund 11 Prozent.

30 Als Vergleichsländer wird die Ländergruppe bestehend aus Niedersachsen, Rheinland-Pfalz, dem Saarland und Schleswig-
Holstein herangezogen. Es handelt sich um strukturschwache westdeutsche Flächenländer; sie sind deshalb ein geeigneter
Vergleichsmaßstab zu den ostdeutschen Flächenländern

31 Destatis, Schuldenstand der Länder und Gemeinden/Gemeindeverbände zusammen nach Arten und Ländern; Fachserie 14
Reihe 5, 2012, Tabelle 1.3.1, eigene Berechnungen. Einwohnerzahl zum Stichtag 30.06. auf Basis des Zensus 2011.
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4.2 Einnahmesituation der ostdeutschen Haushalte

Die Einnahmen der ostdeutschen Flächenländer und Gemeinden betragen 5.506 Euro je Einwohner im Jahr
2011 und 5.638 Euro in 2012. Vor allem aufgrund des Solidarpakts stehen den ostdeutschen Flächenländern
noch deutlich mehr Mittel je Einwohner zur Finanzierung öffentlicher Aufgaben, insbesondere zur Finanzierung
des weiterhin bestehenden infrastrukturellen Nachholbedarfs zur Verfügung als den vergleichbaren westdeut-
schen Ländern. Im Jahr 2011 betrug dieser Unterschied noch 20 Prozent der jedoch in 2012 auf 13 Prozent ab-
nahm (vergleichbare Flächenländer West 2011: 4.585 Euro je Einwohner; 2012: 4880 Euro je Einwohner.

Die ostdeutschen Länder erhalten im Rahmen des Solidarpakts Sonderbedarfs-Bundesergänzungszuweisungen
zur Deckung von teilungsbedingten Sonderlasten für den bestehenden starken infrastrukturellen Nachholbedarf
und zum Ausgleich unterproportionaler kommunaler Finanzkraft. Insgesamt werden im Zeitraum von 2005 bis
2019 Mittel in Höhe von rund 105 Milliarden Euro (so genannte Korb I Mittel) bereitgestellt. Für 2012 handelt
es sich um ein Volumen in Höhe von 7,26 Milliarden Euro. Die Bedeutung dieser Mittel für die ostdeutschen
Flächenländer zeigt sich darin, dass die Länder zwischen 10 (Brandenburg) und 12 (Thüringen) Prozent ihrer
Gesamtausgaben mit Korb I-Mitteln decken können. Darüber hinaus hat sich die Bundesregierung im Solidar-
pakt verpflichtet, im gleichen Zeitraum als Zielgröße weitere rund 51 Milliarden Euro in Form von überpropor-
tionalen Leistungen für den Aufbau Ost einzusetzen (so genannte Korb II- Mittel). Im Jahr 2012 betrugen diese
circa 4,6 Milliarden Euro. Im bisherigen Solidarpakt II-Zeitraum von 2005 bis 2012 wurden für den Korb II
insgesamt 40,3 Milliarden Euro geleistet. Damit hat der Bund bereits circa 78 Prozent seiner Verpflichtungen
aus dem Korb II des Solidarpakts II erbracht.

Die Einnahmeentwicklung der ostdeutschen Länder ist durch gegenläufige Tendenzen gekennzeichnet. Wäh-
rend bei wichtigen Einnahmequellen der Haushalte eine weitere Steigerung und Angleichung an das Niveau der
westdeutschen Vergleichsländer absehbar ist, weisen andere wichtigen Einnahmequellen eine deutliche Redu-
zierung auf:

So hat sich das Steueraufkommen der ostdeutschen Flächenländer in 2012 auf 937 Euro je Einwohner leicht
erhöht. Bei den westdeutschen Ländern insgesamt hat es sich bis 2012 auf 1.700 Euro/Einwohner gesteigert, das
der finanzschwachen Flächenländer West stieg auf 1.555 Euro/Einwohner. Die Flächenländer Ost haben 2012
damit ihr Niveau im Verhältnis zu den finanzschwachen Flächenländern West auf nunmehr 54 Prozent gestei-
gert. Im Jahr 2000 lag es noch bei 33 Prozent.

Die Finanzkraft der Flächenländer Ost und auch von Berlin hat über die Jahre zugenommen und ist höher als
vor der Finanz- und Wirtschaftskrise. Allerdings liegt das Niveau der ostdeutschen Flächenländer auch im Jahr
2012 noch deutlich unter der der finanzschwachen westdeutschen Vergleichsländer. Auch Berlin liegt noch
unter den finanzschwachen Flächenländern West. Dies spiegelt die - bedingt durch die wirtschaftlichen Verhält-
nisse - nach wie vor geringe Steuerkraft in Ostdeutschland wider.

Die Sonderbedarfs-Bundesergänzungszuweisungen im Rahmen des Solidarpaktes II sind klar degressiv ausge-
staltet und werden bis 2019 auf knapp über zwei Milliarden Euro sinken. Die EU-Strukturfondsmittel in der
nächsten Förderperiode 2014 bis 2020 werden für die ostdeutschen Länder (Volumen in laufender Förderperio-
de rund 16 Milliarden Euro) auf knapp 9 Milliarden Euro zurückgehen, auch da alle ostdeutschen Regionen
dank ihrer wirtschaftlichen Entwicklung und aufgrund des statistischen Effektes nicht mehr Höchstfördergebiete
sein werden. Allerdings werden insbesondere die heutigen Höchstfördergebiete in den neuen Ländern dank
eines Sicherheitsnetzes 64 Prozent ihrer Finanzmittel der noch laufenden Förderperiode bis 2013 erhalten.

Die demografische Entwicklung wirkt sich in vielfältiger Weise auf die Haushalte der ostdeutschen Länder aus.
So basiert die Bemessung der Finanzausgleichsströme auch auf den jeweiligen Einwohnerzahlen der Länder. Da
diese in Ostdeutschland tendenziell schneller sinken werden als in Westdeutschland, bremst dieser Prozess
ebenfalls die dortige Einnahmeentwicklung.

4.3 Konsolidierungserfordernisse aus dieser Entwicklung

Die ostdeutschen Länder stehen in den nächsten Jahren vor schwierigen und komplexen Aufgaben. Grundvo-
raussetzung für die erfolgreiche Konsolidierung ist eine maßvolle Ausgabenpolitik. Außerdem müssen die neu-
en Länder bis Ende 2019 mit den Solidarpaktmitteln den Aufholprozess im Hinblick auf den teilungsbedingten
infrastrukturellen Nachholbedarf abschließen. Die verfassungsrechtlichen Regelungen zur Schuldenbremse
schreiben den Ländern vor, dass ab dem Jahr 2020 die Haushalte grundsätzlich ohne Einnahmen aus Krediten
auszugleichen sind. Um die Schuldenbremse einzuhalten und in Verbindung mit den genannten planmäßigen
Reduzierungen wichtiger Einnahmequellen, müssen die ostdeutschen Länder und Gemeinden in den nächsten
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Jahren ihren Konsolidierungskurs fortsetzen. Einige Länder sehen in ihrer Finanzplanung vor, die Ausgaben zu
verringern. Für die kommenden Jahre planen die Länder Finanzierungsüberschüsse und Nettotilgungen.

5. Bildung, Gesundheit, Freiheit, demokratische Teilhabe und bürgerschaftliches
Engagement

Die Lebensverhältnisse in Ostdeutschland werden neben den für das materielle Wohlstandsniveau relevanten
Aspekten maßgeblich durch weitere nicht-materielle Faktoren gestaltet, die die Bereiche Bildung, Gesundheit,
Freiheit und demokratische Teilhabe sowie Natur betreffen. Hier sind deutlich positive Entwicklungen erkenn-
bar, durch die sich das Wohlstandsniveau in Ostdeutschland verbessert hat.

5.1 Bildungsabschlüsse und Kompetenzen von Schülerinnen und Schülern32

Bildung und Kompetenz junger Menschen sind besonders bedeutsame Faktoren für den Innovations- und Wirt-
schaftsstandort Ostdeutschland auf dem Weg zur Wissensgesellschaft. Eine qualifizierte Ausbildung mit guten
Schlüsselkompetenzen ist eine gesellschaftliche Notwendigkeit für nachhaltiges Wirtschaftswachstum. Sie ist
eine zentrale Voraussetzung für individuellen beruflichen Erfolg in einem sich dynamisch wandelnden Arbeits-
markt. Bildung und Kompetenz tragen so zum Wohlstand des Einzelnen wie der Gesellschaft bei.

Die ostdeutschen Länder weisen hinsichtlich der Bildungsabschlüsse und Bildungskompetenzen junger Men-
schen unter anderem folgende Merkmale auf:

Bildungsabschlüsse

In internationalen Studien wird immer wieder auf die Bedeutung des Erwerbs eines Abschlusses im
Sekundarbereich II und höher für die Integration in die Wissensgesellschaft hingewiesen. Betrachtet man diesen
Indikator für die Bevölkerung im Alter von 20 bis 24 Jahren mit Blick auf die neuen Länder (Abbildung 12), so
ist auffällig, dass sämtliche ostdeutschen Länder über dem Bundesdurchschnitt (Deutschland 74 Prozent) liegen.

In der Rangfolge der 16 Länder belegen die ostdeutschen Länder folgende Plätze:

Platz 1: Sachsen, 83 Prozent

Platz 2: Thüringen, 82 Prozent

Platz 3: Mecklenburg-Vorpommern, 81 Prozent

Platz 5: Brandenburg, 78 Prozent

Platz 7: Sachsen-Anhalt, 75 Prozent.

Mit Blick auf die Bildungsabschlüsse lässt sich also von einer ambivalenten Situation in den neuen Ländern
sprechen: Einerseits verfügen im Vergleich zum Bundesdurchschnitt überdurchschnittlich viele junge Menschen
im Alter von 20 bis 24 Jahren mindestens über einen Abschluss im Sekundarbereich II, andererseits ist der
Anteil der Schulabgänger ohne Hauptschulabschluss in den neuen Ländern ebenfalls überdurchschnittlich hoch.
Diese Ambivalenz zeigt sich auch bei den Kompetenzen von Schülern im Ländervergleich.

32 Aufgrund der föderalen Staatsstruktur liegen insbesondere die Kompetenzen für die allgemeine und damit die schulische
Bildung bei den Ländern.
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A b b i l d u n g 1 2

Bevölkerung im Alter von 20 bis 24 Jahren mit mindestens einem Abschluss
des Sekundarbereichs II in Prozent (2010)

Quelle: Statistische Ämter des Bundes und der Länder, Internationale Bildungsindikatoren im Ländervergleich

Wie in der nachstehenden Abbildung verdeutlicht, liegt andererseits aber der Anteil der Schulabgänger ohne
Hauptschulabschluss in den neuen Ländern höher als der Anteil in den alten Ländern.

A b b i l d u n g 1 3

Anteil Schulabgänger ohne Hauptschulabschluss (in Prozent) an allen
Absolventen/Abgängern in den Jahren 2009 und 2011

Quelle: Statistische Ämter des Bundes und der Länder, Regionalatlas



Deutscher Bundestag – 18. Wahlperiode – 37 – Drucksache 18/107

Kompetenzen von Schülerinnen und Schülern

Ländervergleiche zu den Kompetenzen von Schülerinnen und Schülern werden vom Institut für Qualitätsent-
wicklung im Bildungswesen (IQB) durchgeführt. Grundlage dieser Vergleiche sind die von der Kultusminister-
konferenz definierten Bildungsstandards. Bislang liegen der Ländervergleich zu den Sprachkompetenzen in der
Sekundarstufe I aus den Jahren 2008/2009 sowie der Ländervergleich zu den Kompetenzen in Deutsch und
Mathematik von Schülerinnen und Schülern der vierten Jahrgangsstufe aus dem Jahr 2011 sowie der Länder-
vergleich der mathematischen und naturwissenschaftlichen Kompetenzen am Ende der Sekundarstufe II vor.
Mit Blick auf die ostdeutschen Länder weisen diese Vergleichsstudien folgende Auffälligkeiten auf:

Bei dem im Jahr 2009 durchgeführten Ländervergleich zu den Lese- und Hörkompetenzen in Deutsch rangiert
Brandenburg auf dem letzten Platz der Flächenstaaten (Abbildung 14). Lediglich für die Stadtstaaten werden
ähnliche Ergebnisse ausgewiesen. Bezüglich des Lese- und Hörverstehens in Englisch in der neunten Jahr-
gangsstufe rangieren die ostdeutschen Länder auf den hinteren Plätzen, vergleichbare Werte weisen die Hanse-
stadt Bremen und das Saarland auf (Abbildung 15).

Deutlich besser schneiden die ostdeutschen Länder hingegen beim IQB -Ländervergleich der Kompetenzen von
Schülerinnen und Schülern am Ende der vierten Jahrgangsstufe in den Fächern Deutsch und Mathematik im
Jahr 2011 ab. So liegt Thüringen in allen drei gemessenen Kompetenzen (Lesen bzw. Zuhören in Deutsch, Ma-
thematik) über dem deutschen Mittelwert, Sachsen und Sachsen-Anhalt rangieren jeweils in zwei Kompetenzbe-
reichen über dem Mittelwert, Brandenburg und Mecklenburg-Vorpommern knapp unter dem Mittelwert, wobei
lediglich der Wert für Mathematik in Brandenburg signifikant unter dem Mittelwert rangiert (Abbildung 16).

A b b i l d u n g 1 4

Kompetenzen in Deutsch (Lesen, Hören) in der neunten Jahrgangstufe 2009 nach Ländern

Quelle: Autorengruppe Bildungsberichterstattung (Hrsg.), Bildung in Deutschland 2012,
Ein indikatorengestützter Bericht mit der Analyse zur kulturellen Bildung im Lebenslauf, Bielefeld 2012,
S. 93.
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A b b i l d u n g 1 5

Kompetenzen in erster Fremdsprache Englisch (Leseverstehen, Hörverstehen)
in der neunten Jahrgangstufe 2009 nach Ländern

Quelle Autorengruppe Bildungsberichterstattung (Hrsg.), Bildung in Deutschland 2012,
Ein indikatorengestützter Bericht mit einer Analyse zur kulturellen Bildung im Lebenslauf, Bielefeld 2012,
S. 93.
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A b b i l d u n g 1 6

Abweichen der in den Ländern erreichten Kompetenzstände in den Bereichen Lesen,
Zuhören und Mathematik vom deutschen Mittelwert

Quelle: Stanat, Petra u.a. (Hrsg.), Kompetenzen von Schülerinnen und Schülern am Ende der vierten Jahrgangsstufe in den
Fächern Deutsch und Mathematik – Ergebnisse des IQB-Ländervergleichs 2011, Münster - New York, 2012,
S. 12933.

Auch der im Jahre 2012 durchgeführte IQB-Ländervergleich der mathematischen und naturwissenschaftlichen
Kompetenzen am Ende der Sekundarstufe weist für die ostdeutschen Länder positive Werte aus. Im Fach Ma-
thematik belegen die Neuen Länder die Plätze eins bis drei sowie fünf und sechs. In den drei Naturwissenschaf-
ten Biologie, Chemie und Physik belegen die Neuen Länder sogar durchgehend die Plätze eins bis fünf.

33 Anmerkung der Verfasser: Schraffierte Balken unterscheiden sich im jeweiligen Kompetenzbereich nicht signifikant vom
deutschen Mittelwert.
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A b b i l d u n g 1 7

Mittelwert der von Schülerinnen und Schülern der 9. Jahrgangsstufe erreichten
Kompetenzstände im Fachbereich Mathematik

Abbildung in Anlehnung an: Pant, Hans Anand u.a. (Hrsg.), IQB-Ländervergleich 2012 -Zusammenfassung, Berlin 2013, S. 8.

5.2 Gesundheit und Lebenserwartung

Gesundheit zählt allgemein zu den wichtigsten Voraussetzungen für die individuelle Lebenszufriedenheit. Von
der Weltgesundheitsorganisation (WHO) definiert als Zustand des vollständigen körperlichen geistigen und
sozialen Wohlergehens ist Gesundheit allerdings schwer messbar. Die Entwicklung der Lebenserwartung in den
neuen und alten Ländern kann als ein wichtiger Indikator für die Entwicklung der Gesundheit der Bevölkerung
herangezogen werden.

Die Lebenserwartung in Deutschland ist nach 1990 kontinuierlich gestiegen. Die durchschnittliche Lebenser-
wartung bei der Geburt beträgt aktuell (2009/2011) für Frauen 82,73 und für Männer 77,72 Jahre.
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A b b i l d u n g 1 8

Lebenserwartung bei der Geburt in Deutschland

Quelle: Statistisches Bundesamt34

Die Abbildung zeigt, dass sich die Lebenserwartung zwischen dem früheren Bundesgebiet (ABL) und den neu-
en Ländern (NBL) weiter angenähert hat. Frauen leben in beiden Regionen Deutschlands mittlerweile fast
gleich lang (ABL: 82,77 gegenüber NBL: 82,58 Jahre). Bei den Männern hat die Lebenserwartung mit 76,64
Jahren in den neuen Ländern das Niveau ihrer Geschlechtsgenossen im früheren Bundesgebiet mit 77,97 Jahren
noch nicht ganz erreicht. Das durchschnittlich erreichte Alter von ostdeutschen Frauen liegt damit heute 6,3
Jahre höher als 1990, das der Männer sogar 7,4 Jahre höher.35

5.3 Freiheit, demokratische Teilhabe, bürgerschaftliches Engagement

Lebensqualität und Wohlstand in einem weit verstandenen Sinn drücken sich auch im Grad der Freiheit und den
Möglichkeiten zu demokratischer Teilhabe aus.
Deutschland hat mit seiner freiheitlich demokratischen Grundordnung, die auf der Selbstbestimmung des Vol-
kes beruht, ein Staatssystem, das demokratische Teilhabe voraussetzt und ohne sie nicht denkbar ist. Die Grund-
rechte Meinungsfreiheit, Gewissensfreiheit, Glaubensfreiheit, Versammlungsfreiheit, Berufsfreiheit sind verfas-
sungsrechtlich verbürgt, so dass der geltende Rechtsrahmen überall in Deutschland gleich ist.
Das Institut Allensbach hat im Jahr 2012 die Bevölkerung in Ost und West nach der persönlichen Wichtigkeit
elf verschiedener Freiheiten befragt. Die Befragten in beiden Teilen des Landes stimmten bei den drei am wich-
tigsten eingeschätzten Freiheiten (freie Meinungsäußerung, freie Berufswahl und Freiheit vor staatlicher Über-
wachung) sowie der drei als am unwichtigsten eingeschätzten Freiheiten (freie Wahl beim Kauf von Gütern,
Religionsfreiheit und Demonstrations- und Versammlungsfreiheit) überein36. Zwischen Ost- und Westdeutsch-

34 DEU*: Deutschland

Früheres Bundesgebiet**: bis 1998/2000 Früheres Bundesgebiet, ab 2001 ohne Berlin West

Neue Länder***: bis 1998/2000 Neue Länder und Berlin Ost, ab 2001 ohne Berlin Ost
35 Vogt, Tobias, Max-Planck-Gesellschaft zur Förderung der Wissenschaften, Längeres Leben dank Mauerfall, S. 4.
36 Allerdings erhielten die abgefragten Freiheiten durchweg deutlich niedrigere Prozentwerte in Ostdeutschland als in

Westdeutschland.
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land scheint es ein gemeinsames Verständnis darüber zu geben, welche Freiheiten die größte Bedeutung für die
eigene Lebensgestaltung haben.

A b b i l d u n g 1 9

Diese Freiheit ist mir persönlich sehr wichtig…; Gewichtung von Freiheitsspielräumen
in Ost und West, Bundesrepublik Deutschland, Bevölkerung ab 16 Jahre

Quelle: Institut für Demoskopie Allensbach, Allensbacher Archiv, IfD –Umfrage 10089

Über diese Aspekte hinaus geht es bei der Frage, wie es um Freiheit und demokratische Teilhabe in beiden Tei-
len Deutschlands steht , darum, wie die Bevölkerung ihre Einflussmöglichkeiten in der Demokratie wertet und
wie sie diese Möglichkeiten nutzt.

Eine wichtige direkte Beteiligungsmöglichkeit, die sich den Bürgerinnen und Bürgern in der Demokratie bietet,
sind Wahlen, bei denen die Repräsentanten des Volkes bestimmt werden. Bei der Wahlbeteiligung zeigen sich
deutliche Unterschiede zwischen Ost und West. Bürgerinnen und Bürger in Ostdeutschland beteiligen sich we-
niger an Bundestagswahlen als in Westdeutschland. Bei der Bundestagswahl im Jahr 2009 lag die Wahlbeteili-
gung in den ostdeutschen Flächenländern unter dem Bundesdurchschnitt (vgl. Tabelle 2). Nach Bundesländern
aufgeteilt, entwickelte sich die Wahlbeteiligung von 1990 bis zum Jahr 2009 insgesamt rückläufig, die neuen
Länder wiesen bei allen Bundestagswahlen eine niedrigere Wahlbeteiligung als in den alten Ländern auf. Bei
der Bundestagswahl 2013 hingegen stieg erstmals in allen ostdeutschen Ländern die Wahlbeteiligung, während
sie in den westdeutschen Ländern insgesamt betrachtet etwa gleich blieb.
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T a b e l l e 2

Wahlbeteiligung bei den Bundestagswahlen nach Ländern,
Wähler in Prozent der Wahlberechtigten

Länder 1990 1994 1998 2002 2005 2009 201337

Bundesgebiet 77,8 % 79,0 82,2% 79,1% 77,7% 70,8% 71,5%

Baden-Württemberg 77,4% 79,7% 83,1% 81,1% 78,7% 72,4% 74,3%

Bayern 74,4% 76,9% 79,2% 81,5% 77,9% 71,6% 70,2%

Berlin 80,6% 78,6% 81,1% 77,6% 77,4% 70,9% 72,4%

Brandenburg 73,8% 71,5% 78,1% 73,7% 74,9% 67,0% 68,4%

Bremen 76,5% 78,5% 82,1% 78,8% 75,5% 70,3% 68,8%

Hamburg 78,2% 79,7% 81,1% 79,6% 77,5% 71,3% 69,6%

Hessen 81,1% 82,3% 84,2% 80,1% 78,7% 73,8% 73,2%

Mecklenburg-Vorpommern 70,9% 72,8% 79,4% 70,6% 71,2% 63,0%
65,4%

Niedersachsen 80,6% 81,8% 83,9% 81,0% 79,4% 73,3% 73,4%

Nordrhein-Westfalen 78,7% 81,9% 83,9% 80,3% 78,3% 71,4% 72,5%

Rheinland-Pfalz- 81,7% 82,3% 83,9% 80,0% 78,7% 72,0% 72,8%

Saarland 85,2% 83,5% 84,8% 80,0% 79,4% 73,7% 72,5%

Sachsen 76,2% 72,0% 81,6% 73,7% 75,7% 65,0% 69,7%

Sachsen-Anhalt 72,2% 70,4% 77,1% 68,8% 71,0% 60,5% 62,0%

Schleswig-Holstein 78,6% 80,9% 82,4% 80,7% 79,1% 73,6% 73.6%

Thüringen 76,4% 74,9% 82,3% 74,8% 75,5% 65,2% 68,2%

Quelle: Statistisches Bundesamt.

Über die demokratische Teilhabe hinaus bestehen weitere Einflussmöglichkeiten zur Mitgestaltung der Lebens-
wirklichkeit. Diese Strukturen bilden das zivilgesellschaftliche Gerüst der Demokratie: Bürgerinnen und Bürger
können sich in Bürgerbündnissen, Vereinen, Verbänden und Initiativen, die sich für das Gemeinwohl einsetzen,
engagieren und in diesen Strukturen Demokratie leben. Verstärktes demokratisches Engagement auf der lokalen
Ebene kann Antworten auf Fragen danach geben, was die demokratische Gesellschaft in ihrem Innersten zu-
sammen hält, was demokratische Teilhabe im Alltag attraktiv macht und was zu einem positiven Gemein-
schaftsgefühl beiträgt und damit Lebensqualität steigert.

In diesem Zusammenhang ist von Interesse, wie die Bevölkerung in Ost- und Westdeutschland ihre Möglichkei-
ten einschätzt, Einfluss zu nehmen. Das Allensbach Institut hat im Jahr 2012 - wie bereits in den Jahren 1996
und 2003 - den Befragten in beiden Landesteilen die Aussagen zweier Personen: „Jeder ist seines eigenen Glü-
ckes Schmied“ und „Die einen sind oben und die anderen sind unten“ vorgelegt. Die Befragten wurden gebeten,
sich zu entscheiden, für welchen Satz sie sich persönlich aussprechen würden.

37 Vorläufiges amtliches Ergebnis.
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„Jeder ist seines Glückes eigener Schmied“38

Ostdeutschland

Basis: Bundesrepublik Deutschland, Bevölkerung ab 16. Jahre
Quelle: Allensbacher Archiv, IfD- Umfragen, zuletzt 10086, Februar 2012

An 100 fehlende Prozent unentschieden

38 Zwei Männer/ Frauen unterhalten sich über das Leben. Der/Die eine sagt: „Jeder ist seines Glückes eigener Schmied. Wer
sich heute wirklich anstrengt, der kann es auch zu etwas bringen“. Der/Die andere sagt: „Tatsächlich ist es so, dass die einen
oben sind und die anderen sind unten und kommen bei den heutigen Verhältnissen auch nicht hoch, so sehr sich auch
anstrengen.“ Was würden Sie persönlich sagen. Wer von beiden hat eher recht- der/die erste oder der/die zweite?
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„Jeder ist seines Glückes eigener Schmied“39

Westdeutschland

Basis: Bndesrepublik Deutschland, Bevölkerung ab 16. Jahre.
Quelle: Alensbacher Archiv, IfD- Umfragen, zuletzt 10086, Februar 2012.
An 100 fehlende Prozent unentschieden

In Ostdeutschland betrug die Zustimmung zu beiden Sätzen im Jahr 2012 42 Prozent, in Westdeutschland 48
Prozent für „Jeder ist seines Glückes eigener Schmied“ und 35 Prozent für „Die einen sind unten und die ande-
ren sind oben“. Die Werte für beide Sätze nähern sich in Ost und West aneinander an. Außerdem wird beson-
ders in der grafischen Darstellung der Ergebnisse der Befragung Folgendes in Ostdeutschland deutlich:

Von 28 Prozent ausgehend, die im Jahr 1996 von ihrem persönlichen Einfluss auf das Glück überzeugt sind,
sind es im Jahr 2012 bereits 42 Prozent. In Westdeutschland bleibt der Anteil dieser Personen in etwa gleich
(1996: 47 Prozent, 2012: 48 Prozent). Bei dieser Gruppe ist das ehrenamtliche Engagement mit 31 Prozent hö-
her als das der Vergleichsgruppe, die dem Satz: „Die einen sind oben, die anderen sind unten“ zustimmen (24
Prozent)“40.

Die Überzeugung von eigenen Einflussmöglichkeiten korreliert also mit der Bereitschaft zu ehrenamtlicher
Aktivität. Dass die Wahrnehmung der eigenen Einflussmöglichkeiten im Osten des Landes wächst, könnte auch
Indiz für eine weitere Zunahme des Potenzials für bürgerschaftliches Engagement sein.

39 Siehe vorhergehende Fußnote.
40 Basis: Bundesrepublik Deutschland, Bevölkerung ab 16. Jahre; Quelle: Allensbacher Archiv, IfD- Umfragen, zuletzt 10086,

Februar 2012 zur Frage: Haben sie ein Ehrenamt oder arbeiten sie auf andere Weise privat aktiv oder in anderer Weise in
Gruppen oder Organsiationen mit?
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Die Daten des Projekts „Stand und Entwicklung des bürgerschaftlichen Engagements in Ostdeutschland“ des
Bundesministeriums des Innern bestätigen diesen Trend. Das Projekt umfasste eine vergleichende Analyse der
Daten des Freiwilligensurveys, der regelmäßigen großen Umfrage im Auftrag der Bundesregierung (bisher
1999, 2004 und 2009) zum freiwilligen Engagement in der gesamten Bundesrepublik sowie eine vertiefende
Befragung von Verantwortlichen für die Förderung des Engagements in allen neuen Ländern in den Jahren
2010/2011. Die Daten zeigen, dass in den neuen Ländern die öffentliche Beteiligung und das freiwillige Enga-
gement insgesamt zugenommen haben, insbesondere bei den jüngeren Menschen im Alter von bis zu 45 Jahren.
Bei den unter 30-jährigen sind in dieser Hinsicht kaum noch Unterschiede zu den Altersgenossen im Westen der
Republik auszumachen.

Es sind jedoch regionale Unterschiede zu beobachten: Im Vergleich der fünf ostdeutschen Länder weisen die
Länder Sachsen und Brandenburg eine hohe Engagementquote, Sachsen-Anhalt die niedrigste Quote beim bür-
gerschaftlichen Engagement auf. Insgesamt sind allerdings weiterhin weniger Menschen in Verbänden oder
Vereinen ehrenamtlich aktiv als in den westdeutschen Ländern.

Möglicherweise existieren auch spezifische Unterschiede in den freiwilligen, ehrenamtlichen Aktivitäten zwi-
schen städtischen und ländlichen Bereichen sowie zwischen west- und ostdeutschen ländlichen Regionen. Gera-
de ländliche Räume sind in den fünf neuen Bundesländern von hoher Bedeutung. Aufschluss über mögliche
Unterschiede geben soll eine Sonderauswertung des dritten Freiwilligensurveys „Bürgerschaftliches Engage-
ment in den ländlichen Räumen der Bundesrepublik Deutschland – Strukturen, Chancen und Probleme“, die das
Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz in Auftrag gegeben hat und deren
Ergebnisse im 1. Quartal 2014 veröffentlicht werden sollen.

Mit der Einführung des Bundesfreiwilligendienstes (BFD) und dem Ausbau der Jugendfreiwilligendienste zum
1. Juli 2011 ist es gelungen, freiwilliges Engagement in Deutschland zu stärken auf eine noch breitere Basis zu
stellen. Freiwillige aller Altersgruppen engagieren sich für das Allgemeinwohl im sozialen, ökologischen und
kulturellen Bereich oder im Bereich des Sports, der Integration sowie im Zivil- und Katastrophenschutz. Die
Öffnung des BFD für die neue Zielgruppe der über 27-Jährigen wird gerade in den neuen Ländern stark nachge-
fragt. Insgesamt rund 100.000 Freiwillige in den genannten Diensten bedeuten einen historischen Höchststand.

Je mehr Menschen sich Freiheit und Demokratie verpflichtet fühlen und diese Werte im Zusammenwirken mit
anderen teilen, desto mehr wird auch der gesellschaftliche Zusammenhalt gefestigt und eine gute Basis für die
innere Einheit und eine gemeinsame Identität geschaffen. Es ist daher von besonderer Bedeutung, Bürgerinnen
und Bürger für eine Beteiligung am demokratischen Prozess und zur Mitgestaltung der Lebenswirklichkeit zu
gewinnen. Hierfür setzt sich die Bundesregierung mit unterschiedlichen Schwerpunkten auf vielfältige Weise
ein:

Die Bundeszentrale für politische Bildung (BpB) engagiert sich als Regelaufgabe dauerhaft mit verschiedenen
Maßnahmen politischer Bildung insbesondere in der Extremismusprävention. Die Angebote reichen von Publi-
kationen und Online-Dossiers über präventiv wirkende Projektförderungen von Modellvorhaben bis zu Hand-
reichungen und Netzwerken für Multiplikatoren. Sie schließen die Arbeit mit rechtsextrem gefährdeten Jugend-
lichen ebenso ein wie die Trägerförderung in diesem Themenschwerpunkt. Die Tätigkeit der BpB zielt im We-
sentlichen darauf ab, der Entstehung bzw. Verfestigung von rechtsextremen Einstellungen und Strukturen durch
politische Bildungsarbeit entgegenzuwirken. Um diese Arbeit noch stärker als bisher zu unterstützen, sind der
Bundeszentrale für politische Bildung von 2013 bis 2016 zusätzliche Mittel in Höhe von jährlich 2 Millionen
Euro zur Verfügung gestellt worden. Diese Mittel sollen der Bundeszentrale ermöglichen, ihre Schwerpunkte im
Bereich der präventiven Bildungsarbeit gegen Rechtsextremismus weiter zu entwickeln sowie die Arbeit der
freien Träger in diesem Themenfeld zu stärken.

Mit dem Programm „Zusammenhalt durch Teilhabe“ fördert die Bundesregierung seit 2010 zivilgesellschaftli-
ches Engagement für Demokratie vor allem in ländlichen und strukturschwachen Gebieten Ostdeutschlands.
Hauptziel des Programms ist, Akteure der Vereins- und Verbandsarbeit zu stärken. Dafür gibt es z.B. Qualifika-
tionsangebote, um die Strukturen von Verbänden und Vereinen noch demokratischer zu gestalten und neue
Möglichkeiten für verbandsinterne Beratung, Konfliktbearbeitung und Beteiligung zu schaffen. Von Vereinen
und Verbänden, die sich auf solche Weise in ihrem Innern demokratisch stärken, werden starke Impulse für das
demokratische Miteinander im jeweiligen Ort, im Sozialraum des Dorfes oder der Stadt erwartet.

Das Programm „Zusammenhalt durch Teilhabe“ war zunächst (2010 – 2012) ganz auf Ostdeutschland ausge-
richtet worden. Die Menschen mussten sich hier in den beiden Jahrzehnten nach der Wende großen Verände-
rungen stellen. Ganze Industrien wurden abgewickelt, andere sind neu entstanden. Überall, vor allem in den
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ländlichen und strukturschwachen Gebieten, hat die Bevölkerung große Herausforderungen meistern müssen –
sich aber auch neue Chancen erkämpft.

Mit den Folgen von Abwanderung und schrumpfender Bevölkerung umzugehen, ist mittlerweile Aufgabe vieler
Engagierter in ganz Deutschland. Für Vereine und Initiativen vor Ort bedeutet dies, dass es immer weniger
Freiwillige gibt, die ein Ehrenamt übernehmen, die sich engagieren und sich stark machen für andere. Vielfach
stellen sich folgende Fragen: Wer organisiert die Kultur- oder Sportangebote, wer engagiert sich auf dem Land
noch für bessere Arbeits- und Lebensbedingungen, wer hilft bei öffentlichen Veranstaltungen?

Dementsprechend werden in der zweiten Programmphase (2013-2016) auch einige erprobte Projektkonzepte auf
ausgewählte Trägerstrukturen in den westdeutschen Bundesländern übertragen und verschiedene Qualifizie-
rungsmöglichkeiten bundesweit angeboten. Für die Fortführung des Programms „Zusammenhalt durch Teilha-
be“ setzt die Bundesregierung von 2013 bis 2016 weitere 24 Millionen Euro ein.

Konkret wird die Ausbildung von sogenannten „Demokratietrainern“ in Vereinen und Verbänden in den Berei-
chen Sport, Feuerwehr, Wohlfahrt und Kirche finanziert. Diese unterstützen die Vereine vor Ort im Umgang mit
antidemokratischen und rassistischen Verhaltensweisen. Bislang wurden rund 110 Demokratietrainer ausgebil-
det; in der aktuellen Förderphase sollen circa 500 dazu kommen.

Mit dem Bundesprogramm „TOLERANZ FÖRDERN – KOMPETENZ STÄRKEN“ fördert die Bundesregie-
rung seit dem 1. Januar 2011 das zivile Engagement und demokratisches Verhalten sowie den Einsatz für Viel-
falt und Toleranz bei Kindern und Jugendlichen. Es hat zum Ziel, Demokratie, Vielfalt und Toleranz als zentrale
Werte der gesamten Gesellschaft zu festigen und gerade Kinder und Jugendliche auf präventiv-pädagogische
Weise für die grundlegenden Regeln eines friedlichen und demokratischen Zusammenlebens zu begeistern.
Außerdem sollen Menschen, die sich mit rechtsextremistischen Tendenzen auseinandersetzen müssen, vor Ort
schnell, direkt und persönlich fachkompetente Beratung und Unterstützung erhalten.

Das Programm konzentriert sich auf drei Programmbereiche:

 Im ersten Programmbereich werden Lokale Aktionspläne aus Bundesmitteln unterstützt (bisher rund 170).

 Im zweiten Förderbereich werden Modellprojekte im Feld des Demokratielernens in einer Integrationsge-
sellschaft sowie präventive Projekte gegen Rechtsextremismus gefördert. Auf der Basis eines Interessen-
bekundungsverfahrens hat ein Expertengremium mehr als 50 Modellprojekte identifiziert und zur Förde-
rung vorgeschlagen.

 Im dritten Förderbereich werden die im früheren Bundesprogramm „kompetent. für Demokratie“41erfolg-
reich aufgebauten 16 landesweiten Beratungsnetzwerke gegen Rechtsextremismus entsprechend den Emp-
fehlungen der Programmevaluation fortgesetzt. Schwerpunkt der aktuellen Förderperiode, die noch bis En-
de 2014 andauert, ist die Weiterentwicklung der qualitativen Beratungstätigkeit. Nach der Bestandsauf-
nahme und der Bedarfsanalyse nehmen die Beratungsnetzwerke seit 2012 die Qualitätsentwicklung, Fall-
dokumentation und Erprobung in den Blick. Die Bundesregierung stellt für das Bundesprogramm „TOLE-
RANZ FÖRDERN – KOMPETENZ STÄRKEN“ pro Jahr circa 24 Millionen Euro an Bundesmitteln zur
Verfügung.

Zusätzlich hat die Bundesregierung zum 1. Juli 2010 das Bundesprogramm „Initiative Demokratie stärken“ ins
Leben gerufen. Dieses Bundesprogramm soll junge Menschen gegen die Beeinflussung linksextremistischer und
islamistischer Ideologien stark machen. Pro Jahr stellt die Bundesregierung für das Programm „Initiative De-
mokratie stärken“ rund 5 Millionen Euro zur Verfügung.

5.4 Aufarbeitung von SED-Unrecht

Die kommunistische Diktatur in der SBZ und der DDR zählt zum historischen Erbe des wiedervereinten
Deutschlands. Dieser Teil der deutschen Nachkriegsgeschichte muss konsequent aufgearbeitet werden. Jeder
Generation müssen die Lehren aus diesen Kapiteln unserer Geschichte immer wieder neu vermittelt werden.
Durch den wachsenden zeitlichen Abstand zur friedlichen Überwindung der deutschen Teilung entwickeln sich
insbesondere bei jungen Menschen zwei Tendenzen in der Wahrnehmung der DDR, die besorgniserregend

41 Dieses Bundesprogramm war vom 1. Juli 2007 bis 31.Dezember 2010 ein Bundesprogramm des Bundesministeriums für
Familie, Senioren, Frauen und Jugend, das landesweite Beratungsnetzwerke und Unterstützungsangebote nach rechtsextre-
men, fremdenfeindlichen und antisemitischen Vorkommnissen förderte.



Drucksache 18/107 – 48 – Deutscher Bundestag – 18. Wahlperiode

sind42: die Verharmlosung, mitunter sogar Verklärung des Lebens unter der SED-Diktatur und das ausgeprägte
Nichtwissen über die DDR und die dort herrschenden Verhältnisse.

Dieser Trend schwächt die zentrale Bedeutung der Werte, für die die Menschen in der DDR im Herbst 1989
mutig und friedlich demonstrierten: Freiheit, Demokratie und die Achtung der Menschenrechte. Einen Schluss-
strich unter die Auseinandersetzung mit der kommunistischen Diktatur in Deutschland wird es auch fast 25
Jahre nach dem Ende der DDR nicht geben. Sie bleibt weiter eine gemeinsame gesamtdeutsche Aufgabe und ist
ein wesentlicher Beitrag zur Gestaltung der inneren Einheit unseres Landes.

Das Bundeskabinett hat am 9. Januar 2013 den vorgelegten Bericht der Bundesregierung zum Stand der Aufar-
beitung der SED-Diktatur beschlossen (Bundestagsdrucksache 17/12115). Ziel des Berichts war es, die Leistun-
gen der letzten Jahre im Bereich der Aufarbeitung der SED-Diktatur umfassend zu dokumentieren, Bilanz zu
ziehen und Perspektiven für die weitere Entwicklung darzustellen. Die Beiträge der thematisch betroffenen
Ressorts der Bundesregierung, der 16 Länder, von Aufarbeitungseinrichtungen und Gedenkstätten sowie der
Opferverbände dienten hierfür mit als Grundlage.

Aus der umfangreichen Bestandsaufnahme der Bundesregierung sollen hier nur einige wenige Aktivitäten der
Bundesregierung sowie darüber hinaus angestoßene Maßnahmen dargestellt werden:

Seit 1. Juli 2012 besteht der vom Bund und den ostdeutschen Ländern gemeinsam errichtete Fonds „Heimerzie-
hung in der DDR in den Jahren 1949 bis 1990“ mit einem Volumen von insgesamt 40 Millionen Euro. Daraus
stehen ehemaligen DDR-Heimkindern, die in den Jahren 1949 bis 1990 in einem Heim der Jugendhilfe oder
einem Dauerheim für Säuglinge und Kleinkinder untergebracht waren und denen Unrecht und Leid zugefügt
wurde, Hilfen und Unterstützungsleistungen bei heute noch vorhandenen Folgeschäden und/oder bei Minderung
von Rentenansprüchen zur Verfügung.

Das gilt auch für diejenigen, die im Heim sexuell missbraucht worden sind, so dass diese Gruppe bereits jetzt
Entschädigungsleistungen erhalten kann.

Beim Fonds Heimerziehung in der DDR haben im ersten Jahr seit Start des Fonds am 1. Juli 2012 rund 2.400
Betroffene (Stand 30. Juni 2013) Vereinbarungen über Fondsleistungen abgeschlossen. Damit wurden rund 8,9
Millionen Euro (Stand 30. Juni 2013) an Betroffene ausgezahlt. Grundlage für die politische Entscheidung zur
Würdigung und Anerkennung des Leids ehemaliger Heimkinder aus der DDR ist der Bericht „Aufarbeitung der
Heimerziehung in der DDR“. Dieser Bericht baut auf drei wissenschaftlichen Expertisen zu Rechtsfragen, Er-
ziehungsvorstellungen, Bewältigung von Traumatisierung auf, die der Beauftragte der Bundesregierung für die
Neuen Bundesländer hat erstellen lassen. Da dieser Bericht zugleich weiteren akuten Forschungsbedarf aufge-
zeigt hat, soll das gerade laufende Anschlussprojekt „Vertiefte Aufarbeitung der Heimerziehung in der DDR“
noch offene Fragen zu den Grundlagen, der Struktur und der Praxis der Heimerziehung der DDR beantworten.
Dazu gehören insbesondere die Frage nach der Begründung der in vielen Fällen politisch geprägten Heimein-
weisung und der Umgang mit Säuglingen und Kleinkindern. Ziel ist, den Prozess der gesellschaftlichen Aufar-
beitung dieses Teils der DDR-Geschichte fortzuführen und zu vertiefen sowie die Entscheidungs- und Hand-
lungsgrundlage für die Mitarbeiter/innen der Anlauf- und Beratungsstellen in den Bundesländern weiter zu ver-
bessern.

Ein von der Stiftung Gedenkstätte Berlin-Hohenschönhausen, der Bundesstiftung zur Aufarbeitung der SED-
Diktatur und der Stiftung Berliner Mauer getragenes Koordinierendes Zeitzeugenbüro hat im Jahr 2012 mehr als
500 Einsätze von Zeitzeugen an Schulen und anderen Bildungseinrichtungen organisiert. Deutschlandweit
fanden somit im Schnitt jede Woche zehn Gespräche mit Menschen statt, die aus eigener Erfahrung über die
SED-Diktatur berichten können. Das Büro ermöglicht es Lehrern, DDR-Zeitzeugen aus ihrer Umgebung
kostenlos in den Unterricht zu holen. Damit soll der wachsenden Unkenntnis vieler Jugendlicher über die
jüngere deutsche Geschichte und einer Verharmlosung der SED-Diktatur entgegengewirkt werden.
Seit Start der Zeitzeugenvermittlung im Juni 2011 bis September 2013 fanden mittlerweile mehr als 1170
Veranstaltungen mit mehr als 57.000 Teilnehmern statt.
In dem an der Gedenkstätte Berlin-Hohenschönhausen angesiedelten Projekt sind über 180 Zeitzeugen aus allen
Bundesländern verzeichnet. Über das Internetportal www.ddr-zeitzeuge.de können Interessierte deutschlandweit

42 Vgl.: DDR-Geschichte im Unterricht. Schulbuchanalyse – Schülerbefragung – Modellcurriculum. Hrsg. von Arnswald,
Ulrich; Bongertmann, Ulrich; Mählert, Ulrich; Berlin 2006; Deutz-Schroeder, Monika; Schroeder, Klaus: Soziales Paradies
oder Stasi-Staat? Das DDR-Bild von Schülern – ein Ost-West-Vergleich. Stamsried 2008 und Schroeder, Klaus; Deutz-
Schroeder, Monika; Quasten, Rita; Schulze Heuling, Dagmar: Später Sieg der Diktatur? Zeitgeschichtliche Kenntnisse und
Urteile von Jugendlichen. Frankfurt am Main 2012.
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nach Zeitzeugen recherchieren. Finanziert wird das Koordinierende Zeitzeugenbüro vom Beauftragten der Bun-
desregierung für Kultur und Medien.

Mit der Eröffnung der neuen Dauerausstellung im ehemaligen zentralen Untersuchungsgefängnis des Ministeri-
ums für Staatssicherheit der DDR begann am

4. Oktober 2013 für die Stiftung Gedenkstätte Berlin-Hohenschönhausen ein neuer Abschnitt ihrer Entwicklung.
Erstmals haben die Besucherinnen und Besucher die Möglichkeit, sich über die sachkundige Führung durch die
früheren Zellentrakte hinaus vertieft mit der Geschichte des Haftortes zwischen 1945 und 1989 auseinanderzu-
setzen. Über 40.000 Menschen waren dort während der kommunistischen Diktatur in verschiedenen Lagern und
Gefängnissen inhaftiert. Die neue Dauerausstellung erzählt ihr bewegendes Schicksal. Die Bundesregierung und
das Land Berlin haben gemeinsam die erforderlichen Mittel für die notwendigen Umbau- und Sanierungsmaß-
nahmen sowie die neue Präsentation zur Verfügung gestellt.

Der Beauftragte der Bundesregierung für die Neuen Bundesländer fördert das Forschungsvorhaben des Instituts
für Geschichte in der Medizin an der Charité „Klinische Arzneimittelforschung in der DDR am Beispiel der
Charité 1961-1989“ mit einer finanziellen Zuwendung (Fehlbedarfsfinanzierung). Ziel des Forschungsvorha-
bens ist es, alle in der DDR in Auftrag von Westfirmen durchgeführten Arzneimittelversuche zu erfassen und
einen gesicherten Kenntnisstand über die klinische Auftragsforschung in der DDR zu gewinnen.

Die Aufarbeitung der SED-Diktatur ist ein dauerhafter Arbeitsschwerpunkt der Bundeszentrale für politische
Bildung (BpB). Dieser Arbeitsschwerpunkt war und ist besonders anlässlich historischer Jubiläen in der Arbeit
der BpB deutlich wahrnehmbar.

Zur aktiven Auseinandersetzung mit der SED-Diktatur gehört auch eine Erinnerungskultur, die sich in diesem
Jahr schwerpunktmäßig dem Gedenken an 60 Jahre Volksaufstand in der der DDR am 17. Juni 1953 widmete,
und für die zahlreiche Veranstaltungen wie z.B. die Internationale Konferenz „Die ostmitteleuropäischen Frei-
heitsbewegungen 1953- 1989. Opposition, Aufstände und Revolutionen im kommunistischen Machbereich“ der
Deutschen Gesellschaft e. V. , der Bundesstiftung zur Aufarbeitung der SED-Diktatur und des Collegium
Hungarium, den Rahmen bildeten. Mit vielen Ausstellungen und Projekten trugen die vom Bund getragenen
und geförderten Einrichtungen dazu bei, die Erinnerung an die mutigen Männer und Frauen vom 17. Juni 1953
wachzuhalten.

6. Natur- und Kulturkapital in den neuen Ländern

Naturnahe Landschaften sowie viele, oft noch durch traditionelle Nutzungen geprägte Kulturlandschaften sind
aufgrund ihrer Vielfalt, Eigenart und Schönheit von hoher Bedeutung für das physische und psychische Wohl-
befinden der Bevölkerung und werden deshalb gern als geeignete Räume für Erholung und Freizeitaktivitäten
genutzt. Eine möglichst intakte Natur und Landschaft dient in besonderem Maße der Sicherung von Leben und
Gesundheit des Menschen und stellt damit ein wertvolles Kapital in einem umfassenden Wohlstandskonzept
dar, das dauerhaft zu sichern ist.

Naturschutz wird dementsprechend von einer großen Mehrheit der Bevölkerung (86 Prozent) als wichtige politi-
sche Aufgabe bewertet und als menschliche Pflicht (95 Prozent) angesehen. Dies ergab die jüngste Befragung
die im Auftrag des Bundesumweltministeriums (BMU) durchgeführt wurde. Das BMU lässt alle zwei Jahre,
zuletzt im Jahr 2011, in einer bundesweiten Befragung ermitteln, wie sich das Naturbewusstsein in Deutschland
entwickelt hat.

Deutschland verfügt über ein reichhaltiges Naturerbe. Dieses gilt es für zukünftige Generationen zu bewahren.
Ostdeutschland hat viel an Naturkapital zu bieten:

Zum „Tafelsilber der deutschen Einheit“ gehören insgesamt 14 herausragende Landschaften: fünf Nationalparke
(Jasmund, Vorpommersche Boddenlandschaft, Müritz, Hochharz und Sächsische Schweiz), sechs Biosphärenre-
servate (Südost-Rügen, Mittlere Elbe, Schorfheide-Chorin, Spreewald, Vessertal und Rhön) sowie drei Natur-
parke (Schaalsee, Märkische Schweiz und Drömling). Diese wurden im Rahmen des am 12. September 1990
von der letzten DDR-Regierung beschlossenen Nationalparkprogramms unter Schutz gestellt und in den Eini-
gungsvertrag aufgenommen. Heute sind sie ein bedeutender Teil des nationalen Naturerbes. Ostdeutschland
verfügt damit über eine hervorragende Grundlage für eine nachhaltige touristische Entwicklung im ländlichen
Raum. Dies ist gerade in strukturschwachen Regionen der neuen Bundesländer von besonderer Bedeutung.

Die Chance, dieses Naturkapital zu sichern, haben die damals neu gegründeten Bundesländer genutzt. Die sechs
Biosphärenreservate sind heute von der UNESCO als Teil des Weltnetzes von über 600 Biosphärenreservaten
international anerkannt.
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Flächen in den Nationalparken Jasmund und Müritz sowie im Biosphärenreservat Schorfheide-Chorin wurden
von der UNESCO als Teile des Weltnaturerbes Buchenwälder in die Welterbeliste aufgenommen.

Zahlreiche Schutzgebiete wurden in den Folgejahren weiterentwickelt bzw. neu ausgewiesen, darunter die Nati-
onalparke Hainich und Unteres Odertal sowie das

UNESCO-Bioshärenreservat Oberlausitzer Heide- und Teichlandschaft sowie zahlreiche Naturparke. Das
Schaalseegebiet in Mecklenburg-Vorpommern ist heute eines der beispielhaften UNESCO-Biosphärenreservate
in Deutschland. Die Mittlere Elbe gehört jetzt zum länderübergreifenden UNESCO-Biosphärenreservat Fluss-
landschaft Elbe, an dem zwischen Boizenburg und dem Dessau-Wörlitzer Gartenreich die Bundesländer
Schleswig-Holstein, Niedersachsen, Mecklenburg-Vorpommern, Brandenburg und Sachsen-Anhalt Anteil ha-
ben.

Die Wiedervereinigung setzte in der aktiven Naturschutzpolitik zunächst in den neuen Bundesländern, in den
folgenden Jahren auch in den alten Bundesländern wichtige Impulse. Diese ließen unter anderem länderüber-
greifende Schutzgebiete in der Rhön und im Harz entstehen und führten zur Etablierung weiterer Schutzgebiete
wie der Biosphärenreservate Bliesgau und Schwäbische Alb sowie der Nationalparke Eifel und Kellerwald-
Edersee.

Die Bundesregierung hat diese Entwicklung von Anfang an politisch und finanziell unterstützt, zum Beispiel im
Rahmen der Umsetzung des Übereinkommens über die biologische Vielfalt und seit 2007 der Nationalen Stra-
tegie zur biologischen Vielfalt. Allein im Rahmen von chance.natur, der Bundesförderung für Naturschutz, sind
seit dem Jahr 1990 über 20 Naturschutzgroßprojekte in den neuen Bundesländern durchgeführt worden. Das
sind überproportional viele Projekte, gemessen an der Gesamtzahl der durchgeführten Projekte. Sie trugen auf
einer Fläche von rund 200 000 Hektar zum Erhalt der Landschafts- und Artenvielfalt bei. Insgesamt fließen
mehr als 270 Millionen Euro in diese Projekte. Rund 197 Millionen Euro stellt allein die Bundesregierung zur
Verfügung.

Die Bundesregierung hat in der 16. Legislaturperiode beschlossen, insgesamt 125.000 Hektar wertvolle Natur-
flächen in Bundesbesitz einschließlich der Flächen entlang der innerdeutschen Grenze (Grünes Band) von der
Privatisierung auszunehmen. Ziel war, sie an Länder, Naturschutzstiftungen und Naturschutzverbände zu über-
tragen, um sie als Nationales Naturerbe langfristig zu sichern. Die Flächen des Nationalen Naturerbes liegen
schwerpunktmäßig in den neuen Ländern. Dies ist vor allem bedingt durch die dortige Lage zahlreicher großflä-
chiger ehemaliger militärischer Liegenschaften. Die größten Flächen entfallen auf Mecklenburg-Vorpommern
mit rund 35.400 Hektar, Brandenburg mit rund 28.600 Hektar und Sachsen-Anhalt mit rund 20.600 Hektar

Zwischen 2005 und 2009 wurde eine erste Tranche von 100.000 Hektar und zwischen 2009 bis 2013 eine zwei-
te Tranche von 25.000 Hektar von der Privatisierung ausgenommen. Für die Flächen der ersten Tranche sind die
Vereinbarungen mit den neuen Eigentümern weitgehend abgeschlossen. Die zweite Tranche befindet sich mit-
ten im Übertragungsprozess. 16.000 Hektar aus dieser Tranche wurden im Mai 2013 an die Deutsche Bundes-
stiftung Umwelt (DBU) übertragen. Die DBU hat mit insgesamt 62.000 Hektar den größten Teil der Flächen des
Nationalen Naturerbes übernommen, hauptsächlich handelt es sich dabei um großflächige, ehemalige militärisch
genutzte Liegenschaften. Mit der Übertragung geht die Verantwortung für die Entwicklung der Naturerbe-
Flächen an die neuen Eigentümer über. Die Vertragswerke für die Übertragung sichern den Naturschutzzweck
langfristig ab. Für jede einzelne Fläche werden naturschutzfachliche Leitbilder und konkrete Managementpläne
festgelegt. In den Waldbereichen der Übertragungsflächen ist vorrangiges Ziel die Naturwaldentwicklung.

Naturerleben ist als wichtiger Faktor für die Erholung auch für die Wirtschaftskraft einer Region von Bedeu-
tung. Der Tourismus entlang der gesamten Dienstleistungskette erbringt in den meisten Schutzgebieten den
größten Anteil an der lokalen Wertschöpfung vor Ort. Davon profitieren alle Schutzgebiete. Die Universität
Würzburg hat im Auftrag des BMU ermittelt, dass über 50 Millionen Menschen jährlich allein die 14 deutschen
Nationalparke besuchen, und die Schutzgebiete damit einen Bruttoumsatz von rund 2,1 Milliarden Euro pro Jahr
erbringen. Dies entspricht rund 70.000 Arbeitsplätzen, die der Tourismus in den Nationalparken schafft oder
sichert. Rund jeder fünfte Besucher fährt gezielt in einen der deutschen Nationalparke.

Die Bundesregierung hat sich angesichts der Wiedervereinigung 1990 besonders den damit verbundenen Her-
ausforderungen gestellt, Natur und Landschaft zu erhalten und die touristische Entwicklung voranzubringen.

Mit Unterstützung der Bundesregierung wurde seit 2005 eine deutschlandweite Dachmarke Nationale Natur-
landschaften bei EUROPARC Deutschland, dem Interessenverband der deutschen Schutzgebiete, aufgebaut.
Die Dachmarke ist als Kommunikations- und Marketingplattform für deutsche Schutzgebiete angelegt und hat
insbesondere die Aufgabe, konkrete touristische Naturerlebnisangebote und die Gebiete selbst in einem einheit-
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lichen Design attraktiv und vielfältig touristisch zu vermarkten, was gerade für die Entwicklung ländlicher
Räume, die in den neuen Bundesländern vier Fünftel der Fläche einnehmen, von besonderer Bedeutung ist.

Die Entwicklung eines nachhaltigen Tourismus stand auch im Mittelpunkt des Vorhabens „Erlebnis Grünes
Band“. Entlang des Grünen Bandes zwischen Schleswig-Holstein und Bayern/Thüringen konnte sich über vier
Jahrzehnte ungestört der heute längste Biotopverbund Deutschlands entwickeln. Das Vorhaben hatte das Ziel,
diese biologische Vielfalt des Grünen Bandes zu erhalten, Geschichte und Kultur der verschiedenen Regionen
erlebbar zu machen und die touristische Vermarktung zu verbessern. In den Modellregionen Elbe-Altmark-
Wendland, Harz sowie Thüringer Wald und Schiefergebirge/Frankenwald wurden touristische Angebote auf der
Grundlage eines touristischen Leitbilds entwickelt und umgesetzt. Unter anderem wurden neue Wander- und
Radwege geschaffen sowie interaktive Erlebnistouren angeboten. Im Frühjahr 2009 wurde das neue National-
parkhaus Torfhaus im Harz der Öffentlichkeit übergeben. Zudem wurde erstmals das nördliche Harzvorland
touristisch erschlossen. Vor allem ist es gelungen, ein regionales und überregionales Netzwerk zur Entwicklung
des Grünen Bandes zu schaffen, das von verschiedenen Vereinen und Verbänden unterstützt und getragen wird.
Das Grüne Band ist damit ein Modell für überregionale Vermarktungsstrategien im deutschen Tourismus.

Die Bundesregierung hat erstmals 2012/13 einen Bundeswettbewerb Nachhaltige Tourismusregionen gemein-
sam mit dem Deutschen Tourismusverband e.V. und dem Bundesamt für Naturschutz durchgeführt. 34 Touris-
musregionen aus 12 Bundesländern haben am Wettbewerb teilgenommen. Eine Expertenjury hatte nach Aus-
wertung der Bewerbungen anhand von 50 Kriterien aus allen drei Bereichen der Nachhaltigkeit (Ökonomie,
Ökologie und Sozialverträglichkeit) die fünf besten Regionen ermittelt und besucht. Siegerregion wurde die
Uckermark im Land Brandenburg mit ihren Schutzgebieten Schorfheide-Chorin, Unteres Odertal sowie der
Naturpark Uckermärkische Seen.

Auch die Kultur hat herausragende Bedeutung für die Lebensqualität. Die neuen Bundesländer verfügen über
eine reichhaltige und wertvolle Kulturlandschaft mit zahlreichen Kultureinrichtungen von herausragender oder
gesamtstaatlicher Bedeutung.

In den neuen Bundesländern finden sich auch zahlreiche von der UNESCO als Weltkulturerbe anerkannte Stät-
ten (zum Beispiel die Stiftung Preußische Schlösser und Gärten, die Luthergedenkstätten in Eisleben und Wit-
tenberg oder zum Beispiel die Wartburg in Eisenach und das Dessau-Wörlitzer Gartenreich).

Der Bund unterstützt die Kulturförderung in den neuen Ländern. Er setzt zudem mit zielgerichteten Program-
men eigene Akzente und fördert gemeinsam mit den Sitzländern national bedeutsame Einrichtungen, etwa die
Klassik-Stiftung Weimar, die Franckeschen Stiftungen zu Halle oder die Fürst-Pückler-Parks in Bad Muskau
und Branitz. Für die herausragenden Kultureinrichtungen wendet die Bundesregierung jährlich rund 33 Millio-
nen Euro auf.

Über 400 Millionen Euro zahlt sie jährlich für Kultureinrichtungen von gesamtstaatlicher Bedeutung in Berlin.
Dazu gehören zum Beispiel das Jüdische Museum, die Internationalen Filmfestspiele und die Akademie der
Künste. Auch die Sanierung der Berliner Museumsinsel wird in vollem Umfang vom Bund finanziert. An der
Sanierung und Modernisierung der „Staatsoper Unter den Linden“ beteiligt er sich mit 200 Millionen Euro.

Die 2002 ins Leben gerufene Kulturstiftung des Bundes mit Sitz in Halle an der Saale, die jährlich 35 Millionen
Euro Fördergelder vergibt, fördert auch Initiativen, die sich auf lokaler und regionaler Ebene kulturell engagie-
ren; sie entwickelt Fördermaßnahmen, um Kunst und Kultur in den neuen Ländern zu unterstützen.

In diesem Zusammenhang gibt es seit 2002 den „Fonds Neue Länder“, der bürgerschaftlich getragene Initiativen
fördert, die Kunst- und Kulturprogramme mit lokaler und regionaler Ausstrahlungskraft umsetzen und sich
durch ein deutliches Engagement von Bürgerinnen und Bürgern auszeichnen. Bislang wurden in diesem Fonds
über 160 Kulturvereine und Projekte aus den Sparten Bildende und Darstellende Kunst, Literatur, Musik, Film,
Fotografie, Architektur und Neue Medien gefördert. Die Gesamtsumme der seit der Gründung des Fonds zur
Verfügung stehenden Mittel beträgt 5,3 Millionen Euro.

Im BKM-Programm „Investitionen für nationale Kultureinrichtungen in Ostdeutschland" (zum Beispiel Muse-
en, Burgen Schlösser und andere herausgehobene Kultureinrichtungen), werden diese zurzeit mit einem Volu-
men von 4 Millionen Euro pro Jahr gefördert. In den Jahren 2004 bis einschließlich 2013 sind vom Bund annä-
hernd 63 Millionen Euro für herausragende Kultureinrichtungen und -projekte bereitgestellt worden. Das Bun-
desprogramm dient in erster Linie der Sanierung und Modernisierung von Kultureinrichtungen mit gesamtstaat-
licher Bedeutung und steigert deren Attraktivität und überregionale Ausstrahlung. Im Jahr 2013 wurden zum
Beispiel die Staatlichen Museen in Schwerin, die Klosteranlage „Stift Neuzelle“ und die Erweiterung des Men-
delssohn-Hauses in Leipzig unterstützt.
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Die Bundesregierung unterstützt die Maßnahmen der „Luther-Dekade“ zur Vorbereitung des Reformationsjubi-
läums 2017. Hierfür sind insgesamt 35 Millionen Euro bis 2017 vorgesehen. Aus dem bundesweit angelegten
Förderprogramm „Reformationsjubiläum 2017“ werden seit dem Jahr 2011 Restaurierungen und Ertüchtigun-
gen an den authentischen Stätten der Reformation gefördert. Daneben werden zahlreiche kulturelle Projekte von
niederschwelligen Angeboten bis hin zu bedeutsamen Ausstellungen in Vorbereitung auf das Jubiläum geför-
dert. Hierbei stehen insbesondere die Kernländer der Reformation (Sachsen-Anhalt, Sachsen und Thüringen) im
Fokus; zunehmend nehmen auch Projektträger aus den anderen neuen Bundesländern dieses Programm in An-
spruch.

7. Demografie

Für Deutschland und insbesondere für die ostdeutschen Bundesländer ergeben sich aus dem demografischen
Wandel große Herausforderungen. Die niedrigen Geburtenraten in den 90er Jahren und die Abwanderung seit
dem Mauerfall haben in Ostdeutschland tiefe Spuren hinterlassen und werden die Bevölkerungsentwicklung
auch in den nächsten Jahren maßgeblich prägen. Es zeichnen sich jedoch auch positive Trends ab.

7.1 Abwanderung weitgehend gestoppt, Geburtenrate im Aufwind, Lebenserwartung
angeglichen

Die deutlich verbesserte Lage auf dem ostdeutschen Arbeitsmarkt und die insgesamt gute wirtschaftliche Situa-
tion haben dazu beigetragen, dass die Abwanderung aus Ostdeutschland in den letzten Jahren zurückgegangen
und weitgehend gestoppt ist. Der Saldo der Binnenwanderung zwischen Ost- und Westdeutschland war 2012
erstmals seit der Wiedervereinigung nahezu ausgeglichen. Der Wanderungsverlust belief sich auf nur noch gut
2.000 Personen. In den Jahren 2000 bis 2005 lag er noch bei durchschnittlich 66.000 Personen pro Jahr. Insge-
samt zogen seit 1990 knapp 1,8 Millionen Menschen in die westdeutschen Bundesländer.

A b b i l d u n g 2 2
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Eine positive Entwicklung zeigt auch die Geburtenrate.1994 war die Geburtenrate in Ostdeutschland im Zuge
des für viele Menschen schwierigen Transformationsprozesses auf ein international fast beispiellos niedriges
Niveau von 0,77 gefallen. Seither ist sie wieder deutlich gestiegen. Seit 2008 liegt sie in Ostdeutschland über
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dem westdeutschen Niveau. 2012 lag die zusammengefasste Geburtenziffer bei gut 1,4 Kindern pro Frau im
gebärfähigen Alter (Westdeutschland: 1,37).

A b b i l d u n g 2 3

Entwicklung der zusammengefassten Geburtenziffer in Ost- und Westdeutschland
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7.2 Die spezifische Bevölkerungsentwicklung in Ostdeutschland und ihre Auswirkungen

Der nach der Wiedervereinigung erfolgte Geburteneinbruch und die lang anhaltende Abwanderung werden
jedoch die demografischen Bilanzen und die Wettbewerbsfähigkeit der ostdeutschen Regionen noch lange Zeit
prägen. Die demografischen und wirtschaftlichen Ausgangslagen sowie Entwicklungslinien stellen Ostdeutsch-
land heute und in Zukunft vor gewaltige Herausforderungen, die in Ausmaß und Intensität so in den westlichen
Bundesländern (noch) nicht anzutreffen sind.

Im Zeitraum von 1990 bis 2012 wuchs die Bevölkerungszahl in Deutschland um 2,8 Prozent.
43

Vom Bevölke-
rungswachstum profitierte allein das frühere Bundesgebiet (ohne Berlin + 6,7 Prozent). In Ostdeutschland sank
die Einwohnerzahl in diesem Zeitraum um 13,5 Prozent. Bis 2030 wird die Einwohnerzahl in Ostdeutschland
voraussichtlich um weitere 14 Prozent zurückgehen. In Westdeutschland fällt der Bevölkerungsrückgang mit
rund 4 Prozent deutlich geringer aus. Für die neuen Bundesländer bedeutet das, dass ihre Einwohnerzahl in den
nächsten 18 Jahren noch etwas stärker sinken wird als in den 22 vorangegangenen Jahren. Dabei sind einzelne
Bundesländer und Regionen von diesem generellen Trend noch stärker betroffen.

Auch der Alterungsprozess schreitet in den ostdeutschen Ländern schneller voran als im früheren Bundesgebiet.

Der Altenquotient
44

ist im Zeitraum von 2000 bis 2012 von 27 auf 38 gestiegen (im früheren Bundesgebiet von

27 auf 33). Genau in umgekehrter Richtung hat sich der Jugendquotient
45

entwickelt, in Ostdeutschland von 32
im Jahr 2000 auf 24 im Jahr 2012, in Westdeutschland von 35 auf 31.

Die beschriebenen Trends – Schrumpfung und Alterung – werden sich in der weiteren Zukunft fortsetzen. Der
Altenquotient wird in Ostdeutschland bis zum Jahr 2030 einen Wert von 68 erreichen, in den westdeutschen

43 Statistisches Bundesamt, Wiesbaden 2011.
44 Im Altenquotienten wird die ältere (typischerweise nicht mehr erwerbsfähige) Bevölkerung auf die Bevölkerung im

erwerbsfähigen Alter bezogen.
45 Im Jugendquotienten (bzw. eigentlich Kinder- und Jugendquotienten) wird die jüngere (typischerweise noch nicht

erwerbsfähige) Bevölkerung auf die Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter bezogen.
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Bundesländern wird der Altenquotient auf 51 steigen46. Der Jugendquotient wird in den neuen Ländern bis zum
Jahr 2030 auf 29 ansteigen, in den alten Ländern den Wert aus dem Jahr 2012 (31) beibehalten.

Die oben aufgezeigten demografischen Trends wirken sich in einem erheblichen Maß auf die Bevölkerung im
erwerbsfähigen Alter (hier definiert als die 15- bis unter 65-Jährigen). Im Zeitraum zwischen 2000 und 2012 ist
im früheren Bundesgebiet ein leichter Rückgang festzuhalten (unter -1 Prozent), wohingegen im gleichen Zeit-
raum in den ostdeutschen Ländern der Rückgang mit fast 15 Prozent viel stärker ausgeprägt war. In Bezug auf
die künftige Entwicklung sind weitere - und relativ betrachtet - stärkere Rückgänge zu erwarten. In den ostdeut-
schen Bundesländern wird die Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter bis zum Jahr 2030 um weitere 27 Prozent
schrumpfen, in den alten Bundesländern um weitere 18 Prozent47.

Die Siedlungsstruktur und Bevölkerungsverteilung und -entwicklung tragen in Ostdeutschland spezifische Züge.
Der Flächenanteil der verstädterten Räume (Städte und Umland) umfasst etwa 40 Prozent der Gesamtfläche der
Bundesrepublik, während die ländlichen Kreise knapp 60 Prozent erreichen. In den westdeutschen Ländern ist
das Verhältnis zwischen verstädterten und ländlichen Gebieten etwa eins zu eins. In den ostdeutschen Ländern
sind nahezu vier Fünftel der Fläche ländlich geprägt. In diesen Räumen lebt fast die Hälfte der Einwohner Ost-
deutschlands, in Westdeutschland hingegen etwa nur ein Fünftel. Betrachtet man die Entwicklung der Bevölke-
rung in den städtischen und ländlichen Regionen bis 2030, so zeichnet sich für Ostdeutschland ein klares Bild
ab: Städtische Regionen weisen seit 2004 eine stabile Einwohnerzahl auf, die ländlichen Regionen und Regio-
nen mit Verdichtungsansätzen48 hingegen werden auch in den nächsten Jahren weitere Bevölkerungsverluste zu
verzeichnen haben. Im Vergleich dazu wachsen die Städteregionen im früheren Bundesgebiet noch leicht. Nur
die ländlichen Regionen in den alten Bundesländern müssen mit Bevölkerungsverlusten rechnen, die aber deut-
lich niedriger als in den neuen Bundesländern ausfallen werden.

A b b i l d u n g 2 4

Entwicklung der Bevölkerung nach Regionstypen bis 2030

AL-alte Länder; NL-neue Länder

46 Statistisches Bundesamt, Ergebnisse der 12. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung, Variante Untergrenze der „mitt-
leren“ Bevölkerung.

47 Statistisches Bundesamt.
48 Regionstyp der Siedlungsstruktur in der Raumordnung.
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Die geografische Lage der kleinen Städte und Gemeinden ist für ihre Entwicklungsfähigkeit mit entscheidend.
Gemeinden in der Umgebung von Städten und Metropolregionen haben in der Regel günstigere Entwicklungs-
chancen. Im Vergleich zum früheren Bundesgebiet gibt es in Ostdeutschland weniger Großstädte und Metropol-
regionen. Von 109 Städten mit einer Bevölkerungszahl von 50.000 bis 100.000 Einwohnern liegen 97 in den
alten und nur zwölf in den neuen Bundesländern. Ähnlich sieht es bei Städten über 100.000 Einwohnern aus.
Hier befinden sich in Westdeutschland 69 und in Ostdeutschland lediglich elf Metropolen. Von der Strahlkraft
der Großstädte können die ländlichen ostdeutschen Regionen anders als viele westdeutsche Regionen nicht bzw.
nur wenig profitieren.

A b b i l d u n g 2 5

Entwicklung der Einwohnerdichte nach Regionstypen im Ost-West-Vergleich

AL- alte Länder; NL-neue Länder

Der demografische Wandel betrifft Ostdeutschland nahezu flächendeckend, gleichwohl nehmen die regionalen
Disparitäten zu. Die gute Entwicklung der Wirtschaft und die Verbesserung der Lage am Arbeitsmarkt haben
die demografische Bilanz einiger Städte stabilisiert und sogar verbessert. Die Abwanderung aus Ostdeutschland
ist nahezu gestoppt. Hingegen ist eine verstärkte Wanderung aus den ländlichen Regionen in die Städte zu be-
obachten.
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Mit guten Bildungs- und Beschäftigungsmöglichkeiten sowie attraktiven Lebensbedingungen üben größere
Städte eine besondere Anziehungskraft auf junge und gut qualifizierte Menschen aus. So konnten Städte wie
Potsdam, Leipzig, Dresden und Jena in den letzten Jahren ein Bevölkerungsplus erzielen. Auch das Umland von
Berlin verzeichnet weitere Bevölkerungszuwächse. Diese positive Entwicklung geht jedoch zu Lasten der länd-
lichen und peripheren Regionen, die auch in den nächsten Jahren erheblichen Schrumpfungs- und Alterungspro-
zessen ausgesetzt sein werden.

Die mit dem Bevölkerungsrückgang einhergehende Abnahme der Siedlungsdichte und die ungünstige Entwick-
lung der Altersstruktur stellen die dünn besiedelten Regionen vor enorme Herausforderungen bei der Gewähr-
leistung der Daseinsvorsorge. Ländliche Gebiete sind für Dienstleistungsanbieter und Versorgungsunternehmen
von jeher eine besondere Herausforderung. Kleine Nutzerzahlen und lange Versorgungswege erschweren das
wirtschaftliche Betreiben von Infrastruktureinrichtungen. Der demografische Wandel verstärkt diese Anforde-
rungen noch. Dieses Grundproblem betrifft private Anbieter genauso wie die öffentlichen Träger. Deshalb ist es
wichtig, alle vorhandenen Potenziale vor Ort effektiv zu nutzen, um die Lebensqualität in den Dörfern und
Kleinstädten zu erhalten. Hier kommt, wie eine Studie49 im Auftrag des Bundesministeriums des Innern zeigt,
auch der Land- und Forstwirtschaft zunehmend eine wichtige Rolle zu. Die land- und forstwirtschaftlichen Be-
triebe verfügen über einen umfangreichen Fuhrpark und Gerätschaften, die zum Beispiel für die Straßenreini-
gung und Schneeräumung, aber auch für Aufgaben des Katastrophenschutzes und der Feuerwehr eingesetzt
werden können. Das darf keinesfalls als selbstverständlich vorausgesetzt werden; die Leistungen der landwirt-
schaftlichen Unternehmen gehen hier weit über die Sozialpflichtigkeit des Eigentums hinaus. Zudem bieten sie
nicht mehr benötigte betriebliche Räumlichkeiten für Kinder- und Jugendeinrichtungen an. Damit unterstützen
diese Betriebe die Kommune bei deren Aufgaben zur technischen und sozialen Daseinsvorsorge.

Zur Unterstützung der Kommunen bei der Bewältigung der demografischen Herausforderungen hat die Bundes-
regierung, auch im Rahmen der Demografiestrategie, im letzten Jahr ein Bündel von verschiedenen Maßnahmen
ergriffen. Von diesen Regelungen profitieren die ostdeutschen Länder aufgrund der starken Betroffenheit durch
den demografischen Wandel in besonderem Maße.

7.3 Maßnahmen der Bundesregierung

Zur Sicherung der Gesundheitsversorgung wird das am 1. Januar 2012 in Kraft getretene GKV-
Versorgungsstrukturgesetz umgesetzt:

 Die gesetzlichen Voraussetzungen für eine zielgenaue und regional ausgerichtete Bedarfsplanung (insbe-
sondere Flexibilisierung der Planungsbereiche und Anpassung der Arzt-Einwohner-Verhältniszahlen) wur-
den inzwischen vom Gemeinsamen Bundesausschuss (GBA) in der zum 1. Januar 2013 geltenden Bedarfs-
planungsrichtlinie neu gefasst. Es zeigt sich, dass sich durch die neue Bedarfsplanung auch in den ostdeut-
schen Ländern in großem Maße neue Zulassungsmöglichkeiten für ärztliche Psychotherapeuten, Kinder-
und Jugendlichenpsychotherapeuten sowie Psychologische Psychotherapeuten ergeben und damit die Vo-
raussetzungen für eine bessere Versorgung geschaffen werden.

 Der Prozess einer besseren Verzahnung der Sektoren durch die stufenweise Einführung eines neuen ambu-
lanten spezialfachärztlichen Versorgungsbereichs (§116b SGB V) wird fortgesetzt. Der GBA hat zwi-
schenzeitlich eine Richtlinie über die ambulante spezialfachärztliche Versorgung beschlossen. Niederge-
lassene Vertragsärzte können unter gleichen Rahmenbedingungen wie Krankenhäuser an der ambulanten
spezialfachärztlichen Versorgung teilnehmen.

 Die Regionalisierung und höhere Flexibilität innerhalb des Honorarsystems überträgt den Kassenärztlichen
Vereinigungen die Kompetenz für die konkrete Höhe der Steigerungsrate. Dadurch können Veränderungen
der Morbiditätsstruktur bei den zu versorgenden Versicherten berücksichtigt und regional ausgehandelt
werden. Der relativ höheren Morbidität der Versicherten in Ostdeutschland wird somit durch überpropor-
tionale Gesamtvergütungszuwächse ab dem Jahr 2013 Rechnung getragen. Zudem wird bundesweit gezielt
in die medizinische haus- und fachärztliche Grundversorgung investiert. Zuschläge für die sachgerechte
Berücksichtigung regionaler Besonderheiten bei den Kosten-, Versorgungs- und Morbiditätsstrukturen sind
möglich. Bei der haus- und fachärztlichen Grundversorgung wird die morbiditätsbedingte Gesamtvergü-
tung um bundesweit 250 Millionen Euro erhöht. Alle Leistungen von Ärztinnen und Ärzten in struktur-
schwachen Gebieten werden von Maßnahmen der Mengenbegrenzung (z.B. Abstaffelung) ausgenommen.

49 Potenziale in Ostdeutschland nutzen und Akteure der ländlichen Räume stärken: Der Schwellenwert der Land- und
Forstwirtschaft für die Bewältigung des demographischen Wandels in peripheren ländlichen Räumen.



Deutscher Bundestag – 18. Wahlperiode – 57 – Drucksache 18/107

Im hausärztlichen Versorgungsbereich wird die palliativmedizinische und geriatrische Versorgung ge-
stärkt.

 Mit dem Gesetz zur Förderung der Sicherstellung des Notdienstes von Apotheken (Apothekennotdienst-
sicherstellungsgesetz, ASNG) das am 1. August 2013 in Kraft getreten ist, wird gewährleistet, dass die
Apotheken unabhängig von der Inanspruchnahme für jeden zwischen 20 Uhr und 6 Uhr des Folgetages
vollständig erbrachten Notdienst einen pauschalen Zuschuss erhalten. Hiervon profitieren insbesondere die
ländlichen Apotheken, die besonders häufig Notdienst leisten müssen.

Mit der Novelle des Personenbeförderungsgesetzes (PBefG) wurden ab Januar 2013 die ÖPNV-Aufgabenträger
gestärkt. Die genehmigungsrechtlichen Anforderungen für flexible Bedienungsformen im öffentlichen Perso-
nennahverkehr und die Freistellung nichtgewerblicher Verkehre von der Genehmigungspflicht (wie Bürgerbus-
se, ehrenamtliche und nachbarschaftliche Beförderungen) wurden erleichtert.

Bei der Versorgung mit hochleistungsfähigen Breitbandanschlüssen(≥ 50 Mbit/s) gilt es, noch stärkere 
Investitionsanreize zu prüfen und die Nutzung von Synergien (Zugang zur Hausverkabelung, Hausstich,
verpflichtende Zulieferung zum Infrastrukturatlas, Regelungen zur Nutzung privater und öffentlicher
Infrastrukturen, Minitrenching) zu intensivieren. Dies wird schon heute durch entsprechende
Öffentlichkeitsarbeit des Bundes unterstützt. Außerdem sollen Finanzierungs-bedingungen und
Voraussetzungen bestehender Förderprogramme weiter optimiert werden.

Die Gemeinschaftsaufgaben (GRW und GAK) sowie die EU-Programme werden ab der nächsten Förderperiode
stärker auf den demografischen Wandel ausgerichtet und enger miteinander abgestimmt, um weitere Synergieef-
fekte zu erschließen. In der GRW werden ab 2014 alle Maßnahmen im Rahmen der wirtschaftsnahen Infrastruk-
tur auf ihre Demografierelevanz geprüft. Zudem wird das Regionalbudget zur Stärkung der regionalen Potenzia-
le in den regulären Förderkatalog aufgenommen. Aus der GAK werden künftig stärker integrierte fachübergrei-
fende Ansätze und Entwicklungskonzepte für eine Region gefördert. Damit soll ein effizienterer Einsatz der
Mittel erreicht werden.

Auch die Städtebauförderung nimmt sich mit ihren fünf Programmen der Bewältigung des demografischen,
wirtschaftlichen und sozialen Wandels an, mit dem Ziel, nachhaltige städtebauliche Strukturen zu schaffen.
Insbesondere das Programm „Stadtumbau Ost“ leistet einen wichtigen Beitrag zur Aufwertung der Kommunen.
Städte und Gemeinden nutzen dieses Programm, um die Innenstädte zu stärken und die Stadtquartiere aufzuwer-
ten. Wie im Bund-Länder-Bericht zum Programm „Stadtumbau Ost“ an den Deutschen Bundestag dargestellt,
konnte auch der Wohnungsleerstand insgesamt gesenkt werden. Mit dem Programm „Kleinere Städte und Ge-
meinden – überörtliche Zusammenarbeit und Netzwerke“ werden insbesondere Klein- und Mittelstädte in länd-
lichen und dünn besiedelten Regionen bei der Entwicklung von Konzepten zur bedarfsgerechten Sicherung der
öffentlichen Daseinsvorsorge und interkommunalen Zusammenarbeit unterstützt.

Für viele Regionen in den neuen Ländern ist es angesichts der Bevölkerungsabnahme von größter Bedeutung,
gute Bedingungen für Familien zu erhalten bzw. zu schaffen. Familie ist der Ort, wo Kinder aufwachsen, wo
Zusammenhalt zwischen Generationen gelebt wird und Familienangehörige betreut und gepflegt werden. Um
auf lokaler Ebene die Lebens- und Arbeitsbedingungen für Familien zu verbessern, wurde die bundesweite Ini-
tiative Lokale Bündnisse für Familie ins Leben gerufen. Lokale Bündnisse für Familie sind Netzwerke aus
Kommunen, Unternehmen, Trägern der Kinder- und Jugendhilfe und anderen, die sich dafür engagieren, die
lokalen Gegebenheiten mit den Bedürfnissen von Familien vor Ort in Einklang zu bringen. Von den derzeit rund
670 Lokalen Bündnissen sind 126 in Ostdeutschland aktiv.
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Darüber hinaus sind im demografischen Wandel gut erreichbare Anlaufstellen sowie Hilfe- und Unterstützungs-
angebote für Menschen aller Altersgruppen wichtig, um den Zusammenhalt in der Gesellschaft zu erhalten, die
Eigenverantwortung der Menschen für ihr direktes Umfeld zu stärken und zum freiwilligen Engagement zu
motivieren. Ein gutes Beispiel für die entsprechend erforderliche soziale Infrastruktur sind die 450 Mehrgenera-
tionshäuser, die im Rahmen der Aktionsprogramme Mehrgenerationenhäuser I und II seit 2006 entstanden sind.
In den neuen Ländern begegnen sich Jung und Alt in 122 dieser Mehrgenerationenhäuser und profitieren von
ihren unterschiedlichen Kompetenzen, Erfahrungen und Interessen. Die Mehrgenerationenhäuser arbeiten eng
mit der Kommune zusammen, initiieren und vernetzen Angebote, bilden Kooperationen und stärken so die sozi-
ale Infrastruktur.

7.4 Demografiestrategie, Dialogprozess und Demografieportal

Die Gestaltung des demografischen Wandels und seiner Auswirkungen ist eine der den zentralen Aufgaben der
kommenden Jahre. Mit der Vorstellung ihrer Demografiestrategie „Jedes Alter zählt" im April 2012 hat die
Bundesregierung einen übergreifenden Dialogprozess zur Gestaltung des demografischen Wandels eingeleitet.
An diesem Prozess haben sich Vertreterinnen und Vertreter der Länder und Kommunen, der Sozialpartner und
Verbände, der Wirtschaft, Wissenschaft und Zivilgesellschaft sowie die Bürgerinnen und Bürger beteiligt. Ziel
ist es, die auf den unterschiedlichen Ebenen und in verschiedensten Themenfeldern bestehenden Initiativen und
Aktivitäten zur Gestaltung des demografischen Wandels in einem Gesamtansatz zusammenzuführen und ge-
meinsame Lösungsideen zu entwickeln. Erste Ergebnisse der Zusammenarbeit wurden auf dem zweiten
Demografiegipfel der Bundesregierung am 14. Mai 2013 präsentiert. Sie zeigen, dass durch gemeinsames Han-
deln vor allem auf der lokalen Ebene die Herausforderungen des demografischen Wandels erfolgreich zu meis-
tern sind.

Mit dem Demografieportal des Bundes und der Länder (www.demografie-portal.de) wurde erstmalig ein zentra-
les Informations-, Dialog- und Serviceinstrument für die Demografiepolitik zur Verfügung gestellt. Das Portal
macht den Arbeitsgruppen- und Gipfelprozess der Bundesregierung transparent und bündelt das Wissen und
Können auf Bundes-, Landes- und kommunaler Ebene. Mit aufbereiteten Fakten und Daten sowie Handlungs-
leitfäden und Best-Practice-Beispielen stellt das Portal umfangreiche Informationen aus Wissenschaft und Pra-
xis bereit und lädt Expertinnen und Experten sowie Bürgerinnen und Bürger ein, sich in den breiten Dialog für
eine Demografiestrategie für ganz Deutschland einzubringen.

Die in Ostdeutschland im Umgang mit dem demografischen Wandel gewonnenen Erkenntnisse sind in den Dia-
logprozess der Bundesregierung eingeflossen und haben ihm wichtige Impulse gegeben. In einer Arbeitsgruppe
ist im Zusammenwirken von Bund, Ländern und den kommunalen Spitzenverbänden, Bundesinstitut für Bau-,
Stadt- und Raumforschung (BBSR) und Thünen-Institut eine Methode zur Identifizierung von demografisch
besonders betroffenen Regionen entwickelt worden.

http://www.demografie-portal.de/
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A b b i l d u n g 2 6

Regionen im demografischen Wandel – Herausforderungen
bei der Daseinsvorsorge bzw. Wirtschaftskraft

Die Karten machen deutlich, dass die ostdeutschen Bundesländer am stärksten von den Auswirkungen des de-
mografischen Wandels auf Wirtschaftskraft und Daseinsvorsorge betroffen sind, es aber zunehmend auch west-
deutsche Regionen mit demografischen Herausforderungen gibt.
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7.5 Vorreiterrolle der neuen Länder bei der Entwicklung neuer Lösungen

Den ostdeutschen Ländern kommt bei der Bewältigung der demografischen Herausforderungen eine besondere
Rolle zu. Aufgrund der frühen Betroffenheit sind sie nicht nur Vorreiter bei der demografischen Entwicklung,
sondern sie haben auch einen Vorsprung bei der Entwicklung und Erprobung neuer Konzepte und Lösungsan-
sätze. Mit dem am 6. Oktober 2011 in Leipzig verabschiedeten Handlungskonzept haben sich die Bundesregie-
rung und die ostdeutschen Länder erstmalig auf gemeinsame Strategieansätze und Handlungsoptionen zur Neu-
gestaltung der Daseinsvorsorge in ländlichen vom demografischen Wandelbetroffenen Regionen verständigt.

Das Handlungskonzept ist auch aktuell für die Arbeitsgruppe „Regionen im demografischen Wandel stärken“
ein wichtiges Instrument, auf dem aufbauend weitere Maßnahmen entwickelt werden können.

Im Rahmen verschiedener Modellvorhaben konnten die ostdeutschen Länder verschiedene und zum Teil auch
ganz neue Konzepte im Bereich der Daseinsvorsorge, des Zusammenlebens der Generationen und der Stärkung
der regionalen Wirtschaftskraft entwickeln und in der Praxis erproben. Daraus haben sie wichtige Erkenntnisse
gewinnen können, die es gilt für die gesamte Bundesrepublik nutzbar zu machen.

Beispielgebend für den „Pioniergeist“ Ostdeutschlands ist das Modellvorhaben des Beauftragten der Bundesre-
gierung für die Neuen Länder „Daseinsvorsorge 2030 - modern und innovativ - eine Antwort auf den demogra-
fischen Wandel“. Die Uckermärkische Verkehrsgesellschaft hat das Modell des KombiBusses für den ländli-
chen und dünn besiedelten Raum entwickelt. Seit September 2012 befördert die Gesellschaft nicht nur Perso-
nen, sondern transportiert auch Güter. Dadurch lässt sich die Auslastung der Busse erhöhen und das Verkehrs-
angebot im ländlichen Raum attraktiver gestalten. Auch das Interesse der regionalen Wirtschaft und Tourismus-
branche ist hoch, denn der KombiBus transportiert zuverlässig auch kleinere Frachtmengen. Möglich wurde das
Projekt durch das ebenenübergreifende Zusammenwirken der Bundesregierung, des Landes Brandenburg und
des Landkreises Uckermark.

Einen Schritt in eine mobile Zukunft auf dem Lande geht auch die Verbandsgemeinde Beetzendorf-Diesdorf in
der Altmark mit dem KitaMobil. Gemeinsam mit der Personenbeförderungsgesellschaft Salzwedel befördert sie
– ähnlich wie der Schulverkehr – Kleinkinder von der Haustür zur Kindertagesstätte. Ein Kita-Lotse begleitet
die Kinder im dafür eigens hergerichteten Bus. Die Beförderung von Kleinkindern im Rahmen eines Bring- und
Abholservice ist in dieser Form bisher einzigartig. Ziel des Projekts ist es, die Kinderbetreuung der Verbands-
gemeinde in der dünn besiedelten Altmark langfristig zu sichern und den Eltern damit eine bessere Vereinbar-
keit von Beruf und Familie zu ermöglichen.

Beide Projekte (KombiBus und Kitamobil) sind auch Modellvorhaben der Arbeitsgruppe „Demografie“, die
vom Beauftragten der Bundesregierung für die Neuen Bundesländer einberufen wurde. Die Arbeitsgruppe hat
das von der Bundesregierung und den ostdeutschen Regierungschefs im Herbst 2011 verabschiedete Hand-
lungskonzept zur Sicherung der Daseinsvorsorge entwickelt und erprobt nun innovative Ansätze im Bereich der
Daseinsvorsorge wie Nahverkehr, Jugendmobilität, Kinderbetreuung und Aktivierung und Integrierung älterer
Menschen. In allen Modellprojekten geht es darum, zukunftsfähige Lösungsansätze zu entwickeln, die auch für
andere Regionen mit vergleichbaren Herausforderungen beispielgebend sein können.

Eine wichtige Aufgabe von Bund und Ländern wird es künftig sein, die Ergebnisse aus den verschiedenen Mo-
dellprogrammen auszuwerten, die fördernden und hemmenden Faktoren zu identifizieren und daraus weitere
Erkenntnisse abzuleiten. Ziel ist es, neue Formen der Leistungserbringungen in der Daseinsvorsorge durch tech-
nische, technologische und organisatorische Innovationen zu verknüpfen und dafür den notwendigen Rechts-
rahmen zu schaffen.

III. Ausblick

Auf Grund der Wirtschaftsschwäche und des enormen Investitionsbedarfs zur Modernisierung der maroden
Infrastruktur war bereits unmittelbar nach der Wiedervereinigung von Anfang an klar, dass der wirtschaftliche
Aufbau in den neuen Ländern nur längerfristig zu leisten war. Für den „Aufbau Ost“ bedeutete dies, dass zu-
nächst einmal die Basis für den materiellen Wohlstand auch im Osten des Landes zu schaffen war. Jetzt, im 24.
Jahr nach der Wiederherstellung der deutschen Einheit und zur Halbzeit des seit 2005 laufenden Solidarpaktes II
weisen die ostdeutschen Länder insgesamt eine gute Lebensqualität auf:

Der Angleichungsprozess bei der Wirtschaftskraft je Einwohner, ein wichtiger Aspekt für den materiellen
Wohlstand der Bevölkerung ist auch in den letzten Jahren vorangekommen, wenn auch langsam. Im Jahr 2012
ist das BIP pro Einwohner in den neuen Bundesländern einschließlich Berlin um 0,5 Prozent gegenüber dem
Vorjahr gewachsen. Die Zahl der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigten hat auch im Jahr 2012 weiter
zugenommen. Seit 2006 beträgt der Zuwachs damit insgesamt etwa 450 000 Beschäftigte. Erfreulich ist, dass



Deutscher Bundestag – 18. Wahlperiode – 61 – Drucksache 18/107

diese Entwicklung fast alle Bundesländer betrifft und für nahezu alle Branchen gilt. Auch die Abwanderung der
Bevölkerung von Ost- nach Westdeutschland ist weitgehend zum Stillstand gekommen. Und zum zweiten Mal
nach der Wiedervereinigung weist Deutschland im Jahr 2012 einen gesamtstaatlichen strukturellen Finanzie-
rungsüberschuss auf. Zu diesem Ergebnis tragen auch die ostdeutschen Länder mit ihren Haushaltsüberschüssen
bei.

Trotz dieser in der Gesamtbetrachtung positiven Entwicklung bleibt in puncto Wirtschaftskraft ein deutlicher
Abstand zu Westdeutschland bestehen. Die Konvergenzlücke ist zu einem großen Teil durch wirtschafts- und
siedlungsstrukturelle Faktoren bedingt. Dazu zählt die dünnere Siedlungsstruktur mit nur wenigen ausstrahlen-
den Wachstumszentren. Hinzu kommt eine Wirtschaft, die durch eine kleinteilige Betriebsgrößenstruktur, das
weitgehende Fehlen von Firmenzentralen größerer Unternehmen und Unternehmen mit eigenen FuE-Einheiten
gekennzeichnet ist.

Im Interesse der wirtschaftlich schwächeren Regionen und zum Abbau von Standortnachteilen bleiben der bis
2019 laufende Solidarpakt II und die EU-Strukturfonds eine wichtige Säule für die Finanzausstattung der ost-
deutschen Länder. Die Bundesregierung hat sich zudem im europäischen Kontext für den Erhalt eines wirksa-
men Förderrahmens für die EU-Strukturfonds eingesetzt und zur Begrenzung finanzieller Einbußen für die bis-
herigen Höchstförderregionen ein Sicherheitsnetz erreicht. Dabei muss im Blick behalten werden, dass sich die
ostdeutschen Länder nicht nur auf rückläufige Finanzmittel einstellen, sondern zusätzlich der Verpflichtung zur
Haushaltskonsolidierung Rechnung tragen müssen.

Unter dieser Prämisse müssen Wachstumsdynamik, Innovationskraft und Internationalisierung der Wirtschaft
weiterhin deutlich gestärkt werden. Die kleinteilige Unternehmerlandschaft braucht weiterhin Unterstützung,
damit ihre Wirtschaftskraft und Wettbewerbsfähigkeit wachsen kann. Die Investitionsförderung durch die Ge-
meinschaftsaufgabe Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur (GRW) ist hierzu unverzichtbar, ebenso
beispielsweise die weitere Förderung von Clustern und Netzwerken zwischen Unternehmen, Hochschulen und
Forschungseinrichtungen sowie die Vermarktung des Investitionsstandortes Ostdeutschland. Auch die im Ver-
gleich zu Westdeutschland immer noch zu hohe Arbeitslosigkeit gilt es zurückzuführen. Schulabbrecher und
Langzeitarbeitslose bedürfen gerade im Hinblick auf den schon jetzt bestehenden Fachkräftemangel in den neu-
en Ländern eines besonderen Augenmerks. Dies gilt umso mehr, je stärker sich der Mangel an Fachkräften auch
aus den Konsequenzen des demografischen Wandels verschärfen wird. Handlungsbedarf besteht ferner bei der
Infrastruktur, insbesondere beim Ausbau der Breitbandversorgung, die für die ländlichen Regionen Ostdeutsch-
lands essenziell ist.

Neben dem klaren Handlungsschwerpunkt der weiteren Verbesserung der ökonomischen Situation in den neuen
Ländern muss aber auch Aspekten wie Bildung, Gesundheitsversorgung und Naturschutz Rechnung getragen
werden, die wesentlich dazu beitragen, die Lebenswirklichkeit der Menschen positiv zu beeinflussen. Gleiches
gilt für das Engagement der Menschen, sich für die Gemeinschaft einzusetzen. Hier können unterstützende
Maßnahmen der Bundesregierung einen wichtigen Beitrag leisten. Insgesamt sind Fortschritte bei der Herstel-
lung gleichwertiger Lebensverhältnisse sichtbar. Dabei besteht kein Anspruch auf ein an jedem Ort in Deutsch-
land gleiches, identisches Angebot. Das gilt insbesondere auch für die Leistungen der Daseinsvorsorge. Gleich-
wertigkeit der Lebensverhältnisse erlaubt und ermöglicht Diversität in allen Regionen des Landes.
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